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Vorerinnerung. 
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| Da mir über die Materie von den Fidei⸗ 
commiſſen in den Oſterreichiſch⸗Deutſchen 
Erblaͤndern, außer der kurzen Anleitung 
zur gerichtlichen und außergerichtlichen Be⸗ 
handlung der Fideicommiſſe in den k. k. 
Staaten von Herrn Foſeph Grafen von 
Auerſperg, Prag 1794, keine zuſammen⸗ 
haͤngende Bearbeitung bekannt iſt; ſo ent⸗ 


ſchloß ich mich, gegenwaͤrtigen Verſuch 


heraus zu geben. Ich konnte ihm nur we⸗ 
“2. 


a A 


nige, und ie von eihiondee c getrennte 


Stunden widmen „und muß daher in Ruͤck⸗ 


ſicht der Maͤngel desſelben das W 


um che bitten. 


\ 


Der Verfaſſer. 


ei 
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Inhaltsanzeige. 


. Hauptſtuͤck. 
Von dem Urſprunge der Fideicommiſſe. 
{ Von Seite 1 bis 20 


8 


. dem Urſprunge der Fideicommiſſe kann man 


den Zeit⸗ Punct, oder die Urſachen, welche fie her⸗ 
vorgebracht haben, verſtehen. N 


$. 2. 


Der Zeit- Punct der Entſtehung der öſterreichi⸗ 
ſchen Fideicommiſſe kann aus Abgang ſicherer Quel⸗ 
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len der era über dieſen Sone hart! Beim: 


met werden; indeſſen wird doch das uoerlaßtg da⸗ 
von bie angegeben. 


$. 3. 


Der Begriff der Fideicommiſſe reicht in der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft weit zurück, denn ſchon bey den Römern 
gab es fideicommiſſariſche Anordnungen. 


8. 4. 
Dennoch weicht dieſer älteſte Begriff der Fidei⸗ 
7 von dem unſeres Zeitalters ab. Der fidu⸗ 
ciariſche Erbe hat bloß den N ß der fidei⸗ 
eicher Saar, 
| S. F. | 
Zu den Sfterreichifchen Fideicommiſſen gab wahr⸗ 
ſcheinlich das Lehen-Syſtem die erſte Veranlaſſung. 
„ | 


Lehen und ieee ind d dem nungeactt höchſt 
Feſc welches gezeiget wird. 


$. 7. 


Dennoch war eine Urſache vorhanden, warum 


der Lehen erwähnet wurde. Eben hieraus iſt erklarbar, 


8 


1 


— — 


5 gründen. 


m L vin 
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ia | $ 8. 
Sault ſich in berſchledenen Staaten eine Ahnlich⸗ 
leit der Lehen mit den een ſtets erhalten 
hatte. 1 \ 

$. 9. 
Die Erbverträge des Adels pee die Eifer⸗ 
ſucht ſeines Strebens nach Reichthum und Anſehen. 


$. 10. 


| Die Sſterreichiſche Landesverfaſſung und die aus⸗ 
drücklichen Geſetze dieſer Provinz beſtätigen dieſe 


Wahrheit. N 5 


F. .. 


9850 folgt, daß die Fürſten dieſes Landes 
für gut fanden, das Anſehen ihres Landadels feſt zu 


n 
Dieſes beſtätiget ſich, weil nach der Hand andere 
Makimen der Oſterreichiſchen Regierung angenommen 


wurden, wovon in einem befouderen Hauptſtücke ge⸗ 
handelt werden wird. 


6. 13. 


um dieſes ſchon hier zu wiſſen, kann man das 
III. Hauptſtück meiner gegenwärtigen Abhandlung 
. ſesleich Er die Hand nehmen. 


S. 14 3 
Selbſt in Deutſchland haben die erbeinihungs⸗ 
Verträge die Macht der Stände des Reichs im Gro⸗ 
ßen, dem Propincial⸗Abel im Kleinen zum Mus 
ſter gedienet, ihre Macht m engeren umfange durch 
Fideicommiß⸗ Stiftungen zu begründen. 


. 15. 


Der begüterte Adel Sſterreichs hatte nie eine N 
Landeshoheit, doch aber einen Einfluß in 
die Zweige der Staats verwaltungen; denn es führen 
heut zu Tage noch gewiſſe Gerechtſame der adelichen i 
Landesbeſitzungen die Zeichen eines ſolchen vorhin ge⸗ 
Mae Einfluffes. 


$. 16. 


übrigens findet man in den, heute offen liegen⸗ 
ben, Büchern der Öfterreichifchen Vorzeiten nur Te= 
ſtamente, oder Erbsverträge, woraus die Fideicom⸗ 
miß ⸗Errichtungen zu entnehmen find. 


S. 17. } 


Wäre die vormalige Weißbothenamtsverfaſſung 
ſo ordentlich beſchaffen geweſen, wie die heutige Bü- 
cherhaltung der Landtafeln; fo würde man mit Ge: 
wißheit noch ein Mehreres mit ſicherer Behauptung 


* 


von den Bewegurſachen, welche die Bſterreichiſchen 
1 biogcommiſf gegründet haben, ſagen fönnen. 


* 8 1 $. 18. 


Indeſſen iſt es gewiß, daß vormals die Oſterrei⸗ 


chiſchen Regenten die Fideicommiß⸗ Errichtungen durch⸗ 


aus ohne Ihre ausdrückliche Höchſte Genehmi⸗ 


gung entfichen ließen. 


. 19. 


/ 


N BE 1 19. > 


1 7 


Ja in neueſten Zeiten haben unſere Allerhöchſten 


Beherrſcher Selbſt gewiſſe, ſich um den Staat ver- 


dient gemachte, Familien ⸗ Häupter mit Fideicommiß⸗ 


Stiftungen beſchenkt. 
$. 20. 


Es ſcheint auch, daß das Beſtreben des Adels, 
mächtig und reich zu werden, ſo wie der Schutz der 


Landesherren „ ſolche Erhebungen zu dulden, und zu 
begünſtigen, ſeine guten und weislichen Urſachen ge— 


habt habe. 
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Er: 
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* * 19 


. Haupt 


Von der e Einheiung und Verschiebe der 
N Fidelrommiſſe. 


* 


Bon Seite 21 bis 39 | 


S. I. 


105 Die Einteilung der Fideicommiſſe ergibt fi ch aus 
der Definition, und aus der anfänglichen Beſtimmung 
des Begriffes der Fideicommiſſe; dieſe wird aufge⸗ 


ſtellt. 
„ 


Es ergeben ſich alſo hieraus Real- und Geld⸗ 


Fideicommiſſe. unter den erſteren iſt auch 


* Schmuck, ſammt Koſtbarkeiten und Einrichtungen 
jeder Art zu verſtehen. 


. % 


Real - RR find folglich wieder verſchie⸗ 
den; denn ſie ſind entweder unbewegliche, oder 
bewegliche Dinge. 


Se 


1 


u Anfgung der Fähigkeit zur Nachfolge 
werden die Fideicommiſſe in männliche, weibli⸗ 
che, oder gemiſchte; in Rückſicht der Ordnung 
in der Nachfolge aber in Majorats-Seniorats⸗ 
und ſimultanelſche Fideicommiß- Stiftun- 
gen eingetheilet. | | 


L. 5. 
Hier wird erkläret, was männliche, was 


weibliche, und was Fideicommiſſe find, ww 
beyde Geſchlechter erbsfähig find, 

a 9. 6. 

Wird EN, was Majorat⸗ e 
a find. | | 4 


e 
Dieſe ſind Primo⸗ Secundo- oder ee 
Benitur⸗Fideicommiſſe. 
5. 8 


j 7 * e 
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Sie haben che mitſammen gemein. 
| §. 9 
> Bolfinbige Erläuterung hierüber, 


’ 


e 
a ER A a. 


Die Secunbo⸗ - Genitur -  Sibeicommife haben et⸗ 
was Aae bey fi, att a 


7 


. $. II. 
durch Erfahrungen beleuchtet wird. 
K 12. 


Sie ſind öfters von fpäteren Inhabern des ur⸗ 
ſtiftlichen Fideicommiſſes, und auch von anderen Per⸗ 
ſonen 8 0 1 


5. 14. 


und zielen vorzüglich darauf ab, mehrere abgeſonderte 
Zweige der adelichen Familien zugleich im Anſehen, 
und in Vorzügen zu erhalten: 


§. 14. 


N demungeachtet können Primo - und Secundo⸗ Geni⸗ 
tur = Fideicommiſſe ohne Widerſpruch in einer 8 der 
nämlichen Perſon e ſeyn. 


8. 15. 


Ihre Abſonderung muß aber alſogleich wieder ge⸗ 
ſchehen, ſobald die Rückſichten eintreten, wovon $. 13. 
die Rede war. Dennoch wären 


- 


XIII 
* dir 
5 4 46. 


Streitigkeiten möglich, wenn eine ſolche Gecundo - 


Genitur = Fideicommiß - Stiftung vorhanden wäre, 
welche ſich mit den baten Geundfägen nicht wohl 
vertrüge. 


5. 17. 
Mir find verſchiedene Familien-Secundo⸗Geni⸗ 


tur ⸗ Fideicommiſſe in der Erfahrung vorgekommen, 


Dieſe werden namentlich angezeigt. 
S. 18. Nat 


Wird geſagt, was Seniorats: Fideicom⸗ 
milfe, und 


5. 19. 


| bemerkt, was gemeine Fideicommiſſe ſind. 


$. 20. 


Oer Rechts verſtändige ſoll alſo den Stiftern der 


Fideicommiſſe wohl erklaren, was der Unterſchied der 


Fideicommiſſe für rechtliche Folgen hervorbringe, um 
den Streitigkeiten zuvor zu kommen. 


S. 21. 


Weibliche Fideicommiſſe arten gewöhnlich 
nur in eigentliche Stiftungen im engſten Sinne die⸗ 


ſes Wortes aus. 


un. Hbusıhie . 


| 3 Bon der Nü üglihkeit, oder Sch ädlichkeit der Fi, 
f aan in THAN auf den Staat. 


Von Seite 4⁰ bis 66 
1 
n N. ! . 


W. es das Staatsband fordert, gewiſſe Familien 

näher an das Staatsoberhaupt zu binden, empfiehlt 
ſich von ſelbſt auch die unterſtügung der San 
miſſe. . 


S. 2. 
Die Urfachen dieſer Behauptung. 
8 | 
A Fideicommiſſe können nicht ſchädlich ſeyn, wenn 
ſie in Schranken gehalten werden. 
1 6. 4 ER 
Es fehle nicht an Mitteln, ſie darin zu halten. 
$. 5. ä 5 
Die Sterrecchiſche Regierung hat digen Grund- 
faße ſtets gemäß gehandelt. 


= 
d 


ee 2 f 8 e g 8. 6 > | 
1 Daraus erklärt ſich die altefe Nachſeh, und eben 
fo die nachherige Aufmerkſamkeit auf e St 
| deicommiſſe. 


1 g. 7. 
-Subfitutionen in unbeweglichen Gutem wurden 
beſchränkt, | ' 127 
9. 8. | 
zu gleicher Zeit aber die ſchon beſardenen Fideicom⸗ 
4 miſſe Ber 


3 


$. 95 
Vaſchebene Hinſichten, warum dieß geſchehen iſt. 


* 


1 088. "TO, 


n Unter Kaiſer Joſeph II. ſcheint eine neue Epoche 
5 für die Fideicommiſſe eingetreten zu ſeyn⸗ 


F. 11. 
K Einige Betrachtungen von mir, warum fie her⸗ 
beygeſuhret worden ſeyn mag. 
1 5. 12. 
FPaortſetzung. 
a Ben 


Daher der Angriff auf dieſelbenn. 


. 
„ 


— ee EEE 


| Mer erkennen gehen. 


# A a 


1 55 u" 5 
1 Verſchiedene Patente, die den Gale Beten zu 


Fortſetzung. | 
6. S. 16. 
fr Fortſetzung. 175 "MW 
93 . 77. 
Fortſetzung. 
S. 18. 
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Mehrere Ausdehnung der eingeräumten bobine | 


die Fideicommiſſe umzuſtalten, und ſelbe zu beſchwe⸗ 
ren. 


1 | 8. 19. 


* 
Es wurde auch häufig davon Gebrauch gemacht, 
und die Folge davon war, die N einie 


ger Fideicommiſſe. | 8 
5. 20. ö 


Forrſetzung, welche zeigt, daß dieſe eigen vor 


hergeſehen wurden. 


16 S. 21. 
Weiterer Beweis hierüber aus den Geſetzen ſelbſt 
genommen, 
3 1155 H. 22. 


und viel weitſ chichtiger dargeſtellet. 


** f 
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23 N 


* 2 2 eg. 1 
Fortſeung eben dieſes e in wo arn 


— 


Berechnungen. 
$. 24. 
Die Neal: ⸗Fideicommiſſe kamen Nobert zum Theis 


U 


— 


le wieder in freyen Umlauf. 
Bir, S. 25. 
Die Höchſte Macht im Staate mußte wichtige 
eig haben, dieſe Maxime zu brauchen. / 
| H. 26. 
Es ſcheinen jedoch mehrere Urſachen vorhanden zu 
ſeyn, die Fideicommiſſe in einer gewiſſen Höhe zu er⸗ 


9 


N $. 27. 


| 1 
5 S. 28. | 
In den letzten Jahren hat ſich die Öfterreichifche 
Regierung wieder mehr dem älteren Geiſte genäherk. 
8. 29. 
Die neueſten Geſetze beweiſen dieſes, 
N 9. 30. 
und dieſe rechtfertigen ſich aus hochſt wichtigen Rücke 


ſichten. 
8. 1. 


1 
| f Fortſetzung. 
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km e 1 5 
; IV. Haupt ſt i 


Von den Soeccommipe Anwärtern 1 und ihren 
5 hren 


Von Seite 67 bis 71 
5. x 
Wes unter den Fideicommiß ⸗ Anwärtern verſtan⸗ 
den wird. a 
f . . 5 | 
Diͤeſe werden bey den Gerichten in die näd= 
ſten, und in die entfernteren eingetheilet. 
S. Fa 
Allgemeine Rechte derſelben werden hier aufge⸗ 
führt. 
4 
Ihre Einſprache iſt weſentlich, wo von der Um⸗ 
ſtaltung der Fideicommiſſe die Rede iſt. 
$. 5. 
25 1 5 
Weil die Anwärter nicht allemal bekannt ſind, 
werden Curatoren der Fideicommiſſe aufgeſtellet. 
1 F. 6. 
Die Fideicommiſſe ſtehen folglich unter der obrig⸗ 


keitlichen Obhuth. Von allen dieſen Gegenſtänden 


wird ein Mehreres im V. Hauptſtücke geſagt werden. 


N A | xiX 


v. Haupt f A 


Von den ddl Curatoren, ihren Rech | 
* ten, und Pflichten. 


Ven Seite 72 bis 82 


S. I. 


Wi. wird unter den Fideicommiß ⸗Curatoren ver⸗ 
ſtanden? A FR 
/ $. 2. ö | 

Sie find gleichſam die Vormünder der Fideicom⸗ 
miſſe. Ihre Pflichten ſind nur in einzelnen alen, zu 
Anden, 


. 3. 
Sie ſind jeboch ſtets nothwendig 


5. 4. 


Fortſetzung für die Nochwendigkelt derſelben, 
wiewohl fie entbehrlich ſcheinen. 


$. F. > 


| Es wird der umfang ihrer Rechte und Schuldig⸗ 
keiten hier glichſam in einer allgemeinen Regel aufe 
geſtellet. 

ba 


| 


5 6. 


' Deren he Rechte i in Abſicht der ihnen nö⸗ 
thigen BEN: des fioricommiſſariſchen Beende. 5 


N | $. 7. 5 h * 


„Auch gocal = e e zu ihren 
umspfichten; deßgleichen 


5 N j S. 8. 


‚ das Recht und die Pflicht, wegen ausftändfger Depu⸗ 
rationen, und anderer Gegenſtände Klage zu führen; 


S. 9. 


bey Umſtaltungen der Real- Fideicommiſſe auf die 
Geldanlegungen zu ſehen: worüber die Patente vom 
17. May 1793, und 4. October 1796 etivas Beſon⸗ 
deres verordnen; 


S. 10. 


die Vergütung ihrer Mühewaltungen und Auslagen 
zu fordern. 


R 15 11, 


Es gibt Fälle, wo fie ſogar bey den peltiſchen a 
Stellen wegen ihres Amtes einzuſchreiten haben. 7 


XXI 
8. 12. 


7 Are OA werden erſt durch die obch⸗ 
* Genehmigungen rechtskräftig. 


S. 13. 


Auch ſteht ihnen der Recurs offen, 


* 


S. 14. 


* 


Fideicommiß⸗ Tabellen find zur leichteren Übers 
ſicht des fideicommiſſariſchen Beſtandes üblich. 
1 8. 15. 


N 


Den Rechten der: Fideicommiß⸗ Curatoren ſtehen 


5 natürlich auch 190 Pflichten allemal Arad 


5. 16. 


Vorzüglich ſollen fie ihrer eigenen Verantwort⸗ 
lichkeit Willen die Depurations⸗Rückſtände nicht an⸗ 


ſchwellen laſſen. 


VI. Haupt ſtuͤck 


Von der Belaſtung der Fideicommiſſe, und von 
deren Allodialiſtrungen, oder Umſtaltungen zum 
freyen Eigenthume. | 


Von Seite 83 bis 115 


| $. I 
D ie Beſchwerungen der! Fideicommiſſe ſind entweder 
mit der Sache dauernd, oder mit der Perſon des 
Beſitzers vorübergehend. 
F. 2 
Die letzteren ſind eigentlich kene icons 
Veſcheperugg eas 
$. 3. 
Auch von dieſen wird geſprochen. 
F. 4. 
Altere Laſten, oder öffentliche Schuldigkeiten kön⸗ 
nen dadurch keinen Abbruch leiden. 
$. 5. 


Mißbräuche der fideicommiſſariſchen Ertragszwel⸗ 
ge ſind nicht erlaubt. 


1 


5 | „ 
9. 6. 

In wie weit der intabulirte Gläubiger befugt iſt, 
ſich aus den Einkünften bezahlt zu machen, wenn er 
mit früheren Gläubigern in Zuſammenſtoß gerärh. 

N | I 
$. 7: | 


Die Intabulation, für ſich allein betrachtet, gibt 
keinen Beſitz der verpfändeten Sache. 


4 e 


Bey Pfändern unbeweglicher Sachen 1295 es 12 5 
das nämliche Verhältniß; 


deßhalb bleibt doch die frühere Dppathek in ihrer 
Wirkung. 6 


92 
S, 19, 


Es wird geſtritten, ob nicht das Tabular⸗Recht 
ad corpus vorzüglicher ſey, als jene s ad fructus, 
wenn es gleich fpäter als das ad fructus ale Mel⸗ 
nungen 17 ö 


$. II. f 
Einwürfe dagegen, und ihre Auflöſung. 
8. 12. * 


Fortſetzung. 


\ 


8. 13. 


Es kann Falke geben, wo die W 64 Ki 
corpus ungehindert der Hof ⸗Reſolution vom 12. 
Diener 1799 Rn werden können. N 

7 Nu 14. a w 

e die das Fideicommiß ſelbſt ker 


ſten, ſollen das Drittel fete wahren Wertheß nicht 
Übefleigen. 925 


15 955 us Br 
Das Hof: Decret vom 15. März 1781 erlaubt 
die Beſchwerungen, und die Umſtaltungen der Real⸗ 
Fideicommiſſe in Geld = Fideicommiſſe. N 
in 2 N 


$. I 6. F 


Das Hof Decret vom 2x. May 1781, dann die 
Patente vom 9. May 1785 und 17. April 1787 geben 
verſchiedene Begünſtigungen zum Behufe der Umſtal⸗ 
tungen und Beſchwerungen der Fideicommiſſe. 


5. 17. 


In den Beſchwerungen des Fideicommiſſes ſind 
keine Patental- Abänderungen ſeither geſchehen. 


* Wis 


$. 18. 


Ganze Dominical⸗ Real - Fideicommiſſe können 
an die Unterthanen nicht mehr verkauft werden. 


S. 19 


Auch alle anderen Umſtaltungen der Neal = 
Geld⸗Fideicommiſſe unterliegen der Einſprache ihrer 
Anwärter und Curatoren; es müßte zuletzt zur öffent» 
lichen Feilbiethung kommen. * 

PR 5. 20. 
Sie ſind nur höchſt ſelten ausführbar. 


. 21. 


Auſſer, wo alle dabey NUN Theile darüber 
ein verſtanden find, 


S. 22, RR 


Umſtaltungen der Real- in Geld- Fideicommiffe 


heißen nach dem Sprachgebrauche Allodialiſirungen. 
| 5. 28. 


Wie 8 Deſhweunden der Fideicommiſſe zu 
N fen. 


— 


KR i 


* h 
j # 
N } 


24 


Fortſetzung nach dem unterſchiede der Geld ⸗ ober 
Real⸗Fideicommiſſe, und was bey Geld⸗ Fideicom⸗ 


miſſen vormals als etwas Beſonderes vorgeſchrieben 


war. 


90 5 8. 25. 


Oft iſt ſchon uach glaubwürdigen Rentkechnungen 
der Werth des Real⸗Fideicommiſſes bey Gericht aus⸗ 
gewieſen worden. 


$. 26. 


Den gerichtlichen Suede muß endlich ger 
glaubt werden. 


g eis 5. 27. 
1 Das zum Theile depurirte Fideicommiß⸗ Drittel 


kann abermal von dem Beſitzer vollends an 


werden. 
N 9. 28. 


Die vorgemerkten Unterhaltungen dec Wittwen, 
und das Achtel, welches für die Waiſen und gericht⸗ 
lichen Geldhinterlegungen in Öfterreich von dem Wer- 
the der Herrſchaften verpfändet iſt, muß bloß von 
dem zur Onerirung beſtimmten Drittel des Fibelcom⸗ a 
miß ⸗Werthes abgeſchlagen werden. 


5 N x xVI 
S. 29. 


Eben das iſt nach dem Werthe zu berechnen, 
wie das Real- Fideicommiß im Ganzen bey feiner 
Beſchwerung angeſchlagen wird. 


4 


S. 30, 


Dieſe bisher berührten Fideicommiß = Gefchäfte 
find demjenigen Verfahren zugewieſen, welches zu dem 
adelichen Richteramte gehörig iſt. 


$» 31. 

Dominical⸗ Entitäten ſollen auch, ohne Bewilli⸗ 
gung der politiſchen und Juſtiz-Behörden, nicht an 
die Unterthanen kommen. 


§. 32. 


Hier trifft es ſich, daß keine dieſer Behörden den 


Anfang mit dem Gefchäfte machen will. 


** | 
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Den den „ Soromniß FÜRRBRER 


Von Seite 116 bis 130 


$ I. x s \ 


| | Wa unter d. der N des Fidelcommiſſes Bere 


fanden werde. 


$. 2. 


— 


Die Depurations 5 Schuldigkeit der Fideicommiß⸗ 


Beſitzer erſtreckt ſich auch auf die Beſchwerungen ihrer 


Vorgänger zurück. 
S. 3. 


Sie he gleich einer anderen Real⸗ Beckinöfiä- 
keit auf bem Gute ſelbſt, und dieſe 


0 S. 4. 


meine Behauptung beruhet auf der Weiſe, wie die 


Fiaideicommiß⸗Belaſtungen von den Gerichten bewil⸗ 
liget werden ſollten. 


„ | 
Die Gläubiger follen auf die gerichtliche Onerk⸗ 
rungs- Bewilligung nur ſupervorgemerkt werden. 


U 


N: | 4 — N ; XXIX 
$. 6. ER 
Der Fibeicommiß = Beſitzer kann jedoch feinen 


Rückgriff nehmen, wenn er für feinen Vorgänger de⸗ 
purirt hätte. 


f $. 7. 

Die Patente vom 3. April 1787, und-ar. May 
1787 ſind wegen der Depurationen zur Rich tſchnur zu 
nehmen. | ; 


* | N 

Die Gerichtshöfe werden wohl von ſelbſt aufmerk⸗ 
ſam ſeyn, wenn ſich der beſchwerluſtige Beſitzer des 
Fideicommiſſes zu einer höheren eee aner- 


böthe. 
§. 9. | 
Fortſetzung der in dieſem Falle zu nehmenden 
Vorſichten. | | 0 
f 8. 10. | 


Schuldbriefe, worin mehr als gefegmäßige Fi⸗ 
deicommiß = Depurationen verſprochen werden, find 
bedenklich. 


* 
u 


. 38 


Weitere Betrachtungen über die Intabulatſonen 
baſaben, welche zu geſchehen pflegen. 


1 


= 
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N RR 6. 12. N 
Sie find gleichwohl, perſonlich berachtet, ict 
ohne en Folgen. ö 9 
| r §. 13. 


Nur die Beyſtimmung der Anwärter und Curato⸗ 5 
ren der Fideicommiſſe kann ſolchen eine  SrDinDlehe 


Kraft eintaumen. 
$. 14. 


Die herausgenommenen Depurationen müſſen 


neuerlich mit einer abermaligen 48 igen jährlichen De⸗ 


purations⸗ Schuldigkeit belegt werden. 


— 


} N | $, 15. 
Wahrhaftig eine ſonderbare Erlaubniß, die doch 

in den Geſetzen gegründet iſt! 

§. 16. 


Sie dürfte wohl eine Abänderung leiden, wenn 
die Folgen davon lebhaft vorgeſtellet würden. 
| 9 8. 17% 
Dieſe werden hier im Vorbeygehen berührt. 
$ 18. 


Die Curatoren und Anwärter ſollen ſtets auf die 
Depurations-Schuldigkeiten ihr Augenmerk richten. 


x 
5 


* 
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In 
VIII. Haup t ſt uͤ ck. 


Von der Abfonderung des Sibeicommiffes vom 
Allodial⸗Gute vorzüglich bey Verhandlungen 
der Todfälle, und wie es ſich dabey zu oed 
Mn Me 


A 
* 


Von Seite 131 bis 155 
8 
E, iſt nothwendig bey Sterbfälfen dag freye von | 
dem fideicommiſſariſchen Vermögen abzufondern. 
5. 2. 
Subſt dann, n wenn die nämliche Perſon beyde Erb⸗ 
en zu überkommen hätte. 
| $. 3. 
| Zwey Verlaſſenſchaftsabhandlungen find nach dem 
Tode eines Zideicommiß = Beſitzers zu pflegen. 
S. 4. 
Fortſetzung davon. 
§. 8. | 
| Schon bey den Beſchreibungen der Verlaſſen⸗ 
ſchaften ſollte dieſe Abſonderung geſchehen. 


vererblichen Berlaffenfe ya 


8. 6. . 


Wenn es nicht geſcieht, oder wenn ein Ir th im 
darin vorgeht; ſo wird die Entwickelung 2 ben 
eine parteyſache. 

. ; * e 


„ 


er ur 


Die Erbserflärnngen bey Fideicommiſſe brau⸗ 
chen die Rechtsformlichtei en nicht, wie jene in frey⸗ 
en. > 


! ' 
N §. 8. 
Behelfe, die Abſonderung gehörig zu leiten, ſind 


5 verſchieden, welche hier angezeigt werden. 


§. 9. 8 


N 
Der kundus instrucius iſt der Regel nach aus 
dem Inſtitute des Fideicommiſſes zu entnehmen. 
2 $ 10. 
überhaupt begreift er mehr oder weniger, nach 
dem größeren oder kleineren Umfange der Real- Fidei⸗ 
commiſſe. 


§. 11. 


Wie deſſen Herſtellung zu beurtheflen ſey, wenn 
er veräußert worden ware. 


ü 2 r 5 * * 
Ai rn 
§. 12. 
der Uberſchuß des fundi instructi gehört dem 
Alodial⸗ Erben; nicht fo die hangenden Früchte, 
$. 13. 
Für dieſe kommt ihnen manchmal eine Vergütung 
zu. e i 


$. 14 i 
Solche iſt nach Geſetzen und Rechtsentſcheidun⸗ 
gen ahnlicher Fälle einzurichten. 
$. 15. | 
Dieſe kommen aber nicht überein. 
§. 16. 
Nähere Erörterung darüber. 
§. 17. 
Der Stand- Punct der Georgi Zeit ſcheint der 
Sache angemeſſener zu ſeyn, als 
| §. 18. | 
jener des gemeinen Aufanges des neuen Jahres. 
§. 19. 


Selbſt die Georgi-Zeit kann nicht in allen Zweie⸗ 
gen der Withſchaft angenommen werden: nicht bey 
der Holznutzung 5 


JJ 
„ 


| $. 20, 
nicht bey Fiſchereyen. PUR 99 85 
gar e 


Den Allodial⸗Erben gebührt im N Fal⸗ 
le allemal eine Vergütung. 


§. 22. 


Dieſe wird in dem Verhältniſſe geringer, als die⸗ 
ſelben einen Antheil an den Jahrseinkunften beziehen 
dürfen. f 
L 23. 

Das oben Geſagte betrifft nur die natürlichen 
Früchte. | 


} 
$. 24. 
Bey Civil Früchten wird eine andere Regel aufe 
geſtellt; dennoch iſt auch bey der Anwendung derſel⸗ 
ben ein Unterſchied zu machen. 


$. 25. 
Der Grund der oberwühnten Regel wird hier an⸗ 
gegeben. | 
$. 26. 
Bey der Abſonderung iſt auch zu erwägen, was 


den Allodial-Erben als Vergütung zu Gunſtendes 
Siken es zur Laſt fallen ſoll. 


xxx 
$. 27. 

Ausnahmen von obgedachten Regeln gibt es ur 
auch bey dieſem Gegenſtande. 
§. 28. 


Die Fideicommiß⸗ Abhandlungen werden mit den 
Vermögens und Erbſteuerausweiſungen vollbracht. 


§. 29. f 

Der in gerader Linie von dem Fideicommiß⸗ 

Stifter abſtammende Fideicommiß ⸗ Nachfolger iſt 

gleichwohl der Erbſteuerentrichtung unterworfen; au— 
ßer er wäre ein Kind des letzten Beſitzers. 


| $. 30. 
Dieſe Gebühr beträgt bald 10, bald 5 vom 
Hundert. 
5. 31. 
Beyde dürfen in jahrlichen Abtheilungen bezahlet 
werden. 
5 §. 32. 
Fidelcommiſſariſche Ausweiſe ſind dem Curator 
zur Eunſicht zuzuſtellen. 
§. 33. 


Walten keine Anftände ob, fo erfolgt der eee 
k 


/ 


xXxXVI 
$. 34. 

Dann iſt die Einantwortung der Beweis der ge⸗ 
richtlichen Übergabe, die die Grundbücher und Land⸗ 
tafeln anerkennen. | 
| 8. 35. 

Widerſprüche der Allodial- Erben mit jenen in 
Fideicommiſſen gehören zu den eigentlichen Streit: 
ſachen. 

§. 36. 

Es erlöſchen nach der Einantwortung des Fidei⸗ 
commiſſes alle perfönlichen Vormerkungen des vorigen 
Beſitzers. 


I. Hauptſtück. 


Von dem Urſprunge der Fideicommiſſe. 


5. I. 


Mann von dem Urſprunge der Fideicommiſſe die 
Rede iſt, wie ſolche heut zu Tage in den Öfterrei- 
chiſchen Staaten beſtehen, fo kann man darunter ent- 
weder den Zeitpunct ihrer Entſtehung oder die Urſa— 
chen verſtehen, welche ſie hervorgebracht haben. 


Es iſt ſchwer, den Anfang der Fideicommiſſe ge⸗ 
nau anzugeben, ſoviel iſt indeſſen gewiß, daß folche 
ſchon ſeit einigen Jahrhunderten in öſterreich beſte⸗ 
hen, denn nachdem, unter Kaiſer Ferdinand II., ver⸗ 
ſchiedene Güter des Adels, welcher in der Hebelion 
wider gedachten Monarchen begriffen war, zur lan⸗ 
desfürſtlichen Kammer eingezogen wurden, fo wur— 
den ſchon damahls von den Anwärtern der Fideicom- 


miſſe Beſchwerden angebracht, und ſie wollten dieſe 


U 


2 rg . 


Güter aus dem Grunde vindiciren, weil die vorigen 
Beſitzer bloß des Genuſſes ſolcher Güter theilhaftig 

waren, das Eigenthum derſelben aber, nach den Fi 
deicommiß⸗ Inſtituten, geſammten Anwärtern zuſtand. 
Wären die Fideicommiß⸗Inſtitute in den früheren 
Zeiten ſo, wie heut zu Tage, in den gerichtlichen Vor⸗ 
merkbüch ern eingetragen worden, ſo würde ſich daraus 
der Zeitpunct ihrer Entſtehung genau erheben laſſen; 
allein da dieſe Vorſicht zuerſt in dem 17. Jahrhunder—⸗ 
te geſetzmäßig unter Kaiſer Leopold I, vorgeſchrieben 
worden iſt, ſo muß man ſich bloß mit dem begnügen, 
daß eben dieſe Bücher, in denen ſelbſt die früheren 
Fideicommiß⸗Inſtitute nachträglich eingetragen wur- 
den, bewähren, daß die Fideicommiß⸗ Einrichtungen 
ſchon ſeit mehreren Jahrhunderten in Sſterreich be⸗ 
kannt find, 


S. 3. 


Oer Begriff eines Fideicommiſſes war ſchon in 
der Römiſchen Staatsverfaſſung bekannt; allein man 
kann die Fideicommiſſe der Römer mit jenen, die heu- 
te bey uns beſtehen, gar nicht vergleichen. Denn 
dort verſtand man unter einem Fideicommiſſe nichts 
anders, als den Wunſch irgend eines Erblaſſers, daß 
ſein hinterlaſſenes Vermögen einem ſolchen Menſchen 
zukommen ſoll, welcher nach der Nömiſchen Staats- 


\ 
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verfaffung nicht fähig war, der Erbe eines Römiſchen 


Bürgers zu ſeyn, mithin geradezu als Univerſal-Erbe 
nicht eingeſetzet werden konnte. Der Erblaffer mußte 
alſo einen erbfähigen Bürger erſuchen, daß er, als 
eingeſetzter Erbe, die Erbſchaft demjenigen aushändi⸗ 
gen wolle, dem er ſie geradezu zugewendet haben wür— 
de, wenn er denſelben zum directen Erben hatte MR 
sen können. 


5. 4. 


Die Fideicommiß > Befißer unſeres Zeitalters ha⸗ 
ben nur den lebenslänglichen Genuß der fideicommiſ— 
ſariſchen Entitäten, und fie find verbunden, biefel- 
ben in ihren Beſtandtheilen unverſehrt zu erhalten, 
damit die ihnen beſtimmten Nachfolger einen unge— 
ſchmälerten Genuß davon erhalten mögen. 


2 * 


§. F. 


In Deutſchland erhielt ſich dieſe Art der Fidei— 


commiſſe ſchon durch mehrere Jahrhunderte, und man 


darf beynahe behaupten, daß nach jenen Zeiten, wo 

die Lehen anfingen, erblich zu werden, ſich auch eine 

gewiſſe Art der Fideicommiſſe wenigſtens in dem Sin- 

ne und Verſtande geb! ldet habe, daß, weil die mei⸗ 

ſten Deutſchen Reichslehen nur dem Mannsſtamme ir⸗ 
’ n 
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gend einer freyen Familie verliehen waren, der Be⸗ 
ſitzer eines derley lehenbaren Gutes mit demſelben 
nach Willkür nicht verfahren durfte, ſondern ſolches 
feinen Nachkommen männlichen Geſchlechtes unver⸗ 
ſehrt zurücklaſſen mußte. f 


| re 
1 * \ 

Obſchon übrigens in der Deutſchen Lehensverfaſ⸗ 
fung, wie es erſt bemerkt wurde, gleichſam ein Vor⸗ 
bild der heutigen Fideicommiſſe gelegen iſt, ſo wird 
man dennoch gewahr werden, daß die Lehen des 
Deutſchen Staates von den bis zu uns hergebrachten 
Fideicommiſſen, welche ſich vorzüglich bey dem uns 
bekannten Adel gegründet, und bey demſelben bis nun 
in den k. k. Erbſtaaten erhalten haben, merklich un- 


terſchieden ſind. Denn das Lehen der alten Deutſchen 


Staatsverfaſſung ſollte in keinem Falle der Ereignun⸗ 
gen zu einem freyvererblichen Gute werden, oder deſ— 
ſen Eigenſchaft annehmen können; da hingegen die 
heutigen Fideicommiſſe allerdings in gewiſſen Fallen 
alle Attribute des freyen Vermögens wirklich an⸗ 
nehmen, wäre der Irrthum gar nicht verzeib- 
lich, wenn man die Deutſchen Lehen oder überhaupt 
die Lehensverfaſſung mit den Fideicommiſſen, wie fie 
heute beſtehen, in eine und die nämliche Categorie 
ſetzen wollte. Man darf auch nur zurückſehen, daß 


V. 


ö 1 5 
der Vaſall dem Lehensherrn von jeher zu gewiſſen 
Verbindlichkeiten verpflichtet war, deren Folgen zum 
Theil noch bis zu dieſem Augenblicke in wirklicher 
Ausübung find, wie dieſes in den täglichen Lehens— 
erneuerungen, und der feyerlichen Angelobung der 
Lehens⸗ Pflichten ſichtbar iſt, fo dringt ſich ein wer 
ſentlicher Unterſchied der Lehen von den Fideicommiſ— 
fen gleichſam von ſelbſt auf, indem der fideicommiſs 
ſariſche Nachfolger in einer Fideicommiß⸗- Entität 
nichts von allen dieſen Verpflichtungen kennet. 


§. 7. 


Warum erwähnte ich aber doch der alten Deut— 
ſchen Lehen, wenn die heutigen Fideicommiſſe von den 


erſteren ſo ſehr verſchieden find? Hier iſt meine Recht⸗ 


fertigung darüber: die Lehen der alten Deutſchen 
Staatsverfaſſung waren nämlich unſtreitig nach der 
zuverläßigen Geſchichte entweder eine Belohnung für 
die guten Dienſte, welche der Lehensherr von dem 
Vaſallen ſchon erhalten hat, oder ſie wurden dieſem 
verliehen, weil man fie für die Zukunft zu gewiſſen 
Dienſtverpflichtungen verbindlich machen wollte. Nur 
eine nachher erfolgte Lehens- Felonie des Vaſallen, 


oder eine an dieſe grenzende Sorgloſigkeit konnte den— 


ſelben in die Gefahr ſetzen, des Lehens entſetzet zu 
werden; wo aber derley Sträflichkeiten nicht eingerrer 


Rn 
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ten find, durfte der Lehensmann verſichert ſeyn, daß 
ihm und ſeinen Nachkommen dieſe Lehen gleichſam als 


Stammgüter verbleiben würden. Dieſe Lehensverfaſ⸗ 
ſung gründete folglich bey dem Deutſchen Adel gleich— 


ſam einen immerwährenden Wohlſtand. In der wei- 


tern Zeitfolge gelangten auch unbelehnte Familien zu 


den Vorzügen des Adels, und da auch dieſen daran 
gelegen ſeyn mußte, ihren Nachkommen den Reich- 
thum zu ſichern, welcher der gewöhnliche Gefährte des 


Adels iſt, und deſſen fortdauernden Glanz erhält, ſo 


haben dieſe Letzteren in geſitteten Staaten, wo man die 
Stiftungen unter den Schutz der Geſetze genommen 
hat, angefangen, ihre Reichthümer und Beſitzungen 
gleichſam in Stiftungen für ihre Familien umzuſtal⸗ 


ten; wodurch dann den zeitlichen Beſitzern ihrer Gü— 


ter ein anſehnlicher Genuß derſelben geſichert, jedoch 
zugleich die Macht benommen ward, dieſelben durch 
einen unbegrenzten Aufwand zu dee „oder gar 
zu RUE K tar) 2 


. 8. 


22 


Diefe fideicommiſſariſche Einrichtung hat ſich in 


einigen enropäifchen Staaten ſowohl bey dem Höheren, 


als dem niederen Adel gleichſam von ſelbſt ſo tief ge⸗ 
gründet, daß, wenn gleich keine ausdrücklichen Stif⸗ 
tungen der Ahnen in ihren Gütern vorausgingen, 


7 


wodurch das Band des Fideicommiſſes auf dieſelben 
gelegt wurde, dieſes wohl nach den Gewohnheiten 
gewiſſer europäiſchen Staaten für ſtillſchweigend her— 
gebracht gehalten wird. In dem Königreiche Ungarn 
kann man aus dieſem Grunde ein adeliches Rittergut, 
oder eine ganze Herrſchaft von den zeitlichen Beſitzern 
nur mit der daſelbſt allgemein bekannten Gefahr kau— 
fen, daß man es dem entfernteſten Sproſſen einer 
Familie wieder abtreten muß, wenn er erweiſet, daß 


dieſe Landbeſitzung einſtens ein Gut geweſen iſt, auf 


welchem mehrere auf einander gefolgte Nachkommen 
feines Stammes gehauſet haben: und obſchon es 
wahr iſt, daß in ſolchen Fällen der vindicirende Ne⸗ 
pote einer adelichen Familie dem neuen Beſitzer den 
dafür ausgelegten Kaufſchilling entrichten, und die 
auf die Verbeſſerung des Gutes verwendeten, erweis— 


lichen, Auslagen vergüten müſſe, fo beweiſet dieſes 
zwar nicht geradezu, daß dieſe Güter mit dem eigent⸗ 


lichen Bande des Fideicommiſſes behaftet ſeyn, weil 
der Begriff der heutigen Fideicommiſſe die Veräußerung 
des fideicommiſſariſchen Körpers ſchlechterdings ganz 


und gar ausſchließet; allein dem ungeachtet kann 


man nicht wohl in Abrede ſtellen, daß ſolche landes⸗ 
übliche, Gewohnheiten und Beobachtungen deutlich 
zu erkennen geben, daß der Adel verſchiedener europät: 
ſcher Staaten dieſes Recht gar nicht verjährt haben 


würde, wenn man dieſes Einlöſungs-Recht nicht für 
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eine erhebliche Stütze des Adels angeſehen hätte. 
berhaupt aber gehet aus dieſen Gewohnheiten die 
Erfahrung hervor, daß der Adel jederzeit befliſſen 
war, die an ihn gelangten Beſitzungen von ihren Fa- 
milten gleichſam untrennbar zu machen, und daß die— 
ſes ſtete Beſtreben des Adels, welches zu feiner Er- 
haltung in der That auch höchſt nothwendig war, 
in jenen Staaten die ſtrengeren Fideicommiß⸗Einrich⸗ 
tungen herbeygeführet habe, wo man derley Familien 
Stiftungen eines beſonderen Schutzes der Länder: Nee 
gierungen gewürdiget hat. 


| 5. 9. 


Die Erbverträge der alten Deutſchen adelichen 
Familien find ebenfalls redende Zeugniſſe, daß die— 
ſelben zu allen Zeiten befliſſen waren, den Glanz ih⸗ 
res Geſchlechtes dadurch zu erhalten, daß ihre Stamm⸗ 
güter unfehlbar bey Erlöſchung eines oder des anderen 
Stammes an den Überlebenden zurückfallen ſollen. 
Es liegt alſo ſogar ſchon in dieſen Erbverträgen eine 
Art fideicommiſſariſcher Nachfolgungen, weil derley 
Verträge die Veräußerung der Stammgüter an frem⸗ 
de Gutswerber gehindert, mithin eine Art der Unver— 
außerlichkeit ſolcher durch die Erbverträge gebundener 
Beſitzungen an auswärtige Perſonen, die nicht zur 
Familie der urſprünglichen Gutseigenthümer gehören, | 
eingeführer haben. 


5. Io, 


Noch vor der, durch das Patent vom 11. May 
4786 vom Kaiſer Joſeph II. Höchſtſel. Anden— 
kens in dem frey vererblichen Vermögen der Unter— 
thanen eingeführten, Erbrechtsordnung war es Sitte 
und Gewohnheit im Lande Oſterreich, daß ſelbſt ſol— 
che Güterbeſitzungen des Landadels, welche übri— 
gens unter keiner fideicommiſſariſchen Verfügung ger 
bunden waren, lediglich den männlichen Nachkommen 
des verſtorbenen adelichen Herrn- und Landmannes 
zu Theil wurden. Die weiblichen Sproſſen des Adels 
wurden in der Nachfolge dieſer übrigens ganz allo- 
dialmäffigen Landgüter gänzlich ausgeſchloſſen, und 
die Caroliniſche Erbrechtsordnung vom 28. May 1720 
gab den weiblichen Nachkommen des Dfterreichifchen 
Landadels nur alsdann das Recht der erblichen Nach— 
folge auf die Öfterreichifchen Landgüter, wenn der 
Mannsſtamm gänzlich erloſchen war, wo ſie dann 
als Regredient-Erbinnen ſammt ihren Nachkommen in 
dieſe Güter eintreten konnten, wenn ſolche anders 
noch bey der Familie erhalten würden. Obſchon übri— 
gens auch dieſe in Oſterreich vorhin hergebrachte, und 
nachher durch poſitive Geſetze befeſtigte Gewohnheit 
die eigentlichen Fideicommiß-Beſitzungen des heuti— 
gen Zeitalters nicht hergebracht haben, ſo wird man 
doch aus dieſer alten Oſterreichiſchen Landesverfafs 
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fung gewahr werden, daß ſelbſt die Provincſal-Ge— 
ſetze den Landadel beſtmöglichſt in dem Beſitze ſeiner 
freyen Landgüter geſchützet haben, welche ſich natür- 
lich unter ihn verloren haben würden, wenn das 
Frauengeſchlecht des Öfterreichifchen Landadels und 
ihre Nachkommen ſich mit den e in e 
getheilet ae 


§. II. 


Schon die erſtberührte, aus den ausdrücklich hier⸗ 
über vorhandenen Geſetzen erprobte, Verfaſſung der 
Oſterreichiſchen Lande führt auf die weitere Idee, 
daß den vorigen Beherrſchern dieſer Lande an der 
Aufrechthaltung ihres Landadels gelegen war; es kann 
uns daher nicht Wunder nehmen, wenn Höchſtdie— 
felben, von gleichen Grundfägen geleitet, alle eigenen 
Verfügungen Ihres Landadels kräftigſt geſchützt ha⸗ 
ben, wodurch dieſer ſeine Güterbeſitzungen gleichſam 
auf ewige Zeiten ihren männlichen, oder weiblichen 
Nachkommen durch förmliche Fideicommiß⸗Stiftuns 
gen zuſicherte, welche nach den Begriffen der 
Rechtslehre nichts anders, als fortdauernde Subſti⸗ 
tutionen, mithin immerwährende Berufungen der 
Nacherben ſind. 


— 


> 
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Daß die Errichtungen der Fideicommiſſe theils 


dem ſteten und ſich immer gleichen Beſtreben des Adels, 


womit dieſer von jeher ſeinen Glanz und ſein Anſehen 


entweder aufrecht erhalten, ober noch mehr zu erhö— 


hen geſucht hatte, theils den damahls herrſchenden 
Maximen der Höchſten Oſterreichiſchen Landesfürſten, 
welche dieſe Vorſichten Ihres Landadels nicht nur ge— 
billiget, ſondern auch durch Höchſtihre ausdrückli— 
chen-Geſetze in Schutz genommen hatten, ſowohl ih- 


ren Urſprung, als auch den in dem ferneren, von glei- 


cher Politik beſeelten, Zeitalter vermehrten Wachsthum 
zu verdanken haben, läßt ſich um fo weniger in Zwei⸗ 
fel ziehen, je unläugbarere Merkmahle vorhanden find, 


daß die in dieſem Stücke ſpäterhin geänderten 


Regierungs ⸗Grundſätze den vielleicht zu ſehr ges 
häuften Fideicommiß⸗Errichtungen eben ſo viel Ab— 
bruch gethan haben, als ſie in den älteren Zeiten von 


ihnen begünſtiget worden ſind. Ich will mich hier in 


eine ausführliche Erörterung dieſer gleichſam nur im 
Vorübergehen berührten Wahrheiten nicht einlaſſen, 
weil ich mir vorgenommen habe, den Umfang der 
fideicommiſſariſchen Aufgaben in jener Ordnung vor— 
zutragen, die ich mir bey der Eintheilung der Haupt— 


ſtücke meiner vorliegenden banden n 


habe. 


— 
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S. 13. 


Wuünſchte dem ungeachtet einer meiner Leſer 
ſchon auf der gegenwärtigen Stelle die Beweiſe mei- 
ner vermeintlichen Überzeugungen über den Wechſel 
der hierinfalls beliebten Maximen der Oſterreichiſchen 
Staatsregierung aufgeführt zu ſehen, fo kann er un⸗ 
beſchadet dem Reihengange meiner Gedanken alles 
Folgende überſchlagen, und ſich ſchon hier mit jener 
Prüfung meiner Behauptungen beſchäftigen, welche 
ich in dem III. Hauptſtücke aufzuſtellen mit vorge⸗ 
uommen habe. | | | 


5. 14. 


Selbſt die Erbeinigungs- Verträge, welche bey 
gewiſſen Familien des hohen Deutſchen Reichsadels 
fogar in Anbetracht ganzer Laͤnderbeſitzungen eingegan⸗ 
gen wurden, und die zuverläßig weit älter ſind, als 
die Fideicommiß⸗Inſtitute des Oſterreichiſchen Land— 
adels, mußten gewiſſermaſſen dem Letztern zum Bey— 
ſpiele dienen, daß nur ſolche Vorſehungen, wodurch 
ſeinen Nachkommen ein immerwährender Beſitz gewiſ— 
ſer Glücksgüter geſichert iſt, vorzüglich geeignet ſeyn, 
die bisher erlangten Vorzüge ſeines Standes wider 
die wandelbaren Ereigniſſe der Zeitumftände zu ſchü⸗ 
gen, und demſelben folglich den Gedanken empfehlen, 


15 
auf die von feinen Ahnen ererbten oder ſelbſt erworbe- 
nen Güter ein ausdrückliches Band der Unveräußer— 
lichkeit zu legen, damit, wenn gleich ein leichtſinni⸗ 
ger Stammhälter mehr Neigung zur unmäßigen Ver⸗ 
geudung, als zum klugen Genuße ſeiner Güter in ſich 
wahrnehmen ſollte, dieſe unglückliche Schwachheit 
ſeinen Nachkommen nicht ſchädlich werden möchte, 
weil das Band der Unveräußerlichkeit ſeiner Güter 
ihn in dem etwaigen Hange zur Verſchwendung ſtets 
ſo einengen ſollte, daß er die Stift- und Stammgü⸗ 
ter feiner väterlichen Anherren unverletzt feinen Nach- 
folgern hinterlaſſen müßte. 


5. 15. 


Der Sſterreichiſche Landadel hat zwar bey feinen 
Güterbeſitzungen zu keiner Zeit eine Landeshoheit in 
dem Begriffe, wie heut zu Tage in den kaiſerlichen 
Deutſchen unmittelbaren Reichslaͤnden hergebracht iſt, 
in Oeſterreich ausüben können; denn die mächtigen 
Herzoge und nachherigen Erzherzoge von Öfterreich 
haben dieſe Marchlande in Beziehung auf Deutſchland 
immerhin fo verwaltet, und regieret, daß Sie in Ih⸗ 
rem Gebiethe immer allein die Regierungs- Geſchüf⸗ 
te unabhängig von Ihrem Landadel beſorgt haben; 
allein es iſt bey allem dem nicht zu läugnen, daß die 
Adelichen des Landes Öfterreih, dann die Vorſte— 


* 


her begüteter Klöſter, und Gemeinden erheblicher Ort⸗ 


ſchaften auf die innerlichen Zweige der Staats verwal⸗ 
tung merklichen Einfluß genommen hatten. Denn bis 

zu dem gegenwartigen Augenblicke haben ſich in Oeſter⸗ 
reich noch die Formen der N. O. Landſtände in unver- 
kennbaren Zügen erhalten. Meine Sache iſt es nicht, 
jenen Antheil heraus zu heben, welchen die Stände 
Sſterreichs einſtmahl an der inneren Provincial-Ver⸗ 
waltung nehmen durften „ indeſſen iſt dennoch unwider⸗ 
ſprechlich, daß gewiſſe, mit dieſer innerlichen Staats⸗ 


verfaffung im engſten Zuſammenhange ſtehende, Ge⸗ 


rechtſame noch heut zu Tage vorhanden ſind, welche 
für zuverläßige Beweiſe gelten, daß eben dieſe Ge— 
rechtſame mit den Beſitzungen gewiſſer Provincial-Ge— 
biethe, welche uns unter dem heutigen Namen der 
Herrſchaften, und Ortsobrigkeiten bekannt ſind, auf 
das engſte verbunden, und mit dem Gebiethe ſelbſt 
erblich waren, gleichſam, als ob ſie zu dieſen Be— 
ſitzungen wie eine Zugabe gehöret, und auf dieſen 
Beſitzungen unabweichlich gehaftet hätten; z. B. die 
Gerichtsbarkeit der Herrſchaften ſowohl in bürgerli- 
chen, als peinlichen Vorfallenheiten wird noch heut 
zu Tage für ein hergebrachtes Recht der Gutsbeſitzung 
gehalten. Allerdings mag es alſo in den älteren Zei- 
ten noch manche andere Rechte der Sſterreichiſchen 
Stände gegeben haben, deren Gebrauch und Genuß 
auf eine noch mehr einleuchtende Art beſtättigen wür⸗ 


r 
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den, daß die Stände Sſterreichs bey der innerlichen 
Staatsverwaltung vormahls, wo nicht entſcheidenden, 
dennoch kräftigen Einfluß nehmen konnten, wie dann 
wirklich die noch heut zu Tage üblichen Poſtulate zu 
erkennen geben, daß die allgemeinen Landesbedürfniſſe 
den Ständen Oſterreichs zur Berathſchlagung mitge— 
theilt wurden. Nichts deſtoweniger will ich doch von 
allen Erörterungen dieſer Gewohnheiten ſchweigen, 
und nur fo viel in Hinſicht des mir vorgeſteckten Zie— 
les bemerken, daß die Gerechtſame der Stände Oſter— 
reichs, weil ſie doch eine gewiſſe Art von Einwirkung 
in die Staatsverhältniſſe mit ſich führten, und dieſe 
den Beſitzungen gewiſſer Bezirke, oder Herrſchaften 
angeklebt hatten, den Öfterreichifcehen Adel um fo 
mehr auf die fortdauernde Beybehaltung ſolcher Eigen— 
thümlichkeiten bey ſeinen Nachkommen aufmerkſam 
machten, je gewiſſer deren Beſitz denſelben zugleich 
die Mittel an die Hand gegeben hat, an der innerli— 
chen Staatsverwaltung Oeſterreichs auf eine ſolche 
Art Theil zu nehmen, welche das fortwährende Anſe— 
hen des Oſterreichiſchen Adels erhalten, und zugleich 
alles beſeitigen könnten, was den Umſturz feines Ein- 
flußes in die innerliche Staatsverwaltung vorberei— 
ten, oder ohne weiters hervorbringen könnte. Dieſe 
Betrachtung ward dann ein unwiderſtehlicher Beweg— 
grund für den Öfterreichifchen Landadel, feine Güter 
beſitzungen den fideicommiſſariſchen Verhaftungen zu 
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unterziehen, weil er auf diefe Art die Beruhigung mit 
ſich genommen hat, daß ſeine Nachkommen das eigene 
Intereſſe ihres Standes, und ihrer Vorzüge in Acht 
nehmen, und ſelbes auf ihre Nachkommen unverbrüch⸗ 
lich fortpflanzen würden. 


§. 16. 


Schon oben habe ich erinnert, daß die Höchſten 
Landesfürſten Sſterreichs dieſe fibeicommiſſariſchen 


Verfügungen Ihres Landadels aus ſolchen Grundfä- 


tzen unterſtützet haben, die den jeweiligen Zeitumftän- 


den, und Ihren Höchſteigenen Regierungs-Maximen 
angemeſſen waren. Dieſen muß man es alſo vor— 


züglich zuſchreiben, daß die Fideicommiß = Errichtun⸗ 


gen im Lande Öfterreich bey dem dießfälligen Landadel 
ſich fo ſehr ausgebreitet, und vervielfältiget haben. 


Geht man auf die Art und Weiſe, wie ſolche Sami- 
lien ⸗ Stiftungen ſpäterhin ihr Entſtehen genommen 
haben, zurück, ſo wird man, durch Erfahrungen über— 
zeugt, geſtehen müſſen, daß die fideicommiſſariſchen 
Beſitzungen Oſterreichs, wenn fie nicht durchaus zu 
dem Lehens-Syſtem allein gehören, ſondern in frey— 
eigenthümlichen Gütern ſichtbar werden, ihre wirflis 
che Anordnung entweder in ſolchen Verfügungen ha⸗ 
den, welche die Beſitzer der landſtändiſchen Güter in 
letztwilligen Verordnungen geäußert hat⸗ 


| A 
ten, oder fle find durch unwiderrufliche Verträge ent— 
ſtanden, welche die Beſitzer mit den künftigen Anwär—⸗ 
tern gleichſam im voraus über die Nachfolge ihrer 
Güter errichtet haben. 


— 


| S. 17. 


Die heutige Verfaſſung des Landes Hſterreich 
bringt es mit ſich, daß in die dort eingeführte Land- 
tafel diejenigen Anordnungen, worin die Fideicom⸗ 

miß.⸗ Stiftungen enthalten find, ſobald dieſes Band 
ein unbewegliches Landgut betrifft, in die eigens auf⸗ 
gerichteten Bücher dieſes höchſt rühmlichen Inſtituts 
wörtlich eingetragen werden müſſen. Seit diefer Zeit 
nun, wo die landtäflichen Regiſtrierungen in Dfter- 
reich auf einen richtigen Fuß hergeſtellet worden find, 
habe ich zwar aus diefen Büchern keinen andern Ur- 
ſprung der Real- Fideicommiſſe entnehmen können „ als 
jenen, welcher durch letztwillige Anordnungen eines ö 
ſtändiſchen Güterbeſitzers gegründet worden iſt. Al- 
lein dem ungeachtet widerſpricht es nicht, daß auch 
durch förmliche Verträge unter Lebenden, zumal unter 
ſolchen Perſonen, welche über ihre Güter frey zu verfü- 
gen das Recht hatten, in dem früheren Zeitalter Fidei— 
commiſſe errichtet werden konnten. Das ehemalige 

\ Weißbothenamt im Lande unter der Enns, welches 

gleichſam eine Art Grundbuches der freyen ſtändi⸗ 

5 | \ 


— 


. 


ſchen Beſitzungen geweſen, und aus deſſen Trümern 
in dem 18. Jahrhunderte endlich die N. O. Landtafel 
enkſtanden iſt, führte kein förmliches Urkundenbuch, 


woraus das urſprüngliche Entſtehen der älteren, im 
Lande Oſterreich beſtehenden, Fideicommiß = Herrfchaf- 


ten entnommen werden könnte. Man muß ſich alfo 
bloß mit dem zufrieden ſtellen, was die, ſpäterhin ein⸗ 
geführte, Landtafel hierin zum Aufſchluſſe gibt, in⸗ 
deſſen iſt dennoch gewiß, daß ſchon bey dem ehemali⸗ 
gen Weißbothenamte nach älteren Geſetzen das Band 
des Fideicommiſſes ſollte angemerkt worden ſeyn, 


wenn ſelbes auf einer ſtändiſchen Real: Beſitzung hafte⸗ 


te, obgleich man in jenen Zeiten noch nicht die Vor⸗ 
ſicht gebraucht hat, auch jene Urkunden wörtlich in die 
Bücher des Weißbothenamts einzutragen, worin die 
fideicommiſſariſchen Verfügungen enthalten ſind. 

; \ 


\ 
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§. 18. 


Die älteren Geſetze Sſterreichs geben zu erken⸗ 
nen, daß deſſen Landesfürſten die Errichtung der 
Fideicommiſſe nicht nur uneingeſchränkt den adelichen 
Familien geſtattet, ſondern ſogar befördert haben. 
Es brauchte in den vormaligen Zeiten weiter nichts, 


als daß man übrigens keine jura quaesita des Drit- 


ten verletzte, um ein Fideicommiß zu errichten, und 
nur alsdann, wenn es ſchien, daß dadurch die Rech⸗ 
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te anderer Perſonen darunter leiden möchten, mußten 

die Fideicommiß⸗ Stifter zur Sicherheit ihrer dießfalligen 


Verfügungen die Höchſte Bewilligung vorher anſuchen. 


Als Beweis, daß in dem 17. Jahrhunderte ſelbſt die 


früheren Errichtungen der Fideicommiſſe von den Aller 


höchſten Landesfürſten befördert wurden, dient das 
Patent vom 2. October 1674. 2 


4 \ $. 19. 

Selbſt die Allerhöchſten Regenten der Öfterreichi- 
ſchen Staaten haben zu Zeiten aus großmüthigſter 
Erkenntlichkeit treu geleiſteter Staatsdienſte, ſo— 
wohl zur Belohnung derſelben, als zur Aneiferung 
ähnlicher Beſtrebungen, vorzüglich aber Ihre Heerfüh— 
rer mit anſehnlichen Fideicommiß- Stiftungen aus 
Ihren Schätzen beſchenkt, und den Nachkommen Ih— 


rer wichtigen Staatsdiener dadurch eine ſtete Erhaben— 8 


heit in Ihren Landern zugeſichert. Den jüngſten Be- 
weis dieſer Art Entſtehung der Oſterreichiſchen Fidei— 
commiſſe liefert uns das in der gräflich v. Dauniſchen 
Familie hergebrachte Fideicommiß, welches die Nach- 
kommenſchaft des k. k. Feldmarſchalles Grafen v. Daun 
den Verdienſten dieſes ihres Stammvaters, und vor— 
züglich den hohen Geſinnungen der unvergeßlichen Kai— 
ferinn Maria Therefia H. S. A. noch in dieſem Augen⸗ 
blicke verdankt. | 
| | B 2 


a 
y N „ fi 
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Es iſt folglich kaum in Zweifel zu Reifen, * 806 
nicht das alte Lehens⸗ Syſtem die erſten Gedanken zu 
den Stiftungen der Real⸗Fideicommiſſe in eigenen Gü⸗ 
tern der Landſaſſen bey ſelben erzeugt habe, und es 
liegt auſſer Zweifel, daß die Erbeinigungsverträge 
dieſen Stiftungen gleichſam zum Vorſpiele gedient ha⸗ 
ben. Das menſchliche Streben, den Seinigen in einer 
ſtandhaften Staatsverfaſſung auf fernere Zeiten einen 


* 


fortdauernden Glückszuſtand zu gründen, nebſt der 


Begünſtigung der Dfterreichifchen Landesbeherrſcher, 
dieſer Sorgfalt der adelichen Stammväter freyen Lauf 
zu laſſen, mußte dieſe natürlichen Antriebe zur Wirf- 
lichkeit bringen, und das Daſeyn ſo vieler, heute noch 
in Öfterreich beſtehenden, Fideicommiß-Herrſchaften 
nach ſich ziehen, zumal da übrigens eben dieſe Stif- 
tungen dazu allerdings geſchickt waren, in verſchiede— 
nen Rückſichten eine gewiſſe Politik in der Regierung 
des Staates zu gründen x welche allein geeignet iſt, 
demſelben eine dauernde Glückſeligkeit und Ruhe zu 


verſchaffen, worüber ich aber meine Gedanken ſpöter⸗ 


hin ausführlicher äußern werde. 
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II. Haupt ſtüſck 


Von der Eintheilung und Verſchiedenheit, 
| der Fideicommiffe. 


e 9. 1. 

Die Eintheilung der Fideicommiſſe ergibt ſich mei⸗ 
nes Erachtens aus einer genauen Beſtimmung ihres 
weſentlichen Beſtandes. Wenn ich denſelben kurz zu— 
ſammenfaſſen ſollte, fo möchte ich ſagen: die Fideicom⸗ 
miſſe ſind ſolche Güter, welche ihrer Einrichtung und 
Weſenheit nach beſtimmt find, daß der Genuß hie⸗ 
von gewiſſen beſtimmten Perſonen entweder lebens- 
länglich oder bis zum Eintritte gewiſſer Ereignungen, 
jederzeit aber mit der Verbindlichkeit eingeräumt iſt, 
daß ſie in ihrem eigentlichen urſprünglichen Umfange 
nach Thunlichkeit unverſehrt erhalten, oder nach Um⸗ 
ſtänden wieder hergeſtellet werden, bis Zeit und Um— 
ſtände ihre volle Auflöſung vou dieſer Verbindlichkeit 
rechtmäſſig herbeyführen. 


$. 2. 5 


Hieraus ergibt ſich, daß die Fideicommiſſe in 


ö Hinſicht des Dinges, welches fideicommiſſariſch iſt, 
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entweder Real ⸗ oder Dinner 8 Fideicommiſſe 
ſeyn. Schmuck, Koſtbarkeiten, Wirthſchafts-Haus⸗ 
und Zimmer = Einrichtungen, deren Gebrauch jeman- „ 
den unter den fideicommiſſariſchen Verbindlichkeiten d 
eingeräumt iſt, gehören nach meinen Begriffen zu den 


Real⸗Fideicommiſſen. Denn fie beſtehen in ſich ſel bſt, 
und werden nicht durch etwas anders vorgeſtel⸗ 
let. Geld iſt bloß die Vorſtellung einer dem Handel 
unterworfenen Sache. Es gibt alſo Real „Fidei⸗ 
commiſſe, und es gibt Geld-Fideicommiffe, 


$. 3. 


Real- -Sideicommiffe find demnach entweder ae 
oder unbeweglich. Unbewegliche Real-Fideicom⸗ 
miſſe find Herrſchaften, Häuſer, Gründe oder Ge— 
rechtſame. Bewegliche ſind ſolche Dinge, die der 
rechtliche Begriff überhaupt darunter von jeher ver⸗ 


ſteht. Hier hängt nur denſelben das obengeſagte 


Attribut des fideicommiſſariſchen Verbandes an. 
| §. 4. 1 8 
In Anſehung der Nachfolge, wer nämlich nach 
der Fideicommiß - Stiftung den Genuß des Fideicom- 
miſſes haben ſoll, theilen ſich die Fideicommiſſe; und 
zwar in Anſehung der Perſonen, welche geeignet ſind, 
zu dem Genuße derſelben zu gelangen: 


1.) in männliche, 2.) weibliche, und 3.) in gemiſch⸗ 


te Fideicommiſſe; 


— - 2 2 


. 


A 
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In Anbetracht der fideicommiſſariſchen Erbfolgord— 
nung aber: . 
I.) in Majorat⸗Fideicommiſſe, 2.) in Seniorat⸗ Fi⸗ 
deicommiſſe, und 3.) in gemeine Fideicommiſſe. 
Die Majorat- Fideicommiſſe theilen ſich aber wie— 
der in Primo = Secundo- auch Tertiogenitu— 
ren. 


§. 5. 
1 a 
Männliche Fideicommiſſe find diejenigen, wo 
bloß das männliche Geſchlecht zu der Nachfolge zuge— 
laſſen wird; weibliche find ſolche, wo bloß Frauen» 


perſonen zur Nachfolge zugelaſſen werden; gemiſch— 


te ſind entweder, wo beyde Geſchlechter zugleich, oder 
wenigſtens nach einer gewiſſen Ordnung zu dem Ge— 
nuße der Fideicommiſſe zugelaſſen werden. 


$. 6. 


Majorat-Fideicommiſſe find diejenigen, in de- 
nen ſtets der erſtgeborne fideicommißfähige Sproſſe 
der zur fideicommiſſariſchen Erbfolge berufenen Linie 


dem letztverſtorbenen Beſitzer nachzufolgen hat. 


. 
Primogenitur-Fideicommiſſe ſetzen voraus, daß 


bey einer und der nämlichen Familie mehrere und ver— 


ſchiedene Majorats-Stiftungen vorhanden find, deren 
Genuß verſchiedenen Linien dieſer Familie zukommt. 


N 


> Zu 
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Das Majorat⸗Fideicommiß „ welches der alteren Linie 
zukommt, wird ſodann das Primogenitur⸗Ma⸗ 


jorat⸗ Fideicommiß genannt, damit ſelbes von den 
übrigen Majorat⸗ Fideicommiſſen unterſchieden wird, 
welche den jüngeren Linien eben dieſer Familie zukommen: 


die unter dem Namen der Secundogenitur, 


oder auch der Tertiogenitur-Majorat⸗Fideicom⸗ 


miſſe bekannt ſind. Man pflegt die Primogenitur⸗ 


Majorat⸗Fideicommiſſe auch die Hauptſtamm ⸗Fidei⸗ 
commiß⸗ Güter, die Secundo⸗ oder Tertiogenitur - 
Fideicommiß⸗ Stiftungen aber die en Güter der 


Nebenſtämme zu nennen. a 


$. 8. 


Primogenitur-Majorat⸗Fideicommiſſe und Secun⸗ 


do ⸗ auch Tertiogenitur-Majorat-Fideicommiſſe haben 


dieſes, wie ſchon oben bemerkt wurde, mit einander 
gemein, daß die Nachfolge in dieſen, unter ſich ver⸗ 
ſchiedenen, Fideicommiſſen nach dem Rechte der Erſt— 
geburt, jedoch jedes in feiner Linie, für die es geſtif⸗ 
tet iſt, vererbt werde. Das Primogenitur-Majorat⸗ 
Fideicommiß inſonderheit iſt aber ausſchließungsweiſe 
für die erbfähigen Nachkommen der älteren Linie 
dergeſtalt beſtimmet, daß der Genuß deſſelben auf 
eine jüngere Collateral⸗ Linie nicht übergeht, 
ſo lange ein Erbfähiger, in wie immer übrigens ent⸗ 


fernter Abſtuffung in dieſer Linie vorhanden iſt. Es 


wird bey der Nathfolge in dieſes Fideicommiß und Be⸗ 
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ſtimmung des Erben gar nicht auf die Nähe des 
Grades geſehen, indem dieſer mit dem erſten Fidei— 
commiß⸗Beſitzer oder mit dem Stifter des Fideicom— 
miſſes ſelbſt in verwandtſchaftlicher Verbindung ſteht, 
denn der Grad der Blutsverwandtſchaft entſcheidet hier 
nicht das Recht der Erbfolge, ſondern bloß die legi— 
time Abkunft aus der älteren Linie iſt dabey zum 
weſentlichen Augenmerke zu nehmen. 


§. 9. 


Dieſe Hauptſtamm⸗Fideicommiſſe find durchge— 
hends nur für die männliche Nachkommenſchaft ger 
ſtiftet, und gehen von einem Beſitzer des Fideicoms 
miſſes zum anderen nach dem Rechte der Erſtgeburt in 
gerader Linie fort, fallen nur ſodann auf die Cola: 
teralen oder Seitenzweige in dieſer älteren Linie, 


wenn der letzte Fideicommiß⸗ Beſitzer keinen erbfähi⸗ 


gen Nachkommen hinterlaſſen hatte. Sobald aber 
dieſer Fall eintritt, fo wird bey Beſtimmung des näch— 
ſten Fideicommiß⸗ Nachfolgers auf die Nähe des Gra⸗ 


des geſehen, in welcher der, übrigens erbfähige, Anwär— 


ter dem letzten Fideicommiß - Beſitzer verwandt iſt. 
Es kann alſo auch ein erbfähiger Anwärter in der äl— 
teren Enie vorhanden ſeyn, welcher dem Fideicommiß⸗ 
Stifter näher im Grade verwandt iſt, als ein ſol⸗ 


cher Sproſſe, der dem letzten Fideicommiſſer 
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näher am Grade verwandt iſt; allein dem ungeachtet 


hat das Primogenitur-Majorat⸗Fideicommiß nicht an 

den Erſteren zu kommen, ſondern der Letztere hat das 

Recht, daſſelbe anzutreten. Um hierinfalls mich noch 

verſtünblicher zu machen, fo will ich hier einen Stamm- 

baum entwerfen, und in Beziehung desjenigen, was 

ich ſo eben erſt bemerkt habe, mich auf denſelben berufen. 
T 


Fran 


Stifter des 
Fideikommiſſes. 


deſſen erſtge 
— borner Sohn 
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Eugen iſt hier der erſte Fideicommiß - Befiger; 
nach ihm folgt Johann Adam, deſſen Sohn. Dieſer 
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ſtarb ohne männliche Nachkommen, das Primogeni⸗ 
' tur⸗Majorat⸗Fideicommiß fallt folglich auf deſſen Sei⸗ 
ten verwandten, Theodor, einen Sohn ſeines verſtorbenen 
Bruders Philipp , nicht auf Carln, den Sohn feines 
verſtorbenen Oheims Maximilian, wiewohl Carl um 
einen Grad näher dem Fideicommiß - Stifter ver— 
wandt iſt, als Theodor. Ich glaube, man könne, um 
dieſe Succeſſtons⸗Folge in ein, alles umfaſſendes, Axiom 
zu bringen, folgende Regel aufſtellen: die erbfä— 
higen Abkömmlinge in gerader Linie der 
Erfigebure von einem Stammhälter, 


welcher bereits ſich rechtmäſſig in dem 


Genuſſe des Primogenitur-Majorat⸗Fi⸗ 
deicommiſſes befunden hat, ſchließen 
die Übrigen aus, wiewohl ſie dem Fidei⸗ 
commiß-Stifter ſelbſt näher am Grade 


verwandt ſind, und unter Letzteren hat 
jener den Vorzug, der dem letzten Fidei⸗ 


commiß⸗Beſitzer als Erſtgeborner am 
nächſten im Grade verwandt iſt. 


§. 10. 


Fideicommiſſe des Nebenſtammes, oder Secun— 
dogenitur-Majorat-Fideicommiſſe find ſolche, wo 
zwar auch das Recht der Erſtgeburt in der Fideicom— 


miß⸗Nachfolge, jedoch nur in der Reihe dieſer zweytge⸗ 


bornen Linie beobachtet wird. 


7 
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Dieſer Art Fideicommiſſe treffen überhaupt 


mit den Grundbegriffen eines Fideicommiſſes überein, 
fie richten ſich auch ſogar nach den Regeln der Erſtge⸗ 
burt in dem Wechſel ihrer Beſitznachfolgungen; allein 
ſie haben gewöhnlich dieſes Beſondere bey ſich, daß ſie 
nicht an jenes Individuum mit ihrer Nutznießung ge⸗ 


langen, welches bereits mit dem Hauptſtamm⸗Majorat⸗ 


Fideicommiſſe verſehen iſt. 


. 


Um hierüber eine vollſtändigere Erörterung zu ge⸗ 
ben, ſo habe ich bey ſolchen Gelegenheiten, wo bey 


einer und der nämlichen Familie zwey Majorat⸗Fidei⸗ 
commiſſe hergebracht ſind, gewöhnlich beobachtet, daß 


deren Errichtungen allemal dieſes zum vorzüglichen 
Augenmerke gehabt haben, daß zwey verſchiedene Li⸗ 
nien des urſprünglichen Hauptſtamm⸗ Fideicommiß = 
Stifters eigene, von einander übrigens ganz ab⸗ 
geſonderte, Fideicommiß - Beſitzungen haben ſollen. 
Dieſe Art Fideicommiß⸗ Stiftungen gereichen vorgüg- 


lich zur mehreren Ausbreitung der nämlichen Familie; 


fie ſichern zugleich eine längere Fortdauer des adeli⸗ 
chen Geſchlechtes, worin ſolche Secundogenitur⸗ Fi⸗ 
deicommiſſe vorhanden ſind, weil ſtets zwey Linien ei⸗ 
nes und des nämlichen Hauptſtammes zu gleicher Zeit 
ſich in einem fo glücklichen Vermögens verhältniſſe be⸗ 
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finden, daß ſie ihre Nachkommenſchaft mit allen Vor⸗ 
zugen des Adels, und des ihm zukommenden auszeich⸗ 
nenden Wohlſtandes fortpflanzen können; wo binde> 
gen bey ſolchen adelichen Familien, wo keine derley 
Secundogenitur-Fideicommiſſe ſich befinden, die zweyt⸗ 
gebornen Söhne gewöhnlich nur appanagirte Cava— 
liers bleiben, welche ſich entweber -in den adelichen 
geiſtlichen Stiftungen, oder in Kriegs- oder endlich 
in Civil⸗Dienſten des Staates das, ihrem Stande ange— 
meſſene, lebenslängliche Auskommen ſuchen müſſen. 


§. 12, 


Es iſt eben nicht nothwendig, daß die, in gewiſ— 
ſen adelichen Geſchlechtern der k. k. Oſterreichiſchen 
| Erbſtaaten fo vielfältig wirklich vorhandenen, Secundo⸗ 
genitur-Fideicommiſſe von dem Stifter des erſten 
Hauptſtamm-Majorat-Fideicommiſſes herkommen, 
wenn ſelbe zu der Eigenſchaft dieſer Secundogenitur⸗ 
Fideicommiſſe gehören ſollten. Denn die Errichtungen 
folder Secundogenitur-Fideicommiſſe rühren meiſtens 
von ſolchen Stiftern her, welche entweder ſelbſt das 
Hauptſtamm-⸗ Maforat⸗ Familien- Fideicommiß beſeſ⸗ 
ſen, folglich unter ihren Nachkommen ein neues eige⸗ 
nes Sideicommiß geſtiftet haben, oder fie verdanken. 
| öfters ihr Daſehn den zufälligen Glücksumſtänden 

reicher Perſonen, welchen daran gelegen war, die meh⸗ 
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rere Verbreitung eines adelichen Geſchlechts, von dem 


ſie meiſt ſelbſt entſproſſen ſind, zu befördern. 
. „ 

e, 

Wenn man ſich näher mit den Inſtituten der Se⸗ 

cundogenitur = Fideicommiſſe bekannt macht, fo wird 

man darin faft durchgehends als Grund age der⸗ 


| felben finden, daß fie die Vereinigung des Gecundo= 


genitur⸗Fideicommiſſes in der Perſon desjenigen, wel- 


cher ohne dieß das Hauptſtamm⸗Majorat⸗-Fideicom⸗ 


miß beſitzet, verbiethen. Man wird gewöhnlich in 
dieſen Inſtituten wahrnehmen, daß, wenn die Sins 
haber der Secundogenitur-Fideicommiſſe in der Reihe 
der Majorats-Nachfolgen zu dem ältern Stamm-Majo⸗ 
rat⸗Fideicommiſſe gelangen ſollten, fie das Secundoge— 
nitur⸗Fideicommiß denjenigen ihrer eigenen Nachkom⸗ 
men abzutreten haben, an welche die Nachfolge in das 
Haupt⸗Fideicommiß erſt nach Abgang eines erſtgebor⸗ 
nen Majorat⸗ Anwärters zu fallen hat. Unſtreitig 
zeigt ſich alſo daraus, daß die Stiftungen ſolcher 
Secundogenitur - Fideicommiſſe die ſtandesmaſſige 
ausgebreitetere Fortpflanzung der nömlichen Familie 
vorzüglich want hatten. 


$. 14. 4 


Man würde aber weit zu voreilig ſchließen, daß 
die Vereinigung eines Secundogenitur-Fideicommiſſes 
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ſchon durchaus, und in keinem Falle mehr bey dem 
Beſitzer des älteren Stamm- Majorat-Fideicommiſſes 
mit dem Genuße des Letztern beyſammen ſtehen könne, 
mithin erloſchen ſey, wenn ſo eine Vereinigung aus 
Abgang einer zwehtgebornen Linie nothwendig gewor⸗ 
den wäre. Denn wenn dieſes nicht ausdrücklich in 
dem Fideicommiß⸗ Inſtitute verordnet, wenn nämlich 
deſſen Erlöſchung nicht wörtlich in der Fideicommiß- 
Stiftung enthalten wäre; fo würde auch die Vereini— 
gung des Secundogenitur-Fideicommiſſes mit dem 
älteren Haupt⸗Fideicommiffe ſich füglich bey einem, und 
dem nämlichen Fideicommiß - Beſitzer vertragen. 


$. 15. 
Würde aber ein ſolcher Fideicommiß Inhaber 
mehrere Sproſſen hinterlaſſen, denen nach der Natur 
des Secundogenitur - Fideicommiſſes daſſelbe anfal⸗ 
len könnte, dann lebt das Secundogenitur-Fideicom⸗ 
miß gewöhnlich in ſeinen urſprünglichen Grundlagen 
wieder auf, und man würde ohne die Abſicht der 
Stifter der Secundogenitur-Fideicommiſſe zu verle— 
tzen, nicht leicht zugeben können, daß der Nachfolger 
in dem älteren Hauptſtamm⸗Maforat⸗ Fideicommiſſe 
auch das Secundogenitur⸗Majorat⸗ Fideicommiß bey— 
behalten könne; ſondern er iſt verpflichtet, ſelbes, 
wenn es ein männliches Fideicommiß iſt, ſeinen nach⸗ 
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gebornen Brüdern nach dem weiteren Rechte der Erſt⸗ 
geburt zu überlaſſen, damit dieſe eine eigene Haus⸗ 
haltung aufrichten „und eine eigene Linie in n 
Nachtommen gründen konnen. | Pr 
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§. 16. 


e 


| Ich ſtelle dieſe Behauptung nur im Allgemeinen 
auf. Würden derley Fideicommiß ⸗Errichtungsurkun⸗ 
den alſo ſelbſt von den gewöhnlichen Grundregeln der 
Secundogenitur = Fideicommiß - Stiftungen in ihren 
Verfügungen abweichen, folglich in dieſem Falle ganz 


was Anderes verordnen, ſo müßte freylich wohl vor 
allem andern dasjenige für Recht gehalten werden, 


was der eigene Wortlaut einer ſolchen Fideicommiß⸗ 
Stiftung ausdrücklich mit ſich brächte; im zweifel⸗ 
haften Falle aber wäre meines Dafürhaltens eher für 
die Dauer des Fideicommiſſes in der Ordnung einer 
Majorats⸗ Secundogenitur, als für die Freyvererb— 
lichkeit des Vermögens, oder für die Vereinigung, und, 
wenn ich ſo ſagen ſoll, für die Conſolidation des 
Hauptſtamm⸗ Fideicommiſſes mit dem Fideicommiſſe 
der Secundogenitur rechtmäßig zu erkennen, denn 
wie iſt es wohl mit der urſprünglichen Abſicht der 
Secundogenitur-Fideicommiß⸗ Errichtungen verträg⸗ 
lich, wenn ſolche bey der erſten Gelegenheit für erlo— 


ſchen erkläret, oder mit dem Hauptſtamm⸗Fideicom⸗ 


. 
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miſſe für conſolidirt geachtet werden follten ? An die- 
fe Betrachtung ſchließen ſich eine Menge anderer Ber 
merkungen an, welche ich hier mit Stillſchweigen über⸗ 
gehe, weil fie immer auf die erſte Grundlage der Se— 
cundogenitur-Fideicommiſſe zurüchführen. 


+ 
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Secundogenitur = Fideicommiſſe find mir im 
Laufe meiner Rechts- Praxis bey folgenden Familien 
zur eigenen Kenntniß gekommen. Die Familien der 
Herren Fürſten v. Schwarzenberg, der Herren Für— 
ſten v. Kaunitz-Rittberg, dann der Herren Grafen v. 
Abenſperg und Traun, der Herren Grafen v. Wild— 
zeck, der Herren Grafen zu Hardegg-Machland, dann 
der Herren Grafen v. Pergen haben Fideicommiſſe 
dieſer Art in ihren Geſchlechtern aufzuweiſen. Die 
Herren Fürſten v. Auerſperg dürften ſich ebenfalls ei— 
ner ſolcheu Secundogenitur-Fideicommiß - Errichtung 
zu bedienen berechtiget ſeyn; allein die gegenwärtig 
lebenden fürſtlichen Herren Brüder haben dieſe Frage 
zu keiner rechtlichen Verhandlung bringen wollen, 
welche zu Gunſten eines, in ihrer Familie hergebrach— 
ten, Secundogenitur-Fideicommiſſes in der fideicom- 
miſſariſchen Errichtung der Frau Catharina Fürſtinn b. 
Auerſperg, gebornen Gräfinn v. Schönfeld, welche mit 
dem Herrn Johann Adam Fürſten v. Auerſperg ver— 
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mählt war, gegründet zu ſeyn ſcheint. Höchſt wahr⸗ 
ſcheinlich gibt es ſolcher Secundogenitur— Fideicommiſſe 
bey dem Dfterreichifchen Adel noch eine an „ wel: 
che mir ae benen ſind. 


$. 78, 


Seniorat-Fideicommiſſe find endlich Diejenigen j 
wo der ältefte des Stammes den Genuß des Fideicom- 
miſſes lebenslänglich zu beziehen hat, ohne darauf zu 
ſehen, ob er von einer älteren oder früheren Linie des 
Fideicommiß⸗Stifters entſproſſen ſey. Derley Fidei— 
commiſſe finden ſich in Oſterreich abermal mehrere, 
die mir bekannt ſind. Der Alteſte aus dem Hauſe der 
Herren Grafen v. Breuner hat die Herrſchaft Aſparn 
an der Zaya als ein Seniorat-Fideicommiß zu gentef- 
ſen; die Herren Grafen v. Hardegg-Machland; dann 
die Herren Grafen v. Abenſperg und Traun haben 
verſchiedene von ihrer Familie herrührende Lehen im 
Lande Oſterreich zu vergeben, womit das, bey den Le— 
hensverleihungen gewöhnlich hergebrachte, Einkommen 
verbunden iſt. Der Alteſte von dieſen gräflichen Fa— 
milien iſt von Zeit zu Zeit der Beſitzer dieſer Lehens— 
einkünfte. Dieſe Art der Fideicommiſſe iſt ſeltſamer, 
und wenn man auf die Abſicht ſolcher Seniorat-Fidei⸗ 
commiß - Errichtungen zurück gehen will, ſo ſcheint 
ſolche darin zu liegen, weil die Stifter ſolcher Fidei⸗ 
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commiſſe entweder minder verſorgte Abkömmlinge ihrer 
Familien wenigſtens in ihren letzteren Lebenstagen ver— 
ſorgen, oder das Alter in ihren Sproſſen beſonders 
beehren wollten. Ich erwähnte dieſer Art Fideicom— 
miſſe theils darum, um die fideicommiffarifchen An— 
ſtalten von allen Seiten zu berühren, und theils, 
weil in Betreff der Seniorat-Fideicommiſſe beſondere 
Erbſteuer-Gebühren vorgeſchrieben ſind, wovon aber 
ſodann die Rede ſeyn wird, wenn von den Abhand— 
lungen der Fideicommiſſe in einem beſonderen Haupts 
ſtücke dieſes Verſuches meiner Arbeit geſprochen wer— 
den wird. 


§. 19. 


Gemeine Fideicommiſſe find jene, wo alle Nach— 
kommen eines Fideicommiß - Stifters nach dem Unter— 
ſchiede, ob es männliche oder weibliche oder gar 
gemiſchte Fideicommiſſe ſind, zugleich zu dem Genuſſe 
der fideicommiſſariſchen Stiftung gerufen ſind. Die— 
ſe Art der Fideicommiſſe ſcheint ſich nicht wohl mit den 
urſprünglichen Endzwecken der Fideicommiß-Errich— 
tungen zu vertragen; denn in der weiteren Zeitfolge, 
wo die Geſchlechtsnachkommen ſich gewöhnlich in ih— 
rer Anzahl vermehren, arten ſelbe, wenn ich ſo 
ſagen darf, in ſo kleine Stiftbetheilungen aus, 
daß ſie, wenn ſie an dürftige Perſonen kämen, 
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mehr das Anſehen eines geſtifteten Allmoſens hätten, 


als daß ſie den Glanz einer Familie erhöhen ſollten. 
Obſchon es nicht viele Fideicommiſſe dieſer Art gibt, 
ſo ſind deren doch einige vorhanden, weil ſie aus den 
klaren Worten der Fideicommiß - Stifter unvermeid- 
lich gefolgert werden mußten; allein in zweifelhaften 
Fällen dürfte nach den, im I. Hauptſtücke aufgeſtellten, 
Grundſatzen: wie und warum die Fideicommiſſe nach 


und nach ihr Entſtehen genommen haben, wohl nicht 


leicht auf die ſimultaneiſche Succeſſton aller Nachkom⸗ 
men eines Fideicommiß⸗Stifters in Oſterreich gericht 
lich eka werden. Die Herren Grafen v. Heiſſen⸗ 
ſtamm, und zwar diejenigen, die von einem gewiſſen 
Franz Grafen v. Heiſſenſtamm abſtammen, deſſen 
Vater für mehrere ſeiner Söhne abgeſonderte Fidei— 
commiſſe geſtiftet hat, ſtreiten eben in dieſem Augen- 
blicke über die Eigenſchaft des, dem Franz Grafen v. 
Heiſſenſtamm zurückgelaſſenen, Fideicommiſſes, ob fel- 
bes in die Eigenſchaft der Majorat- Fideicommiſſe 7 
oder der gemeinen Fideicommiſſe des Franz gräflich 
v. Heiſſenſtammiſchen Mannsſtammes gehörig ſey. 
Wird dieſer Rechtsſtreit zu Gunſten eines Majorat⸗ 
Fideicommiſſes entſchieden, ſo wird Herr Maximilian 

Graf v. Heiſſenſtamm als Enkel des Herrn Franz 
| Grafen v. Heiſſenſtamm, deſſen Vater als nächſter 
Majorat-Fideicommiß-Anwärter noch vor dem Herrn 
Franz Grafen v. Heiſſenſtamm mit Zurücklaſſung fei- 


37 
nes Sohns Maximilian geſtorben iſt, die gräflich 
v. Heiſſenſtammiſche Herrſchaft Viſchau in Oſterreich 
V. U. W. W. erhalten. Wird aber die, dießfalls zum 
Grunde liegende, Fideicommiß-Errichtungsurkunde 
des Herrn Chriſtoph Grafen v. Heiſſenſtamm; näm— 
lich das Teſtament dieſes Fideicommiß⸗ Stifters von 
den Gerichtshöfen rechtskräftig für eine gemeine 
Sideicommiß - Stiftung des ganzen 
Franz gräflich v. Heiſſenſtammiſchen 
Mannsſtammes erkläret, ſo muß der Enkel des 
Herrn Franz Grafen v. Heiſſenſtamm, Maximilian, 
als alleiniger Mannsſproſſe des erſtgebornen Sohnes 
des gedachten Herrn Grafen, Franz, den fideicommiſſa⸗ 
riſchen Genuß mit ſeinem Oheim, und rückſichtlich 
Sohne des Herrn Franz Grafen v. Heiſſenſtamm aus 
deſſen zweyter Ehe theilen. 


— 


§. 20. 


Ich würde dieſes, bey der gräflich von Heiſſen— 
ſtammiſchen Familie ſich wirklich im Laufe befindlichen, 
Rechtsſtreites in dieſer Abhandlung des Fideicommiß- 
Weſens gar nicht erwähnt haben, wenn man ſich 
nicht hieraus die Bemerkung ſelbſt machen müßte, 
wie nothwendig es ſey, daß man ſich bey Er- 
richtung der Urkunden, worin die Fideicommiſſe 
angeordnet werden, an richtige Ausdrücke halte. 
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Es mögen nun die Fideicommiß - Stifter ſelbſt, oder 


ihre Rathgeber ſolche Urkunden verfaſſen, ſo iſt es zur 
Vermeidung aller Rechtshändel nicht genug anzura⸗ 
then, ſich in ſolchen Urkunden der wiſſenſchaftlichen 
Sprache zu bedienen, wodurch das eigentliche Merk— 
mal des zu ſtiftenden Fideicommiſſes bey Verſchieden⸗ 
heit derſelben außer Zweifel geſetzt werde. 

Wenn ich denn auch bey den, bis hieher weitlaufig 
aus einander geſetzten, Eigenheiten der verſchiedenen 
Fideicommiſſe nichts anders bewirkt haben möchte, 
als daß ich den, minder in dem Fideicommißweſen uns 
terrichteten, Perſonen beſtimmtere Begriffe beygebracht 
hätte, ſo habe ich ſchon mein vorgeſetztes Ziel darin 
erreicht. 


$. 21. 


Nur im Vorbeygehen will ich erinnern, daß mir 
auch in der Geſchäftserfahrung meines Standes und 
Berufes ſolche Fideicommiſſe, beſonders des Frauen- 
geſchlechtes, vorgekommen ſind, wo überhaupt die 
Fräulein gewiſſer adelicher Geſchlechter zu dem zeitlichen 
Genuſſe gewiſſer Familien-Fideicommiſſe berufen ſind, 
ohne ſich an eine beſtimmte Succeſſions-Ordnung zu 
halten. Ich weiß z. B., daß in der gräflich v. Aben⸗ 
ſperg und Trauniſchen Familie ein Fideicommiß⸗In⸗ 
ſtitut, welches eine ſichere verwittwete Frau Thereſia 


— 
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Gräfinn v. Abenfperg und Traun, geborne Gräfinn 
v. Weiſſenwolf unter der Vorſchrift errichtet hat, 
daß von einem Theile ihres Vermögens, welches fie 
übrigens zu einem männlichen Majorat-Fideicommiſſe 
geſtiftet hatte, für ein jeweiliges Fräulein Gräfinn v. 
Abenſperg und Traun, und in Ermanglung derſelben 5 
für ein gebornes Fräulein Gräfinn v. Weiſſenwolf jähr- 
liche 1000 fl. verabfolgt, und wenn keines in beyden 
Familien vorhanden wäre, dieſe jährlichen 1ooo fl. zu 
dem Fideicommiß - Urſtofvermögen in fo lange zur 
Vermehrung deſſelben zugelegt werden ſollen, bis ein 
Fräulein dieſer beyder Familien vorhanden ſeyn wür— 
de, welches geeignet wäre, dieſes urſprüngliche oder 
vermehrte Urſtof-Fideicommiß-Vermögen zu genießen. 
Solche Fideicommiſſe aber ſcheinen, meines Erach- 
tens, mehr in die Claſſe der eigentlichen Fräulein-Stif— 
tungen, als zu den Fideicommiſſen zu gehören, zumal 
wenn ihnen gewiſſe Verpflichtungen für den Genuß 
derſelben von den Stiftern auferlegt worden ſind, 
welches übrigens den eigentlichen re rellen Fideicommiß⸗ 
Nutznießungen nicht anhängig iſt. — 


+0 


III. Hauptſtück. 


Von der Nuͤtzlichkeit, oder Schaͤdlichkeit 
der Fideicommiſſe in Beziehung auf den 
Staat. | 


DM nn es der einzuführenden, oder bereits beſtehen⸗ 

den Staatsverfaſſung zuträglich iſt, gewiſſe Familien 
5 näher an das Intereſſe des Staates zu feſſeln, oder 
mit deſſen innerlicher Verfaſſung enger zu verbinden, 
ſo unterliegt es wohl keinem Zweifel mehr, daß die 
fideicommiſſariſchen Stiftungen der klugen Staatsver⸗ 
waltung nicht gleichgültig ſeyn können, ſondern daß 
die oberſte Macht des Staates vielmehr alles beytra— 
gen müſſe, ſolche fideicommiſſariſche Stiftungen ſchon 
in ihrem Entſtehen zu begünftigen , in ihrer Erhaltung 
zu handhaben, und ihnen nur ſodann in ihrer Aus- 
breitung und Vermehrung Hinderniſſe in Weg zu les 
gen, wenn ſie der Staatsverfaſſung ſelbſt bedenklich 
werden könnten. ART. 


. 


Oie Fideicommiß⸗ Beſitzungen ſicheren gewiſſen 
Familien unſtreitig einen auszeichnenden Wohlſtand, 
und iſt der Ertrag derſelben anſehnlich, ſo iſt mit ih— 
nen auch vorzüglicher Reichthum, im engſten Verſtande 
dieſes Wortes, verbunden. Daß nur ſo beglückte Fa— 
milien vorzüglich im Stande ſind, ihren Angehörigen 
eine koſtbare Erziehung und Ausbildung der menſchli— 
chen Geiſteskräfte zu verſchaffen, kann nicht geläugnet 
werden. Allerdings find alſo dieſe Familien, vor vie⸗ 


len anderen emporſtrebend, dazu geeignet, daß der 


Staat von ihnen die fähigſten Männer zu den wich— 
tigſten Staatsdienſten erwarten kann. Das Beyſpiel 
ihrer Ahnen, welche ſich entweder in Militär- oder 
Cioil-Dienſten bereits vor anderen Mitbürgern durch 
höhere Gefühle ausgezeichnet haben, find nebenher der 
ſchickſamſte Zunder, in ihnen jenen Geiſt der Nachah— 


mung zu entflammen, welcher zu auſſerordentlichen 


Handlungen emporfliegt. In dieſer Hinſicht wird 


es kaum einen Staat geben, wo nicht gewiſſe Ge— 


ſchlechter eine Art von beſonderer Achtung und Un— 
terſtützung von der Höchſten Regierung des Landes 


5 genießen. Nur deſpotiſche Regierungen, oder wahre 


Anarchien befolgen andere Maximen, jene, weil ſie 
fürchten, daß reiche Stammhälter das Ruder des 
Staates der regierenden Dynaſtie aus den Händen 
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winden möchten; dieſe, weil ſie bloß bey dem ſteten 
Wechſel vorübergehender Ereignungen das Glück der 
Ihrigen zu gründen ſich beſtreben. 


$. 3. 


Dieſe Betrachtungen beſtimmen mich die Behaup— 
tung aufzuſtellen, daß in jeder Staatsverfaſſung, 
welche von der deſpotiſchen und anarchiſchen verſchie— 
den iſt, die Handhabung fideicommiſſariſcher Fami 
lien-Inſtitute dem Endzwecke derſelben völlig ange— 
meſſen ſey. Nur deßhalb, weil auch die beſten Mit— 
tel den Endzweck ſelbſt verfehlen, wenn ſie nicht mit 
kluger Mäſſigung gebraucht werden, wiſſen die wei— 
ſen unb vorſichtigen Staatsverwaltungen ſchon von 
ſelbſt, dieſen Inſtituten ſolche Schranken zu ſetzen, 
welche in ariſtokratiſchen Staatsverfaſſungen die Über- 
macht einer Familie vor der anderen, die an der Re— 
gierung des Landes Theil nehmen darf, verhindern, 
daß fie die übrigen nicht leicht in den Stand der Ab- 
hängigkeit unter ſich beugen kann, und in monarchi— 
ſchen Staaten wird das Hauptaugenmerk dahin ge— 
nommen, daß bey der Macht, und dem Reichthume 
der Adelichen durchaus keine ſolche Verbindung un— 
ter ihnen ſelbſt Platz greifen möge, welche der Mo— 
narchie Trotz biethen könnte. Denn aus dieſem Zu- 

ſtande würde am Ende nur ſelbſt die, von jeher allen 
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Staaten ſchädlich geweſene, Anarchie hervorkommen, 
welche, wenn ſie auch nur eine Zeit lang dauerte, 
(denn lange hat ſie noch kein Volk ertragen können,) 
immer nur allgemeines Unglück in allen Familien des 
Staates hervorgebracht hatte. 


9. 4. 


Eine Art gewiſſer Eiferſucht zwiſchen den beglück— 
teren Familien des Staats, die durch manche Aus- 
zeichnungen und perſönliche Vorzüge, welche die 
Beherrſcher der Länder verleihen können, ſtets er— 
regt und erhalten werden kann, iſt meines Erach— 
tens das zweckmüßigſte Mittel, das Intereſſe der ber 
deutenderen Mitglieder des Landes zu trennen, und 
alles in einem ſolchen Gleichgewichte zu erhalten, daß 
das nähere Verband gewiſſer Familien im Staate mit 
der Regierung immer fortdauere, und eine Geſammt— 
kraft derſelben der Staatsverfaſſung felbft nie gefähr- 
lich werde, 


5. F. 


Was die Öfterreichifche Monarchie ſelbſt betrifft, 
ſo wird man bey einer genaueren Prüfung der, in den 
Fideicommiß⸗Gegenſtänden von Zeit zu Zeit erlaſſe— 
nen, Geſetze, woraus man den Geiſt und die Augen: 
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merke einer jeden Negierung auf die innerlichen 
Staatsverbände entnehmen kann, nicht leicht ver 
kennen, daß die Höchſte Regierung dieſer weitſchichti⸗ 
gen Länder immerhin jenen Grundſatzen gleichförmig 
gehandelt habe, welche von mir bemerkt worden ſind. 


. 6. 


Denn gleichwie in dem früheren Zeitalter keine 
Spur in den Hſterreichiſchen Geſetzen zu finden iſt, 
daß die Errichtungen der fideicommiſſariſchen Stif— 
tungen beſchränkt worden wären, eben ſo richtig iſt 
es, daß wenigſtens in Öfterreich (denn im Königreiche 


Böhmen ſcheint mir dieſes noch früher verordnet wor— 


den zu ſeyn) in dem 18. Jahrhunderte neue Fidei- 
commiß⸗Errichtungen zwar nicht abſolut gehindert, x 
allein der befonderen Aufmerkſamkeit der Regierung un⸗ 
tergeordnet wurden. Denn im Jahre 1763 den 22. 
Jäner erſchien ein Geſetz, welches ſich dahin aug- 
drückt: daß es nothwendig befunden worden ſey, 
den bereits beſtehenden oder künftig noch anzuordnen— 
den Fideicommiſſen Maaß, Ziel und Ordnung zu ſe— 
tzen. Es wird in Folge deſſen verordnet, daß in un— 
beweglichen Gütern künftig ohne ausdrückliche, 
vorher anzuſuchende Allerhöchſte landesfürſtliche Be— 
willigung keine fideicommiſſariſche Anordnung Statt 
haben ſoll; daß, wenn doch jemand das Anſuchen 
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machen würde, in unbeweglichen Gütern ein 
Fideicommiß zu errichten, bie Hofſtellen, wo ſolche 
Geſuche anzubringen find, nur bey außerordentlichen 
Rückſichten, niemals aber in ſolche Fideicommiß⸗ 
Stiftungen einrathen ſollen, wo der Werth derſelben 
ſich über 400000 fl. erſtrecken ſollte. 
Geld-Fideicommiſſe aber, zumal, wo die 
Capitalien in öffentlichen Staats-Fonden angelegt 
waren, durften nach dem eben beſagten Geſetze ohne 


Ausnahme und Beſchränkung noch fernerhin angeord— 
uet werden. 


N 


Da aber die Nachrufungen eines Univerſal-Erben 
(Subſtitutionen); namlich ſolche Erbsernennungen, 
wodurch der erſte Erbe verpflichtet wurde, die Erb- 


ſchaft nach feinem Abſterben einem anderen zu überlaf- 


fen, wenigſtens eine zeitliche Fideicommiß-Anordnung 
in dem Anbetrachte zu ſeyn ſchienen, weil der erſte Erbe 
die ihm zugedachte Erbſchaft nicht für fein willkür— 
liches Eigenthum betrachten, ſondern ſelbe nur ge— 
nießen durfte, ſo hat ſich der Zweifel gleichſam von 
ſelbſt aus dem Geſetze vom 22. Jäner 1763 aufge- 
drungen, ob nicht etwa ſelbſt ſolche Suͤbſtitutionen, 


ſobald ſie ein unbewegliches Gut begreifen ſollten, 


unter das Verboth des Geſetzes vom 22. Janer 1763 
gezogen werden müßten. Allein hierauf erſchien ein 
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Geſetz vom 21. May 1763, daß Subſtitutionen auch 
in unbeweglichen Gütern ad gradum primum vel 
haeredem erlaubt wären. Dieſes will ſagen: der 
Vater könne ſeinen Sohn verpflichten, die väterliche 
Erbſchaft unbeweglicher Güter ſeinen Kindern, und 
folglich den Enkeln des Erblaſſers zu überlaffen, oder 
auch ein anderer Erbe könne verbunden werden, die 
Erbſchaft anderen Perſonen zu übergeben. Aber wei— 
tere Erbs⸗ Subſtitutionen des unbeweglichen Erb— 
vermögens, nämlich auf Urenkeln oder anderweitige 
Erbsnachfolger, wodurch die Erbſchaft gleichſam in 
die dritte Hand kommen ſollte, gehörten ſchon in die 
Claſſe wirklicher Fideicommiſſe, zu deren rechtmäſſt⸗ 
gem Beſtande die Allerhöchſte landesfürſtliche Be⸗ 
willigung erforderlich ſey. 


$ * 
* 


L. 8. 


Obſchon nun auf dieſe Art der Entſtehung neuer 
Fideicommiſſe in unbeweglichen Gütern gewiſſermaſ— 
ſen Schranken geſetzt wurden, ſo leuchtet doch aus 
anderen faſt gleichzeitigen Geſetzen hervor, daß die 
Aufrechthaltung der damals ſchon vorhandenen Fidei— 
commiſſe ohne Unterſchied, ob ſelbe auf unbewegliche 
Güter, oder angelegte Capitalien in öffentlichen 
Staats -Credits-Inſtituten gegründet waren, eine 
nachdrückliche Unterſtützung der Oſterreichiſchen Staa⸗ 


— 
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tenregierung genoſſen habe. Denn die Verordnung 
vom 5. May 1759, dann vom 23. Jäner 1760, fer⸗ 
ners die Patente vom 25. Februar 1763, und 24. 
November eben deſſelben Jahres, dann jenes vom 22. 
May 1764 und vom 9. May 1765, endlich das Pa- 
tent vom 16. Oktober 1767 zeigen offenbar, daß es 
den damal beliebten Staats- Maximen der Öfferrei- 
chiſchen Monarchie ganz angemeſſen war, den alten 
fideicommiſſariſchen Errichtungen eine a aufrech⸗ 


te Fortdauer zu ſichern. 


$. 9. 


In der That ift auch in einem, übrigens ſchon 
don ſelbſt wohl beſtellten und glücklichen, Staate 
nichts zweckmäſſiger, um in außerordentlichen Fällen 
dem Staate einen außerordentlichen Credit zu ver- 


ſchaffen, als die fideicommiſſariſchen Beſitzungen. Sie 


machen in dem Staate unſtreitig eine anſehnliche un— 
verſchuldete Maſſe von nutzbaren Gütern aus, und 
die reicheren Bürger geben dem Staate in den Ereig⸗ 
niſſen eines außerordentlichen Bedarfes unter der Ga— 
rantie der Fideicommiß-Inhaber ihre Erfparniffe zum 
Anlehen ohne Angſtlichkeit hin. Die Regierung hat 
ſich alſo nur mit den Beſitzern der Fideicommiſſe ein⸗ 
zu verſtehen, wenn ſie einer Geldunterſtützung bedarf, 
und in viefer Hinſicht empfehlen ſich die fideicommiſ— 
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N ſariſchen Einrichtungen leg Art den künderregie⸗ 
rungen. 


$. 10. 

Indeſſen hat ſich doch während der Regierung 
Kaiſer Joſephs II. das Syſtem in Betreff der Fidei⸗ 
commiſſe der Oſterreichiſchen Monarchie merklich geän- 
dert. Es unterliegt alſo keinem Zweifel, daß in die⸗ 
ſer Regierungs-Periode ganz andere Staatsrückſichten 
geherrſcht haben. Das beruhigende Gefühl der kräf— 
tigen Eigenmacht, die überaus gut calculirten Ein⸗ 
künfte des Staates und ſeiner Bedürfniſſe, welche 
den Einfluß gewiſſer Familien in die Leitung der 
Staatsangelegenheiten entbehrlich machten, die Hin- 
derniſſe, welche untergeordnete Vereinigungen der 
beglückteren Menſchen-Claſſe im Staate einer unbe⸗ 
ſchränkten Regierungsmacht in Weg zu legen leicht 
Gelegenheit finden, der hohe Gedanke, Millionen Fa: 
milien unmittelbar von dem Throne aus der bürger— 
lichen Freyheit und Glückſeligkeit näher zu bringen, 
dieſes alles zuſammengenommen dürfte, nach meiner 
Meynung, vieles beygetragen haben, daß gegen Ende 
des 18. Jahrhundertes Kaiſer Joſeph II. ganz andere 
Grundſätze in Rückſicht der, in den Öfterreichifchen 
Staaten bereits beſtandenen, Bideteonmen befolgt 
habe. 


5. 11. ö 


Wirklich 2 der unmandelbare Wohl⸗ 


ſtand gewiſſer einzelner Perſonen des Staates in ver⸗ 
ſchiedenen Hinſichten manche Folgen mit ſich, welche 


einer thätigen Landerreglerung eben nicht erwünſcht 


ſeyn können, und es wird daher ein ſtetes Problem 
bleiben, ob die fibeicommiſſariſchen Einrichtungen die 
Thattrafte eines Staates vermehren, oder ſchwachen; 
und nimmt man die Geſchichte hierin zu Hülfe, ſo 
liefert fie uns eben fo viele Beweiſe, daß die Staats⸗ 
verfaſſungen ſich in langer Achtung und Fortdauer er⸗ 
hielten, wo ſolche fideicommiſſariſche Stiftungen, wie 
bey den Völkerſchaften Aſiens, nie Platz gehabt ha⸗ 
ben 2 gleichwie es nicht an Erfahrungen mangelt, daß 


es Staaten in Europa gibt, wo eine zuverlaßige 


Nachfolge in die Vorzüge und Glacsumffande der 
Ahnen von jeher ſich mit dem beiten Erfolge glädli- 
cher Staaten durch Jahrhunderte ausgezeichnet bar 


So viel iſt gewiß, daß ſich die Fideicom⸗ 
miſſe mit einer unumſchrankten Allein = eben fo 
wenig, wie mit einer kaum denkbaren reinen Volks⸗ 
herrſchaft vertragen. Denn beyden tritt dieſe Eintich⸗ 


tung dadurch zu nahe, weil ſich die Machtigeren det 
i 5 Er 
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Länder an die Schwellen der Regierung mit einer gevoif- 
fen Art des gemeinfchaftlichen Intereſſe vordringen. 


5. 13. | 

Nichts aber iſt in Rückſicht des Oſterreichiſchen 
Staates gewiſſer, als daß Kaiſer Joſeph II. gewiſſe 
Vorzüge eines Standes aus dem Wege geräumet ha- 
be, welcher ſich gleichſam in die Mitte zwiſchen den 
Monarchen, und das Volk, welches regieret 1 475 
in die Mitte zu e ſchien. 


$. 14. 


In Jahre 1786 wurde durch die Erbrechtsordnung 
vom 11. May beſagten Jahres die ſtillſchweigende 
Verzicht der Tochter der Landedelleute in das Miterb⸗ 
recht der ſtändiſchen Allodials Güter und Herrſchaften, 
welche ſte nach den natürlichen Rechten neben ihren 
Brüdern in dieſe Güter ihrer Altern gehabt hätten, 
aufgehoben; fie dürfen folglich in dem Falle, wo fei- 
ne teſtamentariſchen Diſpoſitionen der Erblaſſer vor— 
handen find, die adelichen Keal -Befigungen ihrer 
Vorältern mit ihren männlichen Verwandten thei⸗ 
len, weil das natürliche Erbrecht durch die poſitive 
Oſterreichiſche Erbrechtsordnung vom 17. May 1786 
wieder hergeſtellet wurde. Allein wer wird es wohl 
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unbemerkt laſſen, daß nicht in diefer Höchſten Öfter- 
reichiſchen Erbrechtsordnung die Abſicht durchgedacht 
vorſchwebe, daß man dem Adel ſelbſt, welcher die Ge— 
ſchlechter ſeines Namens fortpflaͤnzet, einen Zweig 
ſeiner Bedeutenheit benehmen wollte? denn wozu 
konnte wohl die, unter allen Kindern oder nächſten 
Verwandten eines Allodial-Güterbeſitzers gleichrecht— 
lich anbefohlene Succeffion führen, als eben dahin, 
daß die Allodial-Grundbeſttzungen zerſtreuet werden 
möchten, weil es wohl vorzuſehen war, daß ſolche 
Patrimonial-Güter an gemeine Familien gelangen 
müßten, indem es nur ſelten zu erwarten iſt, daß 
Perſonen von verſchiedenen Geſchlechtern und perſön— 
lichen Hausrückſichten eine Realität gemeinſchaftlich 
zur Benutzung ſelbſt beybehalten, und nicht einem 
dritten Kaufluſtigen überlaſſen ſollten? 


$. 15. 


Dieſer Abbruch war es aber nicht allein, wel— 
cher dem Adel der Oſterreichiſchen Monarchie in feiner 
alten Grundverfaſſung in dieſer Zeit-Epoche zugedacht 
worden war, indem ſelbſt die fideicommiſſartſchen 
Grundpfeiler feines Anſehens zu gleicher Zeit erſchuͤttert 
wurden. Es ſcheint nämlich, als habe die Regierung 
der Oſterreichiſchen Staaten feinem beglückteren, mit 
anſehnlichen Fideicommiß - Stiftungen gegründeten, 

D 2 N 


52 

Adel ſelbſt die Gelegenheit an die Hand geben wollen, 
ſeinen Sturz durch Leichtſinn, und Schwachheiten zu 
befördern. 


5. 1. 


Schon unterm 25. März 1781 erſchien das merk⸗ ä 
würdige Allerhöchſte Hof-Decret, worin jedem Fidei⸗ 
commiß⸗Inhaber die Freyheit eingeräumt wurde, feine 
„Fideicommiß⸗ Beſitzung in ſo ferne zu beſchweren, in 
wie ferne dieſe Beſchwerung den dritten Theil des 
Werths derſelben nicht überſchreitet, oder das Real- 
Fideicommiß in ein Pecuniarium umzuſtalten, und 
anſtatt, daß ſolche Beſchwerungen oder Umſtaltungen 
der Fideicommiſſe, welche ſchon ehedem bey beſonderen 
Ereigniſſen geſtattet, allein der Höchſten Hofbewilli— 
gung vorbehalten wurden, dieſem nämlichen, in man⸗ 
chen Rückſichten abſchreckenden, Geſchüftszuge beybe⸗ 
laſſen worden wären, fo wurde vielmehr dieſem Nor— 
mali noch hinzugefüget, daß die Fideicommiß = Be— 
ſitzer bloß die Bewilligung der erſten Juſtiz-Behörden 
anzuſuchen haben, welchen nebſtbey in eben dieſer 
Höchſten Verordnung vom 25. März 1781 zur Richt⸗ 
ſchnur mitgegeben wurde, dieſe Beſchwerungen ohne 
Rückfrage zu bewilligen. 
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Ohne Rückfrage? An wen ſollte wohl dieſe 
Rückfrage außer der Vorſchrift dieſer Höchſten Verord— 
nung erforderlich geſchienen haben? Nur die höheren 
Länderſtellen waren darunter gemeint; weil vormals 
alle Fideicommiß⸗Beſchwerungen bloß von der Höch— 
ſten Hofbehörde bewilliget werden durften; die Fidei— 
commiß - Anwärter und Curatoren ſollten alſo nach 
dieſem Patente vom 25. März 1781 noch einvernom— 
men, auch ihre Einſprüche abgewartet werden. 


0 


$, 18, 


Allein ſchon das ſpätere Höchſte Hof-Decret vom 


21. May 1781 erleichterte die Umſtaltung eines Neal: 


Fideicommiſſes in ein Pecuniarium; wenn nämlich der 
Fideicommiß - Befiger die Dominieal-Gründe an die 
Unterthanen als Ruſtical-Gründe veräußern wollte, 
denn zu dieſer Unternehmung wurde den Fideicommiß— 
Beſitzern fogar die Einvernehmung des Fideicommiß⸗ 
Curators, und der Anwärter ausdrücklich erlaſſen, 
welche nicht ſelten durch ihre Einwendungen die Um⸗ 
ſtaltung in Geld-Fideicommiſſe gehindert, oder er= 
ſchweret haben. Man kann ſich unmöglich dabey die 
Bemerkung entgehen laſſen, daß tiefere Staats-Ma— 
ximen dieſer Höchſten Verordnung zum Beweggrunde 
gedienet haben, weil ſpäterhin erfolgte Geſetze, vor— 
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züglich aber das Patent vom 7. April 1787 nur zu 
deutlich an Tag legen, wie ſehr die Inhaber der Fi⸗ 
deicommiſſe auch in der Verſchuldung ihrer Gtiftsgü- 
ter begünſtiget wurden, nachdem ihnen auch in dem 
Falle der Verſchuldungen ihrer Fideicommiſſe ebenfalls 
die Beſtimmung der Fideicommiß⸗ - Guraforen und der 
Fideicommiß⸗ Anwärter nachgeſehen wurde, wenn 


anders durch dieſe Verſchuldungen das Drittel des 


Werthes des zu belaſtenden Fideicommiſſes nicht 


überſchritten wurde. Sie ſind alſo gleichſam eingela⸗ 


den worden, ihr fideicommiſſariſches Vermögen, und 
damit auch ihren Reichthum, ihren Wohlſtand, ihr 
Anſehen, und ihren Einfluß in die Staatswerke aus 
eigenen Antrieben zu ſchmälern. Denn viele aus ih- 
nen wollten ihren nachgebornen Kindern ein freyes 
Eigenthum zum Erbtheile überlaſſen. Die eigenen Er- 
ſparniſſe würden freylich wohl auch dieſes nämliche 
Vornehmen zum Theil bewerkſtelliget haben; allein 
die in Glücksumſtänden Gebornen verſagten ſich nicht 
gerne die theueren Freuden des glänzenden Weltprun— 


kes, und eben deßhalb find ſolche Erſparniſſe nur fel= 
tene Erſcheinungen bey den reichen Fideicommiß = Be 


ſitzern von jeher geweſen; ſie hatten aber doch das 
natürliche Gefühl, ihren Kindern ein freyvererbliches 
Vermögen zu hinterlaſſen. Die Aufnahme eines frem— 
den Anlehens auf ihre Fideicommiſſe, welche ihnen 
bis zu dem Drittel ihres Werthes auf obbeſagte 
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Weiſe erleichtert wurde, war das ſchicklichſte Mittel, 
wodurch ſie ihren Aufwand ohne merkliche Einſchrei— 
tung fortſetzen, und ſich gleichwohl nebenher gleich— 
ſam auf Rechnung des Fideicommiſſes ein antifidei⸗ 
commiſſariſches Peculium verſchaffen konnten, was 
ſie frey ihren Kindern ohne Unterſchied zurücklaſſen 
durften. Andere Fideicommiß⸗ Inhaber hatten ihren 
jährlichen Einkommen ſchon zu viel auferlegt. Sie be— 
fanden ſich bereits in den Klauen der gewinnſüchti— 
gen und wucheriſchen Gläubiger, und dieſe bedroh— 
ten ihre Schuldner, nächſtens deren Einkünfte in 
Beſchlag zu nehmen. Was konnte ſo bedrängten Fi⸗ 
deicommiß⸗Beſitzern wohl erwünſchter ſeyn, als die— 
ſes, daß ſie auf ihre fideicommiſſariſchen Güter Geld 
aufnehmen konnten, um ſo ungeſtümme Glaubiger 
auf einmal ſich vom Halſe zu ſchaffen? Es war alſo 
ſicher und gut berechnet, daß die obenberührte Höch— 
ſte Hofverordnung nicht ohne ihren Endzweck bleiben 
werde. 


$. 19. 


Der Erfolg der Zeit hat es auch bewährt, daß 
ein großer Theil des Oſterreichiſchen Landadels dieſe 
Freyheit, ſeine Fideicommiſſe zu verſchulden, wirklich 
benutzt habe; ja einzelne Familien, deren Stammhäl— 
ter eben damals den Werth ihrer Güter zu hoch vor— 
zuſpiegeln wußten, haben darüber ihre ganzen Fidei⸗ 
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commiß = Güter verloren, C die Herren Grafen v. 
Herberſtein haben alle Öfterreichifchen Familien-Fidei⸗ 
commiß - Herrfchaften verloren) weil die, auf das 
f Fideicommiß verſicherten, Gläubiger dieſelben executir— 
ten; der dafür erlangte Verkaufspreis aber nicht mehr 
abgeworfen hatte, als was zur Befriedigung der, mit 
gerichtlicher Bewilligung auf das Fideicommiß anges 
wieſenen, Darleiher erforderlich war. Die Wirkungen 
alſo, welche mit der Höchſten Verordnung vom 25. 
März 1781, und mit dem Patente vom 3. April 1787 
wirklich verbunden, und wohl vorzuſehen waren , laſ⸗ 
ſen es ſchwerlich verkennen, daß der monarchiſchen Re⸗ 
gierung der Öfterreichifehen Staaten damals wirklich 
daran gelegen geweſen ſey, dem Fideicommiß⸗Inſti⸗ 
tute ihrer Länder einen Umſchwung zu geben. 


$. 20. 


Man würde vielleicht eben dieſe Behauptung noch 
in Zweifel ſetzen können, weil es denkbar wäre, daß 
weniger vorgefebene Folgen aus den mehrgedachten 
Höchſten Verordnungen vom 25. März 1781, und 
vom 21. May 1781 erſt durch die, in der That zum 
Vorſchein gelommenen, Wirkungen zufällig ſich ver— 
offenbaret hätten. Allein auch diefer Zweifel iſt geho⸗ 
ben, wenn man einer ſpäteren Höchſten Hofverord- 
nung, und ihrer Verbindung mit einem anderen Pa⸗ 
tente eine genauere Aufmerkſamkeit ſchenket. 


$, N. 


Denn am 9. May 1785 erſchien das Patent, daß, 
wenn es ſich um die Umſtaltung eines Real- Fidei— 
commiſſes in jenes eines Geld- Fideicommiſſes, folge 
lich um die Allodialifirung einer fideicommiſſariſchen 
Herrſchaft handle, dem Fideicommiß- Inhaber, den 
es gelüſten ſollte, eine Fideicommiß-Umſtaltung die⸗ 
ſer Art vorzunehmen, keine andere Verbindlichkeit ob— 
liege, als entweder den landtäflichen, und wo dieſer 
nicht vorhanden iſt, den Werth der Steuer - Rectifi⸗ 
cationg-Angabe in öffentlichen Fonds-Schuldverſchrei— 
bungen gerichtlich zu erlegen. Wohlgemerkt, daß es dem 
Fideicommiß⸗ Beſitzer nach dem wörtlichen Inhalte 
dieſes Patentes auch erlaubt worden ſey, ohne Ein— 
vernehmen der Anwärter jenen Geldbetrag als den 
eigentlichen Werth des Real-Fideicommiſſes bey Ge— 
richt einzulegen, welcher entweder in der urſprünglichen 
Fideicommiß⸗ Stiftung (dem Fideicommiß = Inſtru⸗ 
mente) oder durch ein ſpäteres Ein verſtändniß der Fa- 
milie wörtlich beſtimmt und angenommen worden 
iſt, und auf dieſe Art die Herrſchaft ſelbſt als ein 
frey gewordenes Eigenthum an ſich zu nehmen. 


H. 22. 


Der Werth der fideicommiſſariſchen Herrſchaften 
und Güter, welcher in den Büchern der Landtafeln, 
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oder der Steuer -Kegiftrirungen erſcheinet, iſt durch⸗ 
aus dem Zeitpuncte des Jahres 1785 nicht mehr an⸗ 
gemeſſen. Dieſes nämliche iſt aber auch richtig, wenn 
man den Anſchlag ſolcher Herrſchaften und Güter, wie 
er öfters von dem Fideicommiß = Stifter ſelbſt angeſetzt 


oder in fpäteren Familien = Verträgen angenommen 


wurde, mit demjenigen Werthe vergleicht, welchen 
die Güter heut zu Tage in ſich ſchließen. Das Stei⸗ 
gen der Preiſe aller Lebensmittel, und eine beſſere 
Bewirthſchaftung der Landguͤter haben den Werth der 
Letzteren weit über jene Schätzungen hinauf geſchwun⸗ 
gen, welche von älteren Zeiten her über ſelbe vorhan— 
den ſind. Unverkennbar liegt alſo in dieſer Höchſten 
Verordnung vom 9. May 1785 eine abſichtliche An- 
ſtalt vor, die Fideicommiſſe durch die fo ſehr begün⸗ 
ſtigte Allodialiſirung herabzubringen. 


5. 23. 


Wer wird denn endlich nicht eben dieſen Geiſt 


der Geſetzgebung in dem Patente vom 3. April 1787 
wahrnehmen, worin verordnet iſt, daß der Fideicom⸗ 
miß⸗Beſitzer, welcher ohne Einwilligung des Fidei⸗ 
commiß - Curators oder der Anwärter den dritten 
Theil des Werthes feiner Fideicommiß⸗ Beſitzungen 
vollkommen verſchulden durfte, dieſen dritten Theil 
des Werthes nach dem wahren, gehörig beſtatigten 
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dermaligen (alſo nicht nach dem Steuereinlagswer⸗ 
the, nach welchem die Allodialiſirungen erlaubt waren) 
bemeffen dürfe? Hier zeigt es ſich, daß die Geld⸗ 
aufnahmen auf die fideicommiſſariſchen Güter und 
Herrſchaften in ſolcher Art verwilliget wurden, daß 
die Fideicommiß⸗ Inhaber ihre Beſitzungen nach dem 
höchſten Werthe anſchlagen durften, um dadurch 
die Geldaufnahme zu vergrößern, die fie ſich zueignen 
wollten; wo hingegen bey Allodialiſtrungen der Fi⸗ 
beicommiß = Güter, oder bey Umwandlung derſelben 
in Geld- Fideicommiſſe die Evaluirung der Güter nur 
nach den geringen Steuereinlagen oder alten 
Schätzungen derſelben vollzogen werden konnten. Wie 


ſehr bey dieſen, ſich gewiſſermaſſen gegenüber ſtehenden, 


Maximen die Fideicommiß -Herrſchaften und Güter, 
und überhaupt die Anwärter derſelben angegriffen, 
und, wenn ich fo fagen fol, die Fideicommiß-Inſti⸗ 
tute ſelbſt vom Grunde aus erſchüttert worden find, 
ſtellet die nähere Zergliederung eines beſonderen Fal— 
les, nach dieſen Maximen behandelt und gedacht, über: 
raſchend vor Augen. Denn Graf DTitius beſitzt drey 
Herrſchaften als Fideicommiß. Dieſe tragen ihm 
jährlich nach den anerkannten Rentrechnungen, nach 
einem zehnjährigen Durchſchnitte jährlich 30000 fl. 
Einkünfte; er kann alſo dieſe Rechnungen als wahre 
und beſtätigte Beweiſe des dermaligen Werthes feiner 
Fideicommiß - Beſitzungen bey Gericht geltend ma— 
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chen, und verlangen, daß er ſeine Herrſchaften mit | 
250000 fl., dem Patente vom 3. April 1787 gemäß, 

verſchulden dürfe. Dieſe nämlichen Herrſchaften liegen 

nach dem Anſchlage der landſtändiſchen Steuereinla⸗ 

gen nur in einem Werthe von 400000 fl. nach den 

Steuer-Faffionen inne. Nach dem Patente vom 9. May 

1785 iſt der Fideicommiß⸗ Befiger befugt, dieſe Güter 
gegen den Gelderlag von 400000 fl., worin künftig 

das Geld - Fideicommiß beſtehen wird, als freye Gü⸗ 
ter an ſich zu nehmen. Das Gelb - Fideicommiß, 

welches gegenwärtig in 400000 fl. beſteht, kann zu 
einem Drittel beſchweret, mithin abermal von dem 

Fideicommiß⸗Beſitzer nach den Patenten vom 25. März. 
1781, und 3. April 1787 ohne Einwilligung und Ein⸗ 

vernehmen der Anwärter willkürlich 133333 fl. 20 kr. 

verwendet werden, und auf einmal ſteht ein, kurz vor— 

her in feinem dermaligen wahren Werthe von 750000 fl. 
beftandeneg, Real- Fideicommiß in dem nämlichen Zu⸗ 

ſtande von 266666 fl. 40 kr. vor Augen. 


$. 24. 


Die fideicommiſſariſchen Beſitzungen, welche un— 
ter dem Banbe der darauf gelegten Stifkungen vor- 
mals gleichſam in todten Händen waren, treten nun 
auf einmal durch die obberührten Patente in den freyen 
Umlauf hervor, und fie find nicht mehr das ſtete Ei- 
genthum gewiſſer Familien. 


Da die rechtlichen Folgen der verſchiedenen Ge— 
ſetze, welche oben bemerkt wurden, unſtreitig mit ſich 
bringen, daß den Fideicommiſſen der Oſterreichiſchen 
Monarchie dadurch ein mächtiger Abbruch bedroht 
wurde, ſo muß man annehmen, daß der damaligen 
Regierung der Öfterreichifchen Staaten in irgend ei— 
ner wichtigen Hinſicht das Rieſengebäude der, in ihren 
Ländern beſtehenden, Fideicommiſſe bedenklich zu wer⸗ 
den angefangen habe. Ich wage es nicht darüber zu 
urtheilen, ob die Regierung in dieſem Zeitpuncte be⸗ 
ſondere Urſachen gehabt habe, einer Beſorglichkeit die— 
ſer Art Platz zu geben. Ich, meines Orts, der ich 
nur überhaupt und unabgeſehen auf beſondere au⸗ 
ßerordentliche Umſtände die Einrichtung der Fideicom— 
miſſe beurtheilen kann, habe von felben die Meynung, 
daß dieſe weltlichen Stiftungen, wodurch gewiſſe Fa⸗ 
milien ſtets eines ausgezeichneten Wohlſtandes verſt⸗ 

chert ſeyn können, viel Gutes zur Aufrechthaltung 
einer monarchiſchen Regierungsform enthalten. 


*. 
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Es kann wohl nicht leicht bezweifelt werden, daß 
die jeweiligen Nutznießer ſolcher weltlicher Stiftungen 
einer Regierungsform zugethan ſeyn müſſen, welche 
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vor allem anderen dazu geſchaffen iſt, ihnen die längs 
ſte Dauer ihres unwandelbaren Wohlſtandes zu 
Ä ſichern, und ſie darin zu ſchützen. Der Mo— 
narch wird auch bey dem reichſten, und mächtigen 
Adel ſeiner Länder durchaus ein ſtetes Übergewicht 
behaupten, indem es einer ſolchen Regierung nie an 
Mitteln mangeln kann, jenen gefährlichen Anfchlä- 
gen, die daraus herkommen können, zeitlich und mit 
Nachdrucke zuvor zu kommen, und da bey jeder 
Staatsumwälzung der begüterte Adel in Gefahr ſteht, 
ſeine, in der Monarchie genoſſene, Vorzüge zu verlie⸗ 
ren, ſo ſollte man ja vielmehr glauben, daß ſein ei⸗ 
genes Intereſſe ihn an ſeinen Monarchen gefeſſelt hal⸗ 
ft, als daß man befürchten dürfe, daß er einſt ſelbſt 
die Zügel der Regierung in die Hände nehmen wollte, 
indem bey einer fo zahlreichen Ariſtokratie für diefen 
Adel noch kein ſolcher weſentlicher und merklicher Vor 
theil entſtehen würde, den er nicht ſchon unter dem 


Schutze der monarchiſchen Regierungsform wirklich ges 


nießet. Das eigene Intereſſe des begüterten Land- 

adels, deſſen Glanz auf fideicommiſſariſchen Beſitzun⸗ 

gen geſtützet iſt, verbindet ihn alſo ganz natürlich 

mit dem Throne der Alleinherrſchaft. 
g. 27. 


Dieſes Verband erzeugt faſt unvermeidlich das 


Emporſtreben des Adels, ſich in dem Dienſte der mo⸗ 
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narchiſchen Regierung auszuzeichnen. Und ift denn 
eine vorſichtig ausgewählte Erziehung der Fideicom— 
miß⸗ Anwärter nicht auch vorzüglich dazu geſchickt, 
ein höheres Gefühl für das Wohl des Staates in tb= 
nen zu erwecken; und wird man daran zweifeln, 
daß das Beyſpiel ihrer Ahnen, welche ſich auf 
die eine oder andere Art dem Staate vor ihnen 
nützlich gemacht haben „ iu ihnen nicht gleichfalls den 
Eifer entſlammen ſollte, ihren ruhmvollen Vorältern 
nachzuſtreben? Die reichen Fideicommiß⸗Beſitzer kön⸗ 
nen nebſtbey die ehrenvollen Staatswürden ,ſelbſt oh⸗ 
ne empfindliche Aufopferung des Ihrigen, überneh⸗ 
men, und nachdem ſie die Stiftungen ihrer Urvater 
in den Stand geſetzt haben, dem Verſuche arger Ver— 
führungen kein Gehör zu geben, fo find dieſe, ohnedieß 
reichlich verſorgten, Staatsbürger gewiß beſonders da⸗ 
zu geeignet, den höheren Staatsdienſten vorzuſtehen. 


$. 28. 


Die monarchiſche Regierung der Sſterreichiſchen 
Länder hat bald darauf, als ſie anfing, die fideicom— 
miſſariſchen Stiftungen gleichſam zu bedrohen, die 
älteren Staats- Maximen in dieſem Stücke wieder 
aufgenommen, und jene Wunden zu heilen geſucht, 
welche auf die oben berührte Art den Fideicommiß⸗ 
i Inſtituten bepgebracht waren. Allein gleichwie die 


BA 5 
ſterreichiſche Regierung in allen ihren Unterneh⸗ 
mungen bedachtſam handelt, ſo geſchah es auch 
hier in Anbetracht der Maitlenſchen Fideicommiß⸗ 
Befigungen. 


F. 29. 


Denn einmal wurden durch das Patent vom 14. 
Juny 1798 die Allodialiſtrungen in jener Art beſchwert, 
wie ſie vorhin vielen Fideicommiß⸗ Beſitzern erroünfcht 
geweſen find, und dann erklärte die Hofverordnung 
vom 12. October 1799, daß die bereits beſchwerten 
Fideicommiß⸗ Entitäten von den Gläubigern, welche 
darauf hypothecariſch verſichert find, in ihren urſtof⸗ 
fen nicht executiret werden dürfen „ und daß ihnen 
bloß das Recht zuſtehe, den jährlichen Ertrag 
derſelben in gerichtlichen Beſchlag zu nehmen. Das 
obbemeldte Patent vom 14. Juny 1798 ſteht offenbar 
jenem vom 9. May 1785 entgegen, und obſchon die 
Höchſte Hof-Reſolution vom 12. October 1799 ſich da⸗ 
hin ausdrückte, als wäre den Gläubigern, welche 
auf den Körper des Fideicommiſſes ſelbſt mit landtaf⸗ 
licher oder grundbüchlicher Sicherheit ihr Geld gelie— 
hen haben, niemals das Recht zugekommen, den 
Urſtofbeſtand der Fideicommiß = Beſitzungen ſelbſt exe— 
cutive anzugreifen, ſo iſt es doch gewiß, daß bis 
dahin ganz andere Grundſatze bey den Gerichtshöfen 
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angenommen waren. Denn wie wäre es ſonſt möglich 
geweſen, daß in der Zeit-Epoche vom Jahre 1781 bis 


1799 die Gläubiger wirklich ganze Fideicommiß = Herr: 


ſchaften zu gerichtlichen Veräußerungen gebracht hät— 
ten, (zu geſchweigen, daß die ſogenannten Erläute— 
rungen vom 12. October 1799 gar nicht nöthig ge- 
weſen wären,) wenn die früheren Geſetze die Ge— 
richtsſtellen nicht auf die Meinung würden gebracht 
haben, daß die fideicommiſſariſchen Realitäten ſelbſt, 
und nicht der jeweilige bloße Ertrag derſelben, den 
darauf landtäflich oder grundbüchlich vorgemerkten 
Gläubigern zum Unterpfande dienen, und der gericht— 


lichen Execution, gleich einem anderen gemeinen Pfan— 


de, unterzogen werden dürfen? 
$. 30; 


Ich ſchließe alſo den Gegenſtand dieſes Haupt- 
ſtückes damit, daß, wenn gleich die fideicommiſſari— 
ſchen Inſtitute nicht durchaus mit allen Gattun— 


gen der Regierungsformen verträglich, ſie dennoch 
einer monarchiſchen Regierungsform in jeder Rück— 


ſicht anzuempfehlen ſind, zumal, da der Land— 
mann durch veraltete Beobachtungen ſich gleichſam in 
die Nothwendigkeit verſetzt zu ſeyn dünkt, ſich von 
bekannten Familien in den Geſchäften leiten zu laſſen, 


deren Ausführung den Güterbeſitzern höheren Ortes 
aufgetragen wird. 


$. 31. 
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Zugleich iſt das Verband einer ſtufenwelſen Ab⸗ 
hängigkeit, und einer Unterordnung der Staatsbür⸗ 
ger in jeder Staatsverfaſſung nothwendig. Nachdem 
aber nur anſehnliche, und von dem Haufen der ge— 
meinſten Menſchen ſehr unterſchiedene, Perſonen die— 
ſes Band dauerhaft erhalten können, ſo iſt die Unter⸗ 
ſtützuag des begüterten Landadels bey der Staatsver⸗ 
waltung immerhin zum vorzüglichen Augenmerke zu 
nehmen, und nachdem die, in den Öfterreichifchen Län— 
dern gegen Ende des vorigen Jahrhundertes ſo ſehr 
betriebene, Steuer-Regulirung dieſes Verband zwiſchen 
dem gemeinen Landbauer, und den Inhabern der 
Herrſchaften gänzlich aufgelößt worden wäre, ſo ver— 
dankt jeder gutgeſinnte Unterthan der Sſterreichiſchen 
Staaten der abgeänderten Denkungsart, daß dieſer 
Entwurf der Steuerverfaſſung, wodurch das klei- 
nere Lehens Syſtem zwiſchen Landgüterbeſitzern, und 
ihren grundfäffigen Holden ganz würde zerriſſen wor— 
den ſeyn, bey dem Regierungs- Antritte Kaiſer Leo— 
polds II. H. S. A. unterblieben iſt. 


‘ 
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IV. Haupt fs ck. 


Von den Fideicommiß⸗Anwaͤrtern und ih⸗ 
ren Rechten. 


1. 


Es iſt endlich auch von den Fideicommiß⸗Anwärtern, 
und ihren Gerechtſamen zu reden. Die Fideicommiß⸗ 
Anwärter ſind diejenigen Perſonen, welche dem gegen— 
wärtigen Fideicommiß = Befiger entweder unmittelbar, 
oder auch in der Vorausſetzung verſchiedener und meh— 
rerer Zwiſchenereigniſſe in dem Fideicommiſſe nach dem 
Fideicommiß⸗Inſtitute nachzufolgen das Recht haben. 


— 


S. 2. 


Dieſe Beſchreibung der Fideicommiß⸗ Anwärter 
gibt ſchon von ſelbſt zu erkennen, daß die Fideicom⸗ 
miß⸗ Anwärter füglich in die nächſten und ent⸗ 
f ernteren eingetheilt werden müſſen. Die Näch⸗ 
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ſten ſind jene, welche zur Zeit, wo von einem Fidel⸗ 
commiß - Gefchäfee die Rede iſt, das Fideicommiß un⸗ 
mittelbar nach dem wirklichen Beſitzer antreten ſollen; 
die Enffernteren find diejenigen, welche nach der 
Verſchtedenheit der Fideicommiſſe, ob fie nämlich Ma⸗ 
jorat- oder Seniorat- oder auch nur gemeine Fidei⸗ 
commiſſe ſind, den wirklichen Beſitzern nicht un— 
mittelbar darin nachzufolgen haben, aber in diefel- 
ben ſodann einzutreten berechtiget find, wenn die nä ch⸗ 
ſten Fideicommiß⸗Anwärter ſolche aus zufälligen Ur- 
ſachen nicht antreten könnten, oder nicht antreten 
wollten. Dieſe Zufälle laſſen ſich natürlich weder 
voraus beſtimmen, noch richtig vorausſehen. Der 
nächſte Anwärter kann, ehe ihn die Reihe der wirkli— 
chen Fideicommiß⸗ Nachfolge trifft, eutweder ſterben, 
oder er wählt ſich den geiſtlichen Staud, welcher 
gewöhnlich, in den weltlichen Fideicommiß⸗ Stiftungen, 
ein Hinderniß iſt, das Fideicommiß zu genießen. Dleſe 
Ereigniſſe oder endlich eine den nächſten Fideicommiß⸗ 
Anwärter überfallene Blödſinnigkeit u. d. g. ſind nicht 
ſeltene, in den Fideicommiß- Stiftungen dorgeſehene, 
Ausſchließungen in dem Genuße der Fideicommiſſe. 
In ſolchen Fällen werden nun die entfernteren Fidei- 
commiß⸗Anwürter, (immer jedoch in der Vorausſetzung, 
daß die Natur und Eigenſchaft des Fideicommiſſes die 


nämliche bleibt,) zur Nachfolge in die ET, 


zugelaſſe en. 


Was nun aber die Rechte der Fideicommiß -An— 
wärter ſelbſt betrifft, fo muß ich vor der Hand, da 
von den beſonderen Gerechtſamen derſelben in den nach— 
folgenden Hauptſtücken ausführlicher gehandelt wer— 
den wird, nur als allgemeine Grundregel anführen, 
daß die Anwärter in allen Gelegenheiten eine gültige 
Einſprache nehmen konnen, wo es fi um Gegenſtän— 
de handelt, welche auf die Subſtanz, den Körper, 
oder den weſentlichen Beſtand des urſprünglichen Fi⸗ 
deicommiſſes Einfluß haben, und eine Anderung in 
dem Genuße des Fideicommiſſes ſolcher Art hervor- 
bringen würden, welche aus der Natur der Sache 
auch auf ſie in der Zeitfolge e und un⸗ 
widerbringlich wirken könnte. 


5. 4. 


Daß die gänzliche Umſtaltung der Fidei⸗ 
commiſſe, oder endlich eigentliche Verkäufe eines 
Theils davon, eine fortdauernde Anderung in dem 


Genuße der fideicommiſſariſchen Körper nach ſich ziehen, 
unterliegt wohl keinem Zweifel. Aus eben dieſen Betrach⸗ 


tungen wurden die Anwärter der Fideicommiſſe in 
Geſchäften dieſer Art gewöhnlich von den Behörden 
einvernommen, denen die Beſitzer der Fideicommiſſe 
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von jeher verbunden waren, jene Anderungen anzu⸗ 
zeigen, welche fie mit ihren Fideicommiſſen im Schil⸗ 
de führten. Nur gab es gewiſſe Zeit⸗Puncte in der 
Bſterreichiſchen Staatsregierung, wo es den Grund— 
ſätzen derſelben zweckmäßiger geſchienen hat, den Fi: 
deicommiß⸗Beſitzern ſolche Anderungen der Fideicom— 
miſſe zu geſtatten, ohne die Anwärter darüber vorher 
einzu vernehmen. Allein heut zu Tage haben ſich die 
Maximen der Geſetzgebung über dieſen Gegenſtand 
zum Theil ſchon wieder geändert. Da ich aber 
den Fideicommiß ⸗Beſchwerungen, und deren Allo— 
dialiſirungen, Umſtaltung der fideicommiſſariſchen 
Entität in ein freyes Eigenthum, ein eigenes Haupt⸗ 
ſtück in dieſer Abhandlung des Fideicommiß - Wefeng 
gewidmet habe, ſo wird von den Gerechtſamen der 
Fideicommiß- Anwärter in dieſen Angelegenheiten des 


Mehreren am gedachten Orte erwähnt werden. 
* 


$. 5. 


Es konnen den Gerichtsſtellen, deren obrigkeitli⸗ 
chem Schutze die Fideicommiß- Stiftungen von unſe⸗ 
rem Allerhöchſten Landesfürſten anvertrauet wurden, 
unmöglich alle Anwärter derſelben bekannt ſeyn. Denn 
Zeit und Umſtände bringen, ſo zu ſagen, tägliche Ab- 
wechslungen derſelben mit ſich. um alſo bey dem 
ſteten Wechſel der Begebenheiten auf alle Fälle einen 
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unmittelbaren Beobachter der Dinge, welche die Fi— 
deicommiſſe angehen, zu haben, iſt es zum allgemei- 
nen gerichtlichen Gebrauche geworden, jedem Fidei⸗ 
commiſſe einen eigenen Fideicommiß- Curator beyzu— 
geben, von deſſen Rechten und Verpflichtungen eben— 
falls die nöthigen Bemerkungen werden angebracht 
werden. | 


Ss. 6. 


Es ſtehen alfo die fideicommiſſariſchen Stiftun⸗ 
gen unter den öffentlichen Gerichtsverwaltungen, ja 
ſie ſind, aus dem zu ſchließen, was bis hieher von 
ihnen erinnert worden iſt, gleichſam der ämtlichen 
Pflege der Öfterreichifchen Behörden übergeben. Soll— 
te dieſes nicht natürlich auf die Frage führen, ob 
denn die Fideicommiß = Anſtalten wirklich dieſen Schutz 
in einem Staate verdienen. Ich erlaubte mir dieſes 
Problem unter gewiſſen Rückſichten in dem folgenden 
Hauptſtücke einigermaſſen zu entwickeln. Indeſſen ha— 
be ich mir vorgenommen, dieſes in zufammengedräng- 
ter Kürze zu thun, und das Übrige dem eigenen Den— 
fen meiner Leſer zu überlaffen. | 


V. Haupt ft ü ck. 


Von den Fideicommiß ⸗Curatoren, ihren 
Rechten, und Pflichten. 


$. I. 


Di. Fideicommiß - Curatoren find jene Perſonen, 
denen die Gerichte, unter deren Oberaufſicht die Fir 
deicommiß = Inſtitute ſtehen, die pflicht auferlegt ha⸗ 
ben, das Wohl der Fideicommiſſe dergeſtalt zu beſor⸗ 
gen, daß fie zu allen Zeiten nicht nur auf die Inte⸗ 
grität des fideicommiſſariſchen Urſtoffs Vermögens, 
fondern auch daruber wachen ſollen, daß den Fidei⸗ 
commiß - Anmwärtern feine men, 
die die Geſetze ſelbſt gutgeheißen haben. 


4 


1 * ) — 
Dieſe bete bes dete die Vormünder der 
Fideicommiß ⸗Inſtitute. Wir haben in Oſterreich kein 
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Geſetz, worin ihre Pflichten und ihre Gerechtſame 
beyſammen beſtimmet, oder, neben einander geſtellt, 
aufgeführt wären. Man muß alſo ihre Pflichten 
und Gerechtſamen nur aus einzelnen, nach Zeit und 
Umftänden erlaſſenen, Höchſten Verordnungen, und 
aus dem Gerichtsbrauche abnehmen. 5 


N 3. 


Indeſſen iſt doch immer ſo viel gewiß, daß die 
Einrichtung eigener Fideicommiß = Euratoren in jener 
Vorausſetzung, wenn der fernere Beſtand der Fidei— 


commiſſe in dem Staate erhalten werden will, ſtets 


nothwendig ſey, und in mehr als einer Rückficht auch 
beybehalten werden muß. 


§. 4. 


Es könnten freylich wohl die Fideicommiſſe durch 
die Sorgfalt der Fideicommiß = Anwärter, ja gewiſ—⸗ 
ſermaſſen ſelbſt durch die jeweiligen Beſitzer des Fidei⸗ 
commiſſes in ihrem wahren und urfprünglichen Be— 
ſtande erhalten werden. Allein das zeitliche Intereſſe 
des fideicommiſſariſchen Nutznieß ers kommt nur allzu⸗ 

oft in Zuſammenſtoß mit der genauen Erhaltung des 
fideicommiſſariſchen Urſtoffes; die Anwärter des fidel: 
commiſſariſchen Genußes ſind bald die nächſten 


# 
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Verwandten des Befikers „denen die Pflichten der 
Ehrerbiethung und Dankbarkeit gebiethen, ein Fidei⸗ 
commiß widriges Unternehmen des zeitlichen Beſitzers 
gelten zu laſſen, oft ſind dieſelben auch von dem Sitze 
des Fideicommiſſes zu weit entfernt, als daß ihnen 
die widerrechtlichen Handlungen des Fideicommiß⸗ 
Beſitzers bekannt ſeyn könnten. Die Weitläufigkeit der 
fideicommiſſariſchen Beſitzungen endlich verträgt ſich 
auch mit dem Gedanken nicht, als ob die Gerichte 
ſelbſt, und unmittelbar alles überſehen könnten, was 
in jedem fideicommiſſariſchen Stoffvermögen vorgehe. 
Allen dieſen, aus der Erfahrung geſammelten, Beob⸗ 
achtungen verdanken vermuthlich die Fideicommiß⸗ 
Stiftungen die Einführung eigener Curatoren, deren 
Pflicht es ſeyn ſoll, alle geſetzwidrigen Unternehmun⸗ 
gen zu beobachten, welche ſich ein unholder Fidei- 
commiß Inhaber gegen die Stiftung erlaubet, und 
ſich allen ſeinen, in Abſicht auf das Fideicommiß, un⸗ 
befugten oder ſchädlichen Handlungen aur eee 
ſungen entgegen zu ſtellen. 


$. 5. 
Aus dieſen vorausgeſchickten Grundfägen ließen 
ſich, dünkt mich, die Rechte und Pflichten der Fi— 


deicommiß⸗Curatoren genau beſtimmen. Überhaupt 
aber glaube ich auch noch die Regel in An ſehung 


\ 


— 
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Ihrer Gerechtſamen aufſtellen zu können, nämlich, daß 
ſie in allen Geſchäften, wo es ſich darum handelt, 
daß der Zuſtand des Fideicommiſſes auf eine ſolche 
Art geändert werden fol, daß dadurch den Anwär— 
tern ein merklicher Abbruch in dem fibeicommiſſariſchen 
Einkommen zugehen könnte, gehört werden müſſen, 
und daß ſie verbunden ſind, ihre Stimme zu erheben, 
ſobald dieſes von ihnen auch nur gründlich beſorgt 


= 


wird; es ſey dann, die Geſetze hätten ausdrück⸗ 


lich verordnet, daß bey irgend einem Gefchäfte die— 
ſer Art der Curator des Fideicommiſſes, gleichſam 
als Ausnahme von bemeldter Regel, gar nicht ein— 
zuvernehmen ſey, wie dieſes in Beziehung auf die 
Beſchwerung der Fideicommiſſe bis zum Drittel ihres 
wahren und beſtätigten Werthes ſchon umſtändlicher 
vorgekommen iſt. 


1 


§. 6. 


Der Fideicommiß⸗ Curator iſt alſo berechtiget, 
Abſchriften von allen Acten und Documenten, welche 


N 


zur Erlangung einer richtigen Kenntniß des eigentli- 


chen Zuſtandes des Fideicommiſſes erforderlich ſind, 
aus den Regiſtraturen der Gerichte zu verlangen; die 
actionem ad exhibendum gegen diejenigen Perſonen 
anzuſtellen, welche ſolche beſitzen, und ihm etwa die 
Einſicht derſelben verweigern. 
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5. 7. 

Er iſt ferner befugt, wenn es die Umſtande noth⸗ 
wendig erheiſchen, die fideicommiſſariſchen Herrſchaf⸗ 
ten und Güter zu bereiſen, ſich dort entweder von 
der Integrität des Fideicommiſſes, oder von deſſen 
etwaiger Verſtummelung zu überzeugen, und in dieſem 
letzteren Falle wider denjenigen auf die Wiederherſtel⸗ 
lung des angegriffenen Fideicommiſſes klagbar zu wer⸗ 
den, welcher dem fideicommiſſariſchen Körper auf die⸗ 
ſe Weiſe zu nahe getreten war. 


11 . 


Er iſt nicht minder berechtiget „ja ſogar verbunden, 
die, in der Abführung der ausſtändigen Depurations⸗ 
Zahlungen fäumigen, Fideicommiß⸗ Inhaber klagbar 
zu betreiben, auf die Anlegung aller, zu dem Urſtoffe 
des fideicommiſſariſchen Vermögens gehörigen Capita- 
lien zu ſehen, und ſeine Meinung über die Zuläng⸗ 
lichkeit der, etwa von den Privaten dafür angebothe— 
nen, Pragmatical- Sicherheit abzugeben, und geltend 
zu machen. 


$. 9. 


Eben ſo hat er in jenen Geſchäften, wo ein Theil, 
oder das ganze Real-Fideicommiß in ein Geld» Fidei⸗ 


- 
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commiß umgeſtaltet werden fol, fein Gutachten ge- 
richtlich vorzutragen, und falls das Geld- Fibeicom- 
miß in die öffentlichen Fonds gelegt werden ſollte, 
ſein Augenmerk dahin zu nehmen, daß, wenn die 
Schuldbriefe des öffentlichen Staats ⸗Credits zufällig 
mit einem Verluſte oder mit einer Rabatte im Umlaufe 
gingen, fie mit Vortheile erkauft werden, und daß folglich 
auch der Gewinn bey dem Ankaufe dieſer öffentlichen 
Staatspapiere dem Fideicommiſſe uufehlbar zu Statten 
komme, weil das Höchſte Hof⸗Decret vom 4. October 
1796 dem Fideicommiß⸗Beſitzer nicht erlaubt, ſich die 
Rabatte zuzueignen. Bey dieſer Gelegenheit dürfte 
auch zugleich die Erinnerung gemacht werden, daß 
dieſe Höchſte Hof- Reſolution mit derjenigen nicht in 
vollem Einklange ſteht, welche unterm 17. May 1793 
den Fideicommiß⸗ Beſitzern ausdrücklich geſtattete, 
jene Aufgabe oder Prämie für ſich zu behalten, welche 
der Staat jenen Parteyen zuſicherte, die ihr Silber 
als freywilliges Kriegsdarlehen dargebothen haben, 


. 


Der Fideicommiß = Curator iſt endlich berechtiget, 
weil ihm fein anvertrautes Amt, fremde Gefchäfte zu 
beſorgen, billiger Weiſe nicht zum Nachtheile gereichen 
fol, jene Auslagen, und Mühewaltung in Aufrech— 
nung zu bringen, welche er auf die Beſorgung dieſer 
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fremden Angelegenheiten beſtritten, und angewendet 
hat, folglich die Vergütung von dem Beſitzer des 


Fideicommiſſes zu fordern. Denn obſchon es wahr 


iſt, daß die Fideicommiß⸗Curatoren gewöhnlich nur 
für das Intereſſe des fideicommiſſariſchen Stoffes, 
nicht aber für jenes der jeweiligen Beſitzer arbeiten, fo 
iſt es doch billig, daß der Fideicommiß - Beſitzer die 


Curatoren des Fideicommiſſes entſchädiget, theils weil 
ſie auch ihm die fideicommiſſariſchen Einkünfte in ih⸗ 


rer Integrität erhalten haben, ohne daß er von ſei— 
nem eigenen Vermögen, ehe er ſelbſt zum Beſitze des 
Fideicommiſſes gekommen iſt, fie dafür entſchädiget 
hatte; theils weil meiſtens nur die Unternehmungen 
des zeitlichen Fideicommiß⸗Beſitzers die Thätigkeit der 
Curatoren zur Bewegung auffordern. 


$. II. 


Bey Neal: Fideicommiſſen haben die Fideicom⸗ 
miß ⸗Curatoren ſogar manchmal bey den politiſchen 
Landesbehörden zum Beſten des Fideicommiſſes einzu⸗ 
ſchreiten. Mir ſelbſt ſind Fälle vorgekommen, wo die 
Fideicommiß⸗ Curatoren ſich nicht enthalten konnten, 
einem Holzſchlage des Fideicommiß⸗Beſitzers ſich ent⸗ 
gegen zu ſetzen, der ihnen, der Überzeugung nach, zum 
Abbruche der Fideicommiß - Anwärter von dem Fidei⸗ 
commiß⸗ Beſitzer angelegt zu ſeyn ſchien. Da nun die 


f 
| 
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forſtmäßige Wald⸗Cultur durchaus den politiſchen Be— 
hörden eingeräumt iſt, ſo haben ſich die, in dieſem 
Fache ihrer Wachſamkeit forgfältigen, Fideicommiß⸗ 
Curatoren unter ſolchen Umſtünden auch an die poli— 
tiſchen Behörden gewendet, und der geſetzwidrigen 
Hollfalung der Fideicommiß = Beſitzer 0 8 ge⸗ 
ſetzt. 


5. 18. 


überhaupt aber muß allen, bis hieher erwähnten, 
Gerechtſamen der Fideicommiß - Curatoren beygefügt 
werden, daß ihre wie immer gearteten Außerungen, 
welche fie vor den Behörden in Betreff der, ihrer Ob— 
ſorge anvertrauten, Fideicommiſſe abgeben, für ſich al- 
lein nicht entſcheidend ſind, ſondern der obrigkeitlichen 
Genehmigung unterliegen, wenn ihre Meinungen eine 
rechtliche Kraft erhalten ſollen. Es iſt daher den Ge⸗ 
richten unbenommen, den Gegenftand der, bey ihnen 
vorgekommenen, Streitfache ſelbſt wider das Einra— 
then der Fideicommiß⸗Curatoren zu entſcheiden. 


Wr 


In dieſem Falle iſt dem Fideicommiß Curator 
eben fo, wie den Fideicommiß Anwärtern, wenn 
dieſe ſich durch die obrigkeitliche Veranlaſſung be— 


Tr 
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ſchwert finden, der Recurs bis an die Höchſte Be⸗ 
hörde offen. 


$. 14. 

Die Gerichte, welchen Fideicommiſſe unterſteben, 
haben zur geſchwinderen und leichteren überſt icht der, bey 
den Fideicommiſſen vorfallenden, Geſchäfte gewiße Fi⸗ 
deicommiß = Tabellen eingefuhrt, welche von Zeit zu 


Zeit durch die Fideicommiß = Befiger bey den Gerich— 


ten überreicht, und zur Beſtätigung ihrer Zuverläf- 


ſigkeit von den Curatoren der Fideicommiſſe mitgefer- 
tiget ſeyn müſſen. Dieſe Tabellen enthalten die Be— 


ſtandtheile der Fideicommiſſe, die Inſtitute, worauf 


dieſelben gegründet ſind, die Belaſtungen des fideicom— 
miſſariſchen Stoffes, die obrigkeitlich angeordneten 


Depurations -Summen, endlich in wie weit dieſe 


geleiſtet wurden. 


* K. 15. 


In der That ſcheint es nach den, oben weitläufig 
berührten, Gerechtſamen der Fideicommiß -Curatoren 
überflüſſig zu ſeyn, von ihren Pflichten zu handeln, 
da die pünctliche Ausübung ihrer Gerechtſamen gerade- 
zu auch ihre Pflichten zu erkennen gibt, deren Ver— 


nachläſſigung ihnen nicht fo gleichgültig ſeyn ſoll, wie 


_ 
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ſie manchem witlch zu ſeyn ſcheint; weil es auch 
Falle geben kann, wo ſie über die verſaumten Pflich⸗ 
ten nicht nur zur Verantwortung gezogen, ſondern 
auch wirklich zum Erſatze verhalten werden können. 
Ich will mich im nachfolgenden Abſatze hierüber weit— 


laufe äußern, 


| Schon in dem vorigen Hauptſtücke habe ich be⸗ 


§. 16. 


merkt, daß nach meiner Meinung die Depurations⸗ 


Schuldigkeiten eine dingliche Laſt ſeyn, welche jeder 


Beſitzer des Fideicommiſſes auf ſich nehmen muß. Da 


nun dieſes mit ſich bringt, daß er auch die von ſei— 
nem Vorgänger im Ausſtande gelaſſenen Depuration en, 
wiewohl. gegen Schadloshaltung von Seite der Allo— 
dial = Erben feines Vorgängers, zu leiſten habe, fo kann 
es ja auch wirklich dazu kommen, daß der Fideicommiß⸗ 
Beſitzer die Allodial = Erben des vorigen Fideicommiß⸗ 
Inhabers um den Erſatz belange n könne: da indeſſen 
dieſer Rückgriff vergeblich ſeyn würde, wenn der in 
der Depurationg - Leiſtung faumige Fi deicommiß⸗ Ve⸗ 
figer kein ſchuldenfreyes Allodial⸗ Vermögen zurück⸗ 
gelaſſen hätte; ſo iſt es ja in der That für einen 
Fideicommiß⸗ Curator bedenklich, über den Umſtand 
hinauszugehen, ob die Fideicommiß-Depurationen ge— 
leiſtet worden find oder nicht, weil in dem obigen Fal— 
F 
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le der auf dieſe Art beſchwerte Fideicommiß Beſttzer 
allerdings, wenigſtens durch die Subſidiar⸗Klage feine 
Entſchädigung gegen die Curatoren der Fideicommiſſe 
geltend machen dürfte. Denn wiewohl es richtig iſt, 
daß die Curatoren niemals zuerſt für Beſchädigun⸗ 
gen haften ſollen, die aus ihren vernachläßigten Pflich- 
ten entſtanden find, folglich auch mit Schadens⸗ 


erſatz ſo lange verſchonet werden müſſen, als die 


Principal = Schuldner ſelbſt den ihnen ungerechter 
Weiſe zu Statten gekommenen Vortheil zu erſetzen 
eben ſo ſchuldig als fähig ſind; ſo würde doch, wo 
bey dieſen nichts zu erhohlen wäre, der ſubſidiariſche 
Regreß bey den Fideicommiß-Curatoren genommen 
werden können. Es iſt hier meine Sache nicht, die 
weiteren Vertheidigungsgründe anzuführen, welche 
die Fideicommiß⸗Curatoren zu ihrer Unſchuld nach 
Umftänden anführen könnten; allein immer bleibt es 
wahr und richtig, daß die Fideicommiß = Curatoren 
ihren Pflichten auch die gehörige Aufmerkſamkeit ſchen⸗ 
ken müſſen, wenn ſie nicht Gefahr laufen wollen, über 
verſäumte Amtspflichten dereinſt mit wirklicher Ein⸗ 
buſſe beſprochen zu werden. 


VI Hauptſtück. 
Von der Belaſtung der Fideicommiſſe, und 


und deren Allodialiſirungen, oder Um⸗ 
ſtaltungen zum freyen Eigenthume. 


1. 


Uler den hier vorkommenden Beſchwerungen der 
Fideicommiſſe werden nur ſolche Belaſtungen verſtan— 


den, welche der Fideicommiß- Nachfolger von Rechts 
wegen zu übernehmen hat, wenn er auch übrigens von 


der Beſchwerung keinen perſönlichen Vortheil gezogen 
hätte. Es gibt auch Beſchwerungen, welche dem Fi— 
deicommiſſe nur vorübergehend ankleben. Wenn näm— 
lich der zeitliche Beſitzer die jährlichen Einkommen ſei⸗ 
nes Fideicommiſſes jemand ganz, oder zum Theile über- 
läßt, oder wenn er Anlehen aufnimmt, und ſeinen 
dießfälligen Gläubigern die Renten feiner Fideicommiß⸗ 
Güter verpfändet, dieſe Abtretung oder Verpfändung 


endlich bey der Landtafel, oder bey dem Grundbuch 
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vormerken läßt, ſo räumt zwar der Fideicommiß⸗In⸗ 
haber ſeinem Ceſſionar, oder Gläubiger ein dingliches 
Recht auf feine Fideicommiß⸗ Befigung ein; allein 
dieſes erſtreckt ſich nicht weiter, als auf den rentli⸗ 
chen Ertrag derſelben, fo lange der Inhaber des Fi- 


deicommiſſez am Leben iſt, und ſo weit es die . 


digung der e erheiſcht. 
5. 2. 


Dieſe Art zeitlicher Beſchwerungen der Fideicom— 
miſſe hat auf den Körper des Fideicommiſſes ſelbſt im 
Grunde keinen Einfluß, auch können ſie im eigentli— 
chen Verſtande, weil fie den Beſtand des fideicom- 
miſſariſchen Stoffes ſelbſt nicht treffen, nicht Fidel: 
commiß⸗ Beſchwerden genannt werden, ſondern ſie 
find vielmehr gewiſſe Rechte, welche ein zeitlicher Be- 
ſitzer des Fideicommiſſes einem Dritten auf den Er- 
trag ſeines fideicommiſſariſchen Beſitzthumes eingerau⸗ 
met hat, oder durch gerichtliche Zwangsmittel zu ge- 
ſtatten verhalten worden iſt. 


b. 8. 


Von dieſer Art zeitlicher Verpflichtungen iſt hier 
nur gleichſam im Vorübergehen die Rede; denn der 
wahre Zweck dieſes Hauptſtückes iſt: von den eigent⸗ 
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lichen Fideicommiß⸗Beſchwerungen im engſten Sinne 
dieſes Wortes zu handeln. Bevor aber hievon um— 


ſtändlich die nöthigen Bemerkungen aufgeſtellet wer— 


den, lohnt es ſich doch noch der Mühe, etwas 
über die rechtlichen Wirkungen ſolcher Verpflichtungen 
zu erinnern, welche der jedesmahlige Fideicommiß— 


Beſitzer dem Fideicommiſſe auch nur während ſeines 


Beſitzſtandes auferlegt hat. 


5. 4. 


dan würde ſich nämlich ſehr irren, wenn man 
die Behauptung annähme, daß, nachdem der jewei— 
lige Beſitzer eines Real- Fideicommiſſes Herr und Ei— 
genthümer des fideicommiſſariſchen Ertrags iſt, die 
Rechte, dieſen Ertrag zu beheben, ſo einem Dritten ent— 
weder durch Verträge, oder durch gerichtliche Execution 


eingeräumet worden ſind, unumſchränkt ſeyn. Denn 


nicht genug, daß ein ſolcher inzwiſchen getretener 
Stellvertreter des eigentlichen Fidicommiß- Nutznieſ— 
ſers von eben dieſem Ertrage die jährlichen Abga— 
ben zu leiſten hat, die vermög der Landesverfaſſung als 
öffentliche Schuldigkeiten ausgeſchrieben ſind, ſondern 
er muß auch von den Einkünften des Fideicommiſſes das⸗ 
jenige tilgen, was frühere, auf dem Fideicommiß-Kör- 
per ſelbſt haftende, Verpflichtungen erheiſchen. 
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g. 5. 


Eben ſo kann er in dem Bezuge des Ertrages 
oder in der Art der fidicommiſſariſchen Benützung je⸗ 
nes Maß und Ziel nicht überfchreiten j woburch dem 
Fideicommiß⸗ Körper zum Theile eine andere Geſtalt 
gegeben, oder den Anwärtern ein Zweig des Ertrages, 
der wahrſcheinlich in den Zeitpunct ihrer Nachfolge 
fallen dürfte, genommen würde. Es wäre alſo nicht 
zuläßig, um den Ertrag des Weinſtockes zu erhöhen, 
denſelben fo zu ſchneiden, daß er durch die hiedurch be⸗ 
förderte Menge des Wachsthumes für die Zukunft 
entkräftet, und unbrauchbar werde. Eben ſo kann 
das Holz aus den fideicommiſſariſchen Waldungen 
nicht übermäßig auf einmal geſchlagen, ſondern die 
forſtmäſſige Benützung der Hölzer muß durchaus beob⸗ 
achtet werden, wenn auch übrigens das Intereſſe des⸗ 
jenigen, welcher den Ertrag des Fideicommiſſes eine 
Zeitlang zu beziehen hat, das Widerſpiel erforderte. 
Hier kann als gemeine Regel aufgeſtellet werden, 
daß einem Dritten, welcher in die Stelle des Fidei— 
commiß⸗Beſitzers in Hinſicht des fideicommiſſariſchen 
Genußes eintritt, keine größeren Rechte zu Statten 
kommen, als fie dem Fideicommiß - Inhaber eigen 
wären, wenn er ſich ſelbſt in dem Genuße ſeines 
Fideicommiſſes befände. 
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$. 6. 


Da in allen Provinzen der k. k. Oſterreichiſch⸗ 
deutſchen Erbſtaaten, wo die Grundbücher und Lands 
tafeln mit ihren patenemäfligen Verfaſſungen eingeführ 
ret ſind, derjenige, welcher durch Verträge, oder 
durch gerichtliche Execution in das Recht eingetre— 
ten iſt, anſtatt des eigentlichen Fideicommiß -Be— 
ſitzers die fideicommiſſariſchen Einkünfte zu beziehen, 
dieſes Recht nur durch die grundbüchliche oder land— 
täfliche Vormerkung vollkommen in Sicherheit ſetzen 
kann, indeſſen aber auch einer ſolchen von ihm wirk— 
lich bewirkten Vormerkung öfters früher vorgemerkte 
Gerechtſame anderer Perſonen bey den Grundbüchern 
oder Landtafeln vorgehen; ſo dürfte hier die Frage 
nicht an dem unrechten Orte ſtehen, ob dieſe früheren 
Vormerkungen, ſeyn fie nun bloß in Hinſicht des Erträg⸗ 
niſſes gültig, oder haften ſie ſogar auf dem Urſtoffe und 
Körper des Fideicommiſſes ſelbſt, nicht wenigſtens mit 
ſolcher Wirkung vorgehen, daß der in den Genuß des 
Ertrages eingerückte Ceſſſonar, oder Gläubiger des wirk— 
lichen Fideicommiß-Inhabers den Ertrag ipso jure in 
fo ferne entbehren, oder zurücklaſſen müſſe, in wie fer- 
ne dieſes die früheren Vormerkungen anderer Theilha— 
ber erheiſchen, oder ob er etwa berechtiget iſt, ohne 
Ruückſicht auf dieſelben in dem ungeſtörten Bezuge des 
fideicommiſſariſchen Einkommens fortzufahren, ohne 
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den Erſteren darüber verantwortlich zu ſeyn? Solche 
Falle haben ſich ſchon haufig ergeben, wie ſie dann 
auch nicht ſelten die weitlaufigſten Streitigkeiten nach 
” fich gezogen haben. Allein meines Wiſſens find fie 
immer ſo entſchieden worden, daß, fo lange die frü⸗ 
her vorgemerkten Gläubiger ruhig zugeſehen haben, 
daß ihnen ein ſpäter intabulirter Gläubiger das 
Einkommen wegnahm, dieſer im Bezuge des Ge⸗ 
noſſenen belaſſen wurde; ſobald aber dieſe ihre 
früheren Gerechtſamen geltend gemacht haben, ſo iſt 
ihnen auch von der Stunde an der Vorzug vor einem, 
wiewohl übrigens ſchon vor ihnen, in der Exe cu— 
tion begriffenen Gläubiger zuerkannt worden. * 


* 


9. 7. 


Dieſes ſcheinet auch in der Natur der Sache ſei— 
nen richtigen Grund zu haben. Denn die Vormerkung 
gibt keinen Beſitz der Sache ſelbſt, welche verpfändet 
wurde „ fondern fie gewährt nur ein Hypothecar-Recht. 
Dieſes Recht liegt, wenn ich mich ſo ausdrücken ſoll, 
ſtille, bis ſich derjenige deſſen bedienet, welcher da— 
mit verſehen iſt. Will, oder kann er ſich deſſen nicht 
bedienen, und es nimmt indeſſen ein fpäter intabulir⸗ 
ter Gläubiger, oder Eeffionar wirklichen Beſitz von 
dem Ettrage der verhypothecirten Sache, fo verdrängt 
er dadurch den früher intabulirten Gläubiger nicht von 
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dem Beſitze einer Sache, ſondern er kommt ihm bloß 
in der Ausübung eines Rechtes zuvor, welches er mit 
dem früher vorgemerkten Gläubiger gemein hat. Die 
Gerichte pflegen auch hier nicht von Amtswegen ein⸗ 
zuſchreiten, eines Theils, weil die Gerichtshöfe keine 
Curatoren der Rechte der Parteyen find, und anderen 
Theils, weil es ſehr viele ſolcher Vormerkungen gibt, 1 
welche, ob fie zwar in den Grundbüchern und Land- * 
tafeln erſcheinen, doch öfters ſchon getilgt find „und , 
längſt zur Auslöſchung hätten gelangen ſollen, wenn 
nicht die Befiger ſolcher Güter dieſe Vorſicht außer 
Acht gelaſſen hätten. Die Gerichtsſtellen können alſo 
nicht einmal wiſſen, welche von den vorgemerkten Ges 
rechtſamen noch gültig find. 


. 


Bey wirklichen Pfändern, welche nur in bewegli— 
chen Sachen beſtehen, und in deren Beſitze der erſte 
Pfandinhaber iſt, verhält es ſich zwiſchen den Pfand: 
werbern freylich ganz anders; denn wenn auch der 
erſte Pfandinhaber in dem Augenblicke ruhig bleibt, 
wo der ſpätere dasſelbe zur Veräußerung befördert, 
ſo muß dieſer doch erſt gewärtigen, was von dem 
Verkaufe desſelben über Abzug der früheren Pfandfor— 

derung erübrigen wird. Allein in dieſem letzteren Falle 
war der frühere Pfandinhaber in dem Beſitze der 


ie 
a 
verpfändeten Sache, 1000 ſein Pfandrecht iſt fogar auf 
den Beſitz der Sache gegründet; wo hingegen bey 
grundbüchlichen oder landtäflichen Vormerkungen das 
Pfandrecht bloß auf dieſen Vormerkungen ſelbſt, nicht 


aber auf dem Beſitze der Hypothek beruht. 


$. 9. 


Da aber die Zeitordnung der geſchehenen Bormer- 
kungen ihre Vorrechte beſtimmet, und der vorgemerk⸗ 
te Gläubiger berechtiget iſt, ſeine Hypothecar⸗ Rech⸗ 
te gegen diejenigen im ganzen Umfange ihrer Vor⸗ 
züglichkeiten geltend zu machen, deren gleichmäffige 
Keal- Kechte ihm nachſtehen, ſo iſt dieſes bie Urſache, 
warum in ſolchen Fällen, wo ein ſpäter intabulir⸗ 
ter Gläubiger durch die Execution früher zum Bezuge 
der Renten eines verhypothecirten Gutes gekommen iſt, 
als ein früher intabulirter Gläubiger nur daran ge⸗ 
dacht hat, dieſer dem ſpäter intabulirten Gläubiger 
doch von dem Augenblicke an vorgezogen werde, als er 
anfing, vor Gericht den Gebrauch ſeines Rechtes zu 
betreiben. 


$. 10. 
Es hat aber auch an ſolchen Meinungen nicht ge⸗ 
fehlt, welche den ſpäter, jedoch auf den Körper vorge⸗ 
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merkten Obliegenheiten einen Vorzug vor den früheren 
Vormerkungen einräumen wollten, wenn dieſe bloß 
die Zinſen, oder Früchte betroffen haben; gleich ſam 
als ob die Vormerkungen auf die Realität ſchon an 
und für ſich einen Vorzug vor allen, welche nur die Zin⸗ 
ſen oder die Früchte angehen, mit ſich führten. Allein, 
wenn es gleich wahr iſt, daß derjenige, welcher die 
f ihm gebührende Hypothek in der Subſtanz einer Be— 
ſitzung ſelbſt angewieſen hat, ſogar die Subſtanz an: 
greifen, ſie auch im Wege der Execution veräußern 
darf, welches durch eine bloß auf die Früchte dieſer 
Beſitzung vorgemerkte Foderung nicht geſchehen kann, 
ſo würde es dennoch weit zu voreilig ſeyn, zu ſagen, 
daß, weil hiedurch das Gut auf einen anderen Beſitzer 
übergeht, auch alle wider den vorigen Eigenthümer des— 
ſelben erworbenen Hypothecar-Rechte, die nur auf den 
Früchten beſtanden hatten, erloſchen ſind. Denn ſelbſt 
in dieſem Falle, da der durch die Execution eingehen— 
de Kaufſchilling die Stelle der veräußerten Beſitzung 
einnimmt, und gleichſam das Surrogat desſelben 
iſt, würde ein früher auf die Früchte intabulirt gemwe- 
ſener Gläubiger in ſo lange nach der Ordnung ſeiner 
vormaligen Hypothek die Intereſſen von dieſem Kauf— 
ſchillinge beziehen, bis er befriediget iſt, und alsdann 
erſt den nach ihm intabulirten Gläubiger, der auf den 
Körper, oder auf die Subſtanz vorgemerkt war, den 
Kaufſchilling ſelbſt beziehen laſſen. 


* 


w 
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SAH VIII 

* » i 1 
Selbſt jener Einwurf dagegen iſt nicht bedeutend, 
daß bey ſolchen Rechts - Grundſätzen es leicht denkbar 
wäre, daß jemand eine ſo betrachtliche Forderung auf 
die Früchte einer grundbüchlichen oder landtäflichen Be- 
fitzung vorgemerkt hätte, baß die Intereſſen eines auf 
dieſe Art durch die Execution eingegangenen Capitals 
nie zureichend wären, eine ſolche Forderung zu tilgen, 
und daß auf dieſe Art die auf der Subſtanz gehaftete 
Vormerkung ein wahres Unding ſey: einerſeits wäre es 
nämlich doch wahr, daß das Capital ſelbſt die Hypo 
thek der auf der Subſtanz vorgemerkt geweſenen For— 
derung ſey, daſſelbe müſſe alſo beſtimmt ſeyn, um der: 
einſt die Zahlung ſelbſt für dieſe Forderung abzugeben, 
welche aber, wie geſagt, in dem oben denkbaren Falle 
gar nie erfolgen könnte „ zu geſchweigen, daß jedes 
Capital ſeinem Eigenthümer fructificiren müſſe; wo 
hingegen hier das Capital immerhin nur vorhanden 
wäre, um zu Gunſten der früher auf die Früchte 
vorgemerkt geweſenen Forderung zu rentiren. 


9. 12. 


— Denn wenn die Rede von den Fideicommiß⸗Gü⸗ 
tern iſt, welche durch die Execution zum Verkaufe kom⸗ 
men dürfen, ſo löſet ſich dieſer Einwurf ſchon von 
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ſelbſt dadurch auf, daß, weil das Recht des Fidei⸗ 
commiß Inhabers nur zeitlich iſt, die Früchte des 
Fideicommiſſes zu beziehen, auch der Genuß der In— 
tereſſen des dafür eingegangenen Kaufſchillings auf 
deſſen Lebenstage beſchränkt ſey; die fpäterhin auf die 
Subſtanz vorgemerkten Gläubiger bey dem eingetrete— 
nen Todfalle des fideicommiſſariſchen Nutznießers ſich in 
den Kaufſchilling ohne Rückſicht theilen, wenn gleich 
noch ein Rückſtand von einer auf die Früchte vorgemerkt 
geweſenen Forderung vorhanden wäre. Iſt aber die 
Rede von Allodial-Beſitzungen, ſo können wohl die 
obbeſagten ſcheinbaren Ungereimtheiten eintreten. Al- 


lein dann iſt es auch nicht richtig, daß für die auf den 


Fideicommiß⸗Körper vorgemerkten Poſten ein wahres 
und flüſſiges Capital vorhanden ſey, und die Eigenthü⸗ 
mer ſolcher Forderungen müſſen es ihrer Kurzſichtigkeit 
zuſchreiben, daß ſie auf eine Hypothek geliehen haben, 
welche von einer ſo unzureichenden Beſchaffenheit ge— 
weſen iſt. 6 
\ 
. 

Man dürfte mir wohl hier mit Recht den Vor— 
wurf machen, wie ich von der Execution einer ver— 
ſchuldeten fideicommiſſariſchen Beſitzung reden könnte, 


da doch ſchon vorgekommen wäre, daß ſeit der Höch— 


ſten Hof-Reſolution vom 12. October 1799 kein Fi⸗ 


deicommiß mehr in ſeinem Urſtoffe zur Execution kom 
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men könne, ſondern die darauf haftenden Schulden bloß 
durch den Weg der Sequeſtration einzubringen wären. 
Allein da es noch in dieſem Augenblicke ſolche fidei⸗ 


commiſſariſche Beſitzungen gibt, welche fchon früher 


mit Schulden belaſtet waren, als fie in die Cathe⸗ 
gorie ſolcher Stiftungen gekommen ſind; da derley 


Forderungen noch aufrecht beſtehen, und in Hänben 


der Erben der urſprünglichen Anleiher, oder ihrer 
Ceſſionare find, denen alſo durch das ſpäter darauf 
gekommene Band des Fideicommiſſes in ihren Gerecht⸗ 
ſamen nichts genommen werden kann: ſo iſt es eben 
nichts Unmögliches, daß die Inhaber ſolcher Forde- ; 
rungen, die das Recht der Real-Execcution urſprüng⸗ 


lich gehabt haben, es auch gegenwärtig gegen das 
ſpäterhin umgeſchaffene Allod in ein Fideicommiß in 
Ausübung bringen möchten. | 


* 


S. 14. 


Es muß nun von jenen Belaſtungen der Fidei⸗ 
commiſſe, und ihren Umſtaltungen gehandelt werden, 
welche den Fideicommiß⸗ Körper ſel b ſt ange⸗ 
hen, die folglich nicht als zeitliche, oder bloß den ge— 
genwärtigen Fideicommiß = Beſitzer betreffende und 
durch deſſen Tod verſchwindende Wirkungen zu ber 
trachten ſind, ſondern eben darum, weil fie den Zus 
ſtand des fideicommiſſariſchen Urſtoffes ſelbſt betref⸗ 


ar 
a 
. 
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fen, für alle Fideicommiß⸗ Nachfolger gleich empfinde 


lich werden, nachdem fie das Fideicommiß ganz in 


jenem Zuftande übernehmen müſſen, wie es der letzte 
Beſitzer in ſeinen Beſtandtheilen, und Beſchwerungen 
zurückgelaſſen hat. Dieſe fideicommiſſariſchen Beſchwe— 
rungen beſtehen in den Verſchuldungen der Fideicom— 
miſſe, welche ſich auf das Drittel ihres wahren Wer— 
thes in dem Verſtande erſtrecken können, daß zwey 
andere Drittel von Belaſtungen frey bleiben ſollen; 
ferners in der Umſtaltung der Real- Fideicommiſſe in 
Geld und Capital-Fideicommiſſe. Jenen theils theo— 
retiſchen, theils practiſchen Bemerkungen, welche auf 
dieſen zweyfachen Gegenſtand Bezug haben, wollte ich 
dieſes gegenwärtige Hauptſtück vorzüglich widmen. 
Da ich jedoch, was die theoretiſchen Grundſatze über 
dieſe Gegenſtände betrifft, bereits vieles in den vori⸗ 
gen Hauptſtücken zu berühren Gelegenheit hatte, ſo 
werde ich mich hier kürzer zuſammen faſſen. 


$. 15. 


Im Hof ⸗Decrete vom 25. März 1781 finden 
1 
ſich die erſten Spuren, worin den zeitlichen Fidei— 


commiß = Inhabern nicht nur die Aufnahme fremder 


Gelder gegen Pfandverfchreibung des Drittels des 
Werthes ihrer Fideicommiſſe, ſondern auch die Um⸗ 
ſtaltung der Real Fideicommiſſe in Geld- Fideicom⸗ 
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miſſe eingeräumet wurde. Die Serihtsbehörhen er⸗ 
fier Inſtanz ſollen ohne weiters auf ein ſolches Geſuch 
des Fideicommiß⸗ Beſitzers, ſein Fideicommiß zu ver⸗ 
ſchulden, veranlaſſen können, was ſie Recht finden, 
die Anwärter, und Curatoren des Fideicommiſſes 
zwar hierüber vernehmen; allein ſie find in eben die⸗ 
ſer Höchſten Hof ⸗ Reſolution angewieſen, dieſe Ge⸗ 
genſtünde ohne Anſtand zu verwilligen, beſonders da 
ſpäterhin einer dieſer Gegenſtände als eine für das 
Wohl des Staates ſehr erſprießliche, und gewünscht 
Sache erkläret wird. 


6. 16. 


ki Obſchon die Umſtaltung des Real⸗Fideicommiſſes 
in ein Geld⸗Fideicommiß bereits unterm 21. May 1781 
durch ein anderweitiges Höchſtes Hof⸗Decret auf ſol⸗ 
che Art begünſtiget wurde, daß, wenn bloß von herr⸗ 
ſchaftlichen Gründen, fo den Unterthanen unter der ge⸗ 
wöhnlichen Feudal- Verbindlichkeit verkauft werden woll⸗ 
ten, die Einwilligung des Fideicommiß⸗Curators und 
der Fideicommiß⸗ Anwärter nicht mehr eingehohlt, und 
abgewartet werden durfte; ſo iſt es dem ungeachtet, 
was dieſe Einwilligung, und die Be yſtimmung derſel⸗ 
ben betrifft, wenn es ſich um die Verſchuldung 
des Fideicommiffes zum dritten Theile 
ſeines Werthes, oder um * umſtaltung 
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des ganzen Real- Fideicommiſſes in ein 
Pecuniarium handelte, bey der Höchſten Hof: 
Reſolution vom 25. März 1781 verblieben. Allein 
nach der Hand wurde in Betreff der Umſtaltung eines 
ganzen Real⸗Fideicommiſſes in ein Pecuniarium durch 
das Patent vom 9. May 1785 auch ohne Ein: 
vernehmung der Fideicommiß Curato⸗ 
ren, und ohne Anfrage bey den Fideicommiß⸗An⸗ 
wörtern verwilliget, und zugleich angeordnet, daß es 
genug ſey, wenn für das Real- Fideicommiß jener 
Betrag erlegt würde, welcher entweder von dem Stif— 
ter ſelbſt, oder feinen Fideicommiß⸗Inkereſſenten ſpä⸗ 
terhin ausdrücklich landtäflich beſtimmt, oder aber in 
Ermanglung ſolcher Werthsachtungen durch die Steuer— 
Faſſtonen, in welchen die Real- Beſitzungen ebenfalls 
in einem beſtimmten Werthe erſcheinen müſſen, ange⸗ 
nommen worden iſt. Es blieb bis dorthin noch im⸗ 
mer bey der Anordnung des Höchſten Hof- Decrets 
vom 25. März 1781, daß bey Verſchulbun⸗ 
gen der Fideicommiſſe die Fideicommiß⸗Au⸗ 
wärter ſowohl, als die Fideicommiß ⸗Curatoren ver- 
nommen werden ſollten. Allein das Patent vom 3. 
April 1787 machte auch dieſem auf einmal ein Ende. 
Der Beſitzer eines Fideicommiſſes kann ohne Einmen⸗ 
gung des Fideicommiß Curators und der Anwärter 
die Verſchuldung feines Fideicommiſſes bis zum Drit- 
tel des Werthes vornehmen, nur ſollte der damalige 

a G 
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Werth des Drittels vom Fideicommiſſe Setäige wer⸗ 


den. Allein hier iſt es nothwendig, etwas aus zutu⸗ 
hen, um die heut zu Tage über eben dieſe wichtigen 
Gegenſtände beſtehenden Höchſten Hof- Reſolutionen 
und Patente, und folglich auch die Abänderungen, 


welche über diefe Gegenſtände gegenwärtig vorhanden 
find, vollkommen und mit einem Blicke durchzu⸗ 


ſchauen. 


$. 17. 


In Anbetracht der Geldaufnahmen auf das Drit⸗ 


tel des Werthes der Fideicommiſſe find keine Abände⸗ 


rungen feit dem Patente vom 3. April 1787 geſche⸗ 


hen; hier bleibt es alſo durchaus bey dem beſagten 


Patente. Der Fideicommiß⸗Beſitzer kann demnach 
das Fideicommiß ohne Einmengung der Fideicommiß⸗ 


Curatoren, ohne Einſprache der Anwärter, ſo weit 


ſich der Werth des Drittels erſtreckt, verſchulden, 
und es dem Gläubiger dergeſtalt zur Sicherheit 
verſchreiben, daß der Fideicommiß- Nachfolger die 
Verſchreibung bemeldter Hypothek anerkennen, und 
als eine, auf ihn übergegangene, Laſt des Fideicom⸗ 
miſſes betrachten muß. 


1 . 18. 


Was hingegen die Umſtaltung eines Real- Fidei⸗ 
commiſſes in ein Geld- oder Capitals-Fideicommiß 
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. 


betrifft, hat dieſelbe, ſowohl wenn fie theilwelſe „ als 


wenn fie im Ganzen vorgenommen werden ſollte, ſeit 
den Patenten vom 25. März, 21. May 1781, und 
9. May 1785 ſehr wichtige Abänderungen erlitten. 


. Denn die Veräußerung der Dominical- Beſitzungen 


an Ruſtical⸗Inhaber iſt durchaus mittelſt Höchſter 


Verordnung vom 30. Januar 1804 unter die verbothe— 
nen Handlungen zu zählen. Alſo kann das Patent 
vom 9. May 1785 nicht mehr in Anwendung kom— 
men, ſobald das Real-Fideicommiß in einer land- 
ſtändiſchen Real- Beſitzung beſtehet, dieſelbe zer— 
ſtückt, oder auch im Ganzen an Nuſtical-Inhaber 
überlaffen werden wollte. 


$. 19. 


Allein wenn auch die ganze landſtändiſche Fidei⸗ 
commiß⸗ Beſitzung an einen Beſitzfähigen veräußert, 
oder auch eine dienſtbare fideicommiſſariſche Beſitzung 
in ein Geld-Fideicommiß umgeſtaltet werden ſollte, 
ſo kann dieſes doch nicht mehr, wie es vorhin zu 
Folge des Patents vom 9. May 1785 erlaubt war, 
mit Umgehung der Fideicommiß ⸗Curatoren und 
Anwärter geſchehen. Es darf nicht mehr der tabula— 
riſche, oder der, von dem Fideicommiß - Stifter, oder 
der, in den Steuer-Faſſionen angenommene, noch 
endlich der vormals in den Famllien- Verträgen ber 
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ſtimmte Werth des Fideicommiſſes zum Maßſtabe des 

N dafür einzulegenden Geldbetrages gegeben werden; 
ſondern das Patent vom 12. October 1799 verordnet, 

daß in dieſem Falle nicht nur der Fideicommiß⸗Cura⸗ 

tor und der nächte Anwärter des Fideicommiſſes 

einzuvernehmen ſey, ſondern es heißt in dem Patente, N 
daß geſammte Anwärter über dieſes Geſuch des 

Fideicommiß = Beſitzers gehört werden müſſen, und 

daß, wenn ſie mit dem die Allodialiſirung erbenden 

Beſitzer des Fideicommiſſes über den, für das Real⸗ 

Fideicommiß einzulegenden, Geldbetrag nicht überein⸗ 

kommen würden, eine Schätzung des Fideicommiſſes 

vorgenommen werden ſoll. Wenn endlich auch dieſe 

beſtritten würde, ſo hätte eine Licitation, ſomit ein 

Verkauf durch öffentliche Feil- und Meiſtbiethung dem 

Streite ein Ende zu machen, und der ſich dafür erge- 

bende Geldbetrag wäre alsdann, als das wahre 

Surrogat des Real- Fideicommiſſes, zu Ser zu 

hinterlegen. 


S. 20. 


Die practiſchen Erfahrungen beſtätigen, daß 
durch dieſe geſetzliche Vorſchrift des Patents vom 12. 
October 1799 (die wenigſten Fälle ausgenommen, 
wo die Fideicommiß-Curatoren und geſammten Ans 
wärter ein verſtanden ſind) beynahe die Umſtaltungen 
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ber Fideicommiß „Realitäten in Geld- Fideicommiſſe 


durch indirecte Wege unterſagt wurden. Denn eine 


mal find die geſammten Fideicommiß⸗ Anwärter kaum 
durch die genaueſten, ſelbſt gehörig beglaubigten 
Stammbäume mit Gewißheit den Fideicommiß - Be- 
hörden auszuweiſen; bald iſt der Ort ihres Aufent⸗ 
haltes nicht bekannt; bald ſind ſie mit dem Antrage der 
Summe nicht einverſtanden, welche von dem Fidei— 
commiß⸗Beſitzer als eine Entſchädigung und als Aqui⸗ 
valent für das Real- Fideicommiß erlegt werden will. 
Es kommt zur Schätzung; auch dieſe will den Fidei⸗ 
commiß = Anwärtern nicht gefallen. Es muß alſo zur 
Licitation geſchritten werden; allein dieſe läuft mei- 
ſtens ganz gegen die Privat- Abſicht des Fideicom⸗ 
miß⸗Beſitzers, das Unternehmen der Umſtaltung un: 


terbleibt, und — dieſes mag wohl die vorzüglichſte 


Abſicht der Geſetzgebung beym ah Patente gewe⸗ 
ſen ſeyn. 


S. 21. 


Aus den erſt angeführten Bemerkungen ergibt ſich 
alſo von ſelbſt, daß man practiſch dieſes Allodialiſi⸗ 
rungs⸗ Werk 'nicht unternehmen ſoll, es wäre dann, 
daß entweder der Fideicommiß-Beſitzer wirklich bereit 
wäre, im ſchlimmſten Falle den öffentlichen Verkauf 
der Meiſtbiethung eintreten zu laſſen, oder daß er 


5 


werde. 
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ſich mit den ſammtlichen Fideicommiß⸗Anwürtern 
und mit dem Fideicommiß⸗Curator über den Betrag 


des Geldes, wofür das Real-Fideicommiß von dem 


Bande der Subſtitution befreyet werden fol, fd; on 
vorher einverſtanden hätte. 


553 | $. 22. 
Die Umſtaltungen der Real - Fideicommiſſe in 


Geld- Stiftungen werden nach dem angenommenen 
Sprachgebrauche unter dem Namen der Allodia- 


liſirungen heut zu Tage ausgedruckt. Vermuth⸗ 


lich hat dieſer Sprachgebrauch darin ſeinen Grund, 
weil das, auf dieſe Art von der fideicommiſſariſchen 
Verpflichtung, frey gewordene Gut in die Claſſe der 
freyen Eigenthümlichkeiten und Beſitzungen übergeht, 
welche wir Allodien zu nennen pflegen. 


$. 23. 


Es bleibt in practiſcher Hinſicht bey Verſchul⸗ 


dungen der Fideicommiſſe noch immerhin bey dem Pa⸗ 


tente vom 3. April 1787. Es kann daher nur die 
Frage ſeyn, wie man practiſch den wahren Werth ei⸗ 
nes Fideicommiſſes bey der Fideicommiß⸗ Behörde der⸗ 
geſtalt ausweiſe, daß dem Geſetze und der Inſtanz, 
welche darüber zu bellen hat, on geleiſtet 


10g 
5. 24. | 


Iſt das Fideicommiß ein Geld- Fideicommiß, fü 
iſt die Schwierigkeit ohne dieß gehoben. Denn Geld- 
Fideicommiſſe werden ſchon durch ihren Betrag, und 
jeweiligen Beſtand in dem wahren Werthe beſtimmetz 
wenn es ſich aber um ein Real- Fideicommiß 
handelt, ſo wird der wahre Ertrag desſelben zum 
Maß ſtabe feines Capitals-Werthes angenommen. Be⸗ 
vor ich von den Beſchwerungen der Real- Fideicom- 
miſſe weiters handle, muß ich noch im Vorbeygehen 
etwas Beſonderes in Anbetracht der Geld- Fideicom⸗ 
miſſe berühren, Beſtanden ſolche nämlich in öffent- 
lichen Fonds⸗Obligationen, fo war dem Beſitzer nicht 
erlaubt, das Drittel dieſer Schuld - Obligationen zu | 
‚ feinem Gebrauche zu verwenden, und auf dieſe Art 
ſein Fideicommiß zum dritten Theile zu beſchweren, 
ſondern er konnte nur bey Privaten darauf Geld auf— 
nehmen, und die öffentlichen Fonds - Obligationen zur 
Hypothek verſchreiben; dieſe mußten alſo unberührt 
bleiben. Und das Hof-Decret vom 14. July 1788 
blieb längere Zeit in Beobachtung; weil aber die Aus— 
zahlung und Aufkündung der öffentlichen Fonds-Obli⸗ 
gationen ohne dieß ausgeſetzt wurde, ſo wurden ſie 
vermög einer Höchſten Hof⸗Reſolution vom 12. März 
1792, welche wegen einer gewiſſen Maria Thereſia 
Edlen v. Roſſi, gleichſam als eine Univerſal-Norm, 


104 


erging, den Fibeicommiß = Beſitzern erfolgt, wenn fie 
den dritten Theil davon aus ben Depoſiten-Amtern 
nehmen wollten. Bey Beſchwerung der Real- Fidei⸗ 
commiſſe wurde der jährliche Ertrag derſelben vormals 
auf ein Capital jährlich vier vom Hundert höchſt wahr- 
ſcheinlich aus dem guten Grunde angenommen, weil 
die, auf das Orittel des Fideicommiſſes, aufzuneh⸗ 
menden Capitalien ebenfalls nur mit 48igen jährli⸗ 
chen Intereſſen verzinſet werden durften, indem fie 
nach dem Patente vom 29. Jäner 1787 eine ausge: 
wieſene Hypothek hatten, und das Patent vom 3. 
April 1787 F. 4. zum Maßſtabe der Onerirung des 
Drittels des Fideicommiſſes ſelbſt ein 4 Percent tra⸗ 
gendes Capital annimmt. Allein nachdem das neuer⸗ 
liche Wucher ⸗ Patent vom 2. December 1804, den 
vorigen Patenten ganz zuwider, erlaubt, . auch bey 
ausgewieſenen Sicherheiten ſich jährlich 5 vom Hun⸗ 
dert bey den dargelehnten Capitalien zu bedingen, und 
die Execution darauf zu ertheilen, ſo dürfte es wohl 
heut zu Tage noch einer weiteren Frage unterliegen, 
ob dießfalls die früheren Patente nicht auch in Fidei⸗ 
commiß⸗Gegenſtänden eine ſtillſchweigende Abände⸗ 

rung angenommen haben. | | 


$. 25. h a 7 8 i % 


| Indeſſen mag es dem ſchon ſeyn, wie ihm wolle, 
fo iſt es practiſch gewiß, daß die Rent⸗ und Wirth⸗ 


— 
ne * 
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ſchaftsrechnungen bey den Herrſchaften, welche den 


Gerichtshöfen in glaubwürdiger Geſtalt vorgeleget 


wurden, um hieraus den reinen Ertrag der Fideicom— 
miß⸗Güter zu entnehmen, ohne Anſtand für den ge— 


hörig beſtätigten Werth des Reale Fidei⸗ 
commiſſes angenommen worden ſind; und weil im 


Falle der Ouerirung kein Fideicommiß ⸗ Anwärter, 
und kein Fideicommiß = Curator mit feinen etwaigen 
Einwendungen angehört werden dürfte, fo blieb frey— 
lich wohl den Juſtiz-Inſtanzen nichts anderes übrig, 
als dieſen Ausweiſen und Rechnungen Glauben bey— 
zumeſſen, wenn fie nicht offenbare Gebrechen, ſondern. 
vielmehr das Gepräge der ungekünſtelten Offenheit 
bey ſich führten. Ich halte mich alſo practiſch über— 
zeugt daß dieſe Ausweiſungsart noch heute ange: 
nommen werden müſſe. 


$. 26. 


Wollte das Gericht ſich mit ſo unbefangenen 
Rechnungen nicht begnügen, fo würde der Fideicom- 


miß⸗Beſitzer wahrſcheinlich zu nichts Mehrerem obrig⸗ 


keitlich verhalten weden können, als den Ertrag des 
Real: Fideicommiſſes durch die, aller Orten bey den 


Gerichtsſtellen, angenommenen und beeideten Güter— 


ſchätzleute erheben zu laſſen, denen aber ſodann die 


Belehrung zu ertheilen wäre, ob ſie das Reſultat ih⸗ 1 


b- 


3 
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rer Schätzung auf einen Capitals Vetrag zurück zu 
führen hätten, welcher 5 für Hundert jährliches Ins 


tereſſe rentiren mußte, oder welcher auch nur 4 Per⸗ 
cent abwerfen dürfte. 


$. 27. 


Als etwas Beſonderes in Anbetracht der Ver: 
ſchuldungen des Fideicommiß = Drittels iſt zu bemer⸗ 


ken, daß der Sideicommiß - Inhaber, welcher bereits 


ein Mahl das ganze Drittel ſeines Fideicommiſſes ver⸗ 
ſchuldet hat, allein dieſe Schuld durch die, ihm obge⸗ 


legene, Depurations-Schuldigkeit entweder ganz oder 


zum Theile abſtattete, neuerdings, mithin zum zwey⸗ 
ten Mahle, das ganze Drittel verſchulden, oder die 
immittelſt geleiſteten Abſchlags = Zahlungen wieder 
als einen freyen Theil des zu verſchulden erlaubten 
Drittels des Fideicommiſſes anſehen, und wieder ver— 
ſchulden könne. Zu diefer Erlaubniß gibt nicht nur 
das Patent vom 3. April 1787 den erſten Wink, ſon⸗ 
dern das Hof- Decret vom 2x1. Jauner 1791 enthält 
dieß noch beffimmter, 


$. 28. . 
Ehe, als eben dieſes Allerhöchſte Hof- Deerer 
erschien, war es in der Ausübung beynahe durchge⸗ 
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hends angenommen, daß weder die in Öfterreich uns 
ter der Enns ausdrücklich bey den Herrſchaften und 
Gütern vorſichtsweiſe bey der Landtafel vorgemerkte 
pupillaris octava noch die wittiblichen Unterhal- 
tungen, welche den Gemahlinnen der Fideicommiß⸗ 
Beſitzer auf den fideicommiſſariſchen Realitäten vers 
ſchrieben und mit foͤrmlicher Bedeckung verſichert 
waren, für eine wirkliche Fideicommiß -Beſchwerung 
angeſehen wurden. Daher kam es, daß Herrſchaften 
und Güter, welche bloß mit dieſen, gleichſam nur 
vorſichtsweiſe intabulirten, Laſten beſchwert waren, 
als ſolche fideicommiſſariſche Beſitzungen bey den Ge— 
richtshöfen betrachtet wurden, als wenn ſie von die— 
ſen eventuälen Anſprüchen gänzlich frey wären. Die 
Urſachen beſtanden darin, weil man von der Voraus— 
ſetzung ausging: die Herrſchaft ſey den Wai—⸗ 
fen, die unter ihrer Vormundſchaft fies 
hen, nichts ſchuldig; der Herrſchafts⸗ 
oder Gutsinhaber habe nie ein Waifen- 
vermögen zu ſich genommen; alles Wai 
ſen vermögen ſey anderswo angelegt, 
und bedeckt. Und eben ſo dachte man, daß die 


Gattinn des Fideicommiß⸗Beſitzers, 
welcher mit anderen Verſchuldungen feis 


nes Fideicommiſſes umging, hö ch ſt un = 
gewiß dereinſt etwas an ihren bloß even— 
tuälen Anſpüchen zu fordern haben dürf⸗ 


1 
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te; und es wäre daher unbillig, auf die⸗ 
fe, bloß bedingnißweiſe vorgemerkten 
Anſprüche der Wittwen und Waifen Be⸗ 
dacht zu nehmen, und ihretwegen zu ver⸗ 


biethen, das Fideicommiß mit wahren 


Schulden auf ein Drittel feines Wer: 
thes zu beſchweren, zumal, da dem Fi— 
deicommiß ⸗Beſitzer ohne dieß zugleich 
die geſetzmäßige Abzahlung der aufge⸗ 


nommenen Schulden, oder die Wieder⸗ 


reinigung des Fideicommißfſes obliege, 
welche die eventuälen Heurathsanſprü⸗ 


che der Wittwe, falls fie in der That zur 


Wirklichkeit kämen, fo wenig empfind- 
lich machten, als wenn das Fideicommiß 
ohne dieß nur um das Drittel ſeines 
Werthes verſchuldet wäre, deſſen Bela⸗ 
ſtung ſich doch jeder Fideicommiß⸗Nach⸗ 
folger gefallen laſſen mußte. 

Ja man ging von Seite der beſchwerungsluſtigen 
Sideicommiß = Befiger noch weiter, und gab zwar zu, 
daß die pupillaris octava eben ſo, wie 
die eventuälen wittiblichen Unterhals 
tungen als wirkliche Belaſtungen der 
Fideicommiß⸗ Realitäten anzuſehen w fs 
ren, allein ſie ſchützten vor, daß, wenn 
ſchon deßhalb ihre Fideicommiß⸗Beſit⸗ 
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zungen als beſchwert angefehen werden möch⸗ 
ten, dieſe Beſchwerung wohl das ganze Fid ei⸗ 
commiß angehe, und nicht bloß auf das, ih⸗ 
nen zur Beſchwerung in den Geſetzen er⸗ 
öffnete, Drittel feines Werthes gewäl⸗ 
zet werden könne, folglich ihnen höch⸗ 
ſtens nur das Drittel der bedingten Fi⸗ 
deicommiß⸗Laſten auf das, zur Beſchwe⸗ 
rung erlaubte, Drittel eingerechnet wer⸗ 
den ſoll. 


Allein allen dieſen kunſtreichen Erſinnungen der 
Fideicommiß⸗ Inhaber hat man im Jahre 1791 nicht 
mehr Platz gelaſſen, wiewohl man, ſechs und mehr 
Jahre vorher, die Fideicommiß - Befiger durchaus un⸗ 
terſtützet hatte, ihren fideicommiſſariſchen Stiftun⸗ 
gen in allen Wegen nahe zu treten. Kurz, die oben 
bemeldte Höchſte Hof- Reſolutjon vom 21. Jäner 
1791 entſchied ſchnurſtracks, daß ſowohl die pupillaris 
octava, als die wittiblichen Unterhaltungen ohne al: 
le Widerrede, wiewohl fie bloß Eventual-VBelaſtun⸗ 
gen der Real-Fideicommiſſe wären, in das Drittel 
des ſchon beſchwerten Werthes derſelben eingerechnet 
werden ſollen; mithin müſſen dieſelben bey den gegen— 
wärtigen Zeitumſtänden und Geſetzen allerdings für 
ſolche Beſchwerungen der Real- Fideicommiſſe ange⸗ 
ſehen werden, welche bereits wirklich vorhanden find, 
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folglich auch dem Nachfolger in dem boa zur 


Laſt kommen. 


Dieſe Entſcheidung if von äußerſter Wichtigkeit, 
weil, wenn die eventuälen wittiblichen Anſprüche, 
verbunden mit der pupillari octava, in deren Anbe⸗ 


tracht nämlich jede Oſterreichiſche Herrſchaft mit dem 


achten Theile ihres Werthes den, ihr unterthänigen, 
Waiſen haften muß, den dritten Theil des Werthes 
der Herrſchaft erreichen, der Beſitzer derſelben auf das 

Drittel des Werthes der Fideicommiß⸗Herrſchaft niche | 


mehr aufnehmen kann. 


S. 29. 


— 


Unter dieſen Vorausſetzungen aber dringt ich, 


ſo zu ſagen, eine weitere Frage zur Überlegung auf, 


nämlich: ob ſodann die pupillaris octava 
nach dem Steuereinlags = oder vielmehr 
nach jenem Werthe aus zumeſſen ſey, wel⸗ 


cher ſich nach den Herrſchafts rechnungen 
in Hinſicht des aufzunehmenden Darle⸗ 


hens darſtellet. 

Der Unterſchied iſt abermahl um ſo Ki von 
Bedeutung, weil er fehr erheblich ſeyn kann, indem 
der wahre Werth eines Real⸗Fideicommiſſes gewöhn⸗ 
lich weit über jenen der Steuer -Rectifica⸗ 
tion erhaben iſt. Es kann möglich ſeyn, daß eine 


f 


ılı 


Herrſchaft jährlich 5 fl, Renten abwirft, mithin, 
zu einem 48igen Capitalg = Werthe gerechnet, 555 fl. 
werth, in dem Steuer -Cataſter aber nur in ei— 
nem Werthe von s fl. angegeben worden fey, 

Um mich noch verſtändlicher zu machen, ſo ſetze 
man, daß die fideicommiſſariſche Entität jährlich, 
nach Ausweis der Rentrechnung, 30,000 fl. trage. 
Hier würde der Beſitzer derſelben 250,000 fl. darauf 
aufnehmen können. Nun entſteht die Frage, ob die 
a octava von 78 fl., oder ob ſie nur von 
— fl. um welchen Steuerwerth die Herrſchaft bey 
— 7 Steuer- Rectification fatirt wurde, zu berechnen 


ſey. 


Im erſten Falle beträgt die pupillaris octava 
93,750 fl. | 
%%% 250,000 fl. — 
dieſe * + * 1 10 + \ + “ * „ 93,750 2 — 
abgezogen, ſo darf der Fideicommiß⸗ 

Beſitzer nur noch aufnehmen . . 156,250 fl. — 
wird hingegen die pupillaris octava nur von dem 
Steuereinlagswerthe von 980 fl. berechnet, dem Fi⸗ 


deicommiß - Beſitzer aber doch 250,000 fl. aulzusliß⸗ 


men geſtattet, ſo hat er ſich nur das Achtel von 300 fl 
in die aufzunehmenden. 250,000 f. — 
mit { * > „ * 0 v * * * 37,5700 82 — 


einzurechnen, und dann kann er noch 
aufnehmen . + * * + . * * 212,500 fl. — 


\ 
* 
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Der unterſchied alſo, wie die obgedachte Frage 
entſchieden werden ſoll, iſt in der That vom großen 
Belange. Allein ich würde für meinen Theil alle 
Mahl der Meinung beypflichten, daß die pupillaris 
octava nach jenem Betrage zu berechnen ſey, wel- 
cher in Anbetracht des zu onerirenden Drittels, folg- 
lich nach dem wahren, aus den Rentrechnungen er⸗ 
ſcheinenden, Werthe der Herrſchaft berechnet werden 
muß. Denn gleichwie ſich durch die Zeitumſtände die 
Erträgniſſe der Güter in dem Verhällniſſe gebeſſert 
haben, wie ſolche vormals zur Zeit der Steuer-Recti⸗ 
fication in Oſterreich geſtanden find; eben fo haben 
ſich auch die Vermögensumſtände der Unterthanen und 
ihrer rückgelaſſenen Waiſen im gleichen Verhültniſſe 
erhoben. Und wenn es billig war, daß bey der Nor- 
mal = Einrichtung der landtäflichen Verfaſſung die 
pupillaris octava nach dem damaligen Werthe der 
Herrſchaften und Güter in Oſterreich zur Sicherheit 
der unterthänigen Waiſen berechnet wurde, ſo wäre 
wohl keine billige Urſache vorhanden, dieſen nämlichen 
Calcul auch noch heute aufzuſtellen; ausgenommen, 
man wollte denſelben geradezu als eine abſichtliche 
Gehäßigung der Anwärter der Real-Fideicommiſſe 
vorausſetzen, wozu aber nach dem Geiſte der heuti- 
gen Geſetze gar kein Grund vorhanden iſt, zumal, 
weil es ſich aus den dermaligen Geſetzen vielmehr auf 
das Widerſpiel ſchließen läßt. 
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Zum Schluſſe dieſes Hauptſtückes muß ich nut 
noch in practiſcher Hinſicht bemerken, daß das ganze 
Gefchäft der Beſchwerungen, und Umſtaltungen der 
Fideicommiſſe jenem Zuge des rechtlichen Verfahrens 
unterworfen ſey, welcher zu dem adelichen Richteramte 
gehört. Daher haben nur Recurſe an die höheren Ju: 
ſtiz- Behörden, keineswegs aber förmliche Appellatio- 
nen, oder Reviſionen, im Falle ungerechter Verfügun— 
gen von Seite der unteren Behörden, Statt. 


— 


F. 31. 


Ich darf wohl nicht erinnern, weil es jedermann 
don ſelbſt beyfällt, daß, wenn der Befiger eines Real⸗ 
Fideicommiſſes eine Dominical⸗Realitat, folglich nut 
ein Stück feiner Dominical-Beſitzung unter dem ge— 
wöhnlichen nexu feudali an einen unterthan, oder 
Grundholden abgeben wollte, er ſein Unternehmen ſo— 
wohl dem betreffenden Landrechte, als der politiſchen 
Landesbehörde anzuzeigen hätte. Bey den Landrechten 
muß die Einwilligung der geſammten Fideicommiß⸗ 
Anwärter, und die Beyſtimmung der Tabular-Gläu⸗ 
biger eingehohlt werden; und der politiſchen Landes- 
behörde kommt die Entſcheidung zu, ob in politifcher 

5 | 


114 | 
Nad cht ein Hinderniß e eine ſtändiſche Rea⸗ 
lität unter dem Bande der Unterthänigkeit an Bauers⸗ 
leute zu überlaſſen. Alles dieſes gründet ſich auf 


die, ſchon oben berührte, Verordnung vom 30. Ja⸗ 
nuar 1804. 


8. 8 5 

Die ſeither mir vorgefallenen Behandlungen ſol⸗ 
cher Fälle haben mir die Erfahrung verſchafft, daß 
das Landrecht die, unter feine Gerichtsbarkeit gehdri⸗ 
gen, Theile eher nicht entſcheiden wollte, bevor nicht 
die Landesregierung die Frage der Ruſticaliſtrung in 
politifcher Hinſicht entſchieden hat; und die politiſche 
Landesbehörde hat ihrerſeits wieder, ehe fie ſich ein- 
gelaſſen hat, jene Frage zu entſcheiden, die ihrer 
Macht vorbehalten iſt, die Parteyen zurückgewieſen, 
daß ſie vorher die dem Landrechte zugewieſenen Fragen 
daſelbſt ſollen entſcheiden laſſen. Es wäre zur Be⸗ 
förderung dieſer Geſchäfte zu wünſchen, daß ſich dieſe 
verſchiedenen Provinclal- Stellen mit einander einver⸗ 
ſtünden, welche von ihnen zuerſt in dieſem Gefchäfte 
einſchreiten ſoll. Denn die Parteyen verlieren bey ih⸗ 
ren dießfälligen Geſuchen eine, in manchen Rückfichten 
gar nicht mehr hereinbringliche, Zeit, ja die Ausſichten 
aller dabey intereſſirter Theile verſchwinden manch⸗ 
mal bey fo einem Aufſchube gänzlich. Die kaufluſtis⸗ 
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gen Unterthanen ſehen ſich z. B. um etwas anderes 
um, und der Dominical-Beſitzer findet keine Gele- 
genheit mehr, ſeine Beſitzung an die Unterthanen mit 
annehmbaren Bedingniſſen abzugeben. 8 
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VIL Haupt ſt ü ck. 


Von den Fideicommiß⸗Depurationen. 
San, \ 


5 9311. e 
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Ein Fideicommiß depuriren heißt, ſolches von den 


gcohnrauf aufgenommenen Schulden oder anderen Laſten, 


welche urſprünglich auf demſelben nicht gehaftet haben, 
wieder in den feſtgeſetzten Friſten befreyen. 
15 
$. 2. a 

Die Schuldigkeit, das Fideicommiß von den dar⸗ 
auf aufgenommenen Schulden frey zu machen, liegt 
dem jedesmahligen Beſitzer desſelben ob, und zwar 
ohne Rückſicht, ob er ſelbſt, oder ein Inhaber, der ihm 
in dem Beſitze vorgegangen iſt, dasſelbe beſchweret 
habe. Nach meiner Meinung erſtreckt ſich dieſe ſeine 
Schuldigkeit nicht nur auf die, während ſeines Beſitz⸗ 
ſtandes fälligen, Depurations⸗ Raten, ſondern auch 


— 
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auf jene verfallenen Depurations » Summen, welche 
die Vorgänger zu leiſten verpflichtet waren, und ſie 
jedoch im Ausſtande gelaſſen haben. 


Pi 


l g. 3 


Die Fideicommiſſe, oder vielmehr diejenigen, de⸗ 
ren Obſorge fie anvertraut find, haben das Recht, 
auf die Berichtigungen der Depurationen zu dringen, 
und dieſes Recht iſt, — gleich einem Hypothecar⸗Rech⸗ 
te, — auf den fideicommiſſariſchen Entitäten haftend. 
Die Curatoren des Fideicommiſſes üben folglich dieſes 
Recht gegen den Fideicommiß - Befiger, gleich einem 
Hypothecar-Rechte, aus. Da alſo die Depurationg- 
Verbindlichkeit in ihrem ganzen Umfange auf dem Fi- 
deicommiſſe ſelbſt haftet, fo hat der Beſitzer des Fidei⸗ 
commiſſes die Depurationg = Schuldigfeiten mit allen 
ihren Folgen, gleichſam mit eben jener Verantwort— 
lichkeit zu übernehmen, wie eine Tabular- Schuld, 
oder eine grundbüchlich vorgemerkte Satzforderung von 
demjenigen getilgt werden muß, welcher das bereits 
afficirte ſtändiſche oder grundbüchliche Gut an ſich ger 
bracht hat. 


$. 4. 


Der Grund, worauf dieſe meine Behauptung bes 
ruht, und der in feiner Ausdehnung von großer Er⸗ 
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heblichkeit iſt, liegt in der Art und Weiſe, wie bie Be⸗ 
laſtungen der Fideicommiſſe verwilliget, und welche 
Vorſichten dabey gebraucht werden ſollen. Denn wenn 
bey dieſem Geſchüfte, wodurch der jedesmahlige Der 
figer des Fideicommiſſes dasſelbe nach den Gefegen 
um ben dritten Theil ſeines wahren „ beſtätigten Wer⸗ 
thes zu beſchweren vorhat, ordentlich verfahren wird, 
ſo hat das Gericht, welchem das Fideicommiß unter⸗ 
ſtehet, zwar die Bewilligung in ſo weit zu ertheilen, 
in wie weit dasſelbe noch beſchweret werden kann, 


hiebey aber auch nicht nur die, in den Geſetzen vorge⸗ 


ſchriebenen, Depurations⸗ Verbindlichkeiten feſtzuſe⸗ 
tzen, ſondern zugleich auch zu verfügen „daß dieſe 
Puncte auf den fideicommiſſariſchen Entitäten bey den 
Landtafeln, oder bey den Grundbüchern, oder endlich 
bey den Depofiten = Amtsberwaltungen nach dem 
unterſchiede, ob die fideicommiſſariſchen Dinge der 
Landtafel oder dem Grundbuche unterliegen, oder bloß 
in gerichtlich aufbewahrten Capitalien und Schuldbrie⸗ 
fen beſtehen) vorgemerkt werden ſollen. 17 


5. F. 


Die auf dieſe Art vorgemerkte 1 gerichtliche Bewil⸗ 


ligung zeigt ſodann fortwährend, mit welchen Ver⸗ 
bindlichkeiten das Fideicommiß umwickelt iſt. Und 
erſt auf dieſe vorgemerkte, gerichtliche Verfügung ſol⸗ 


ur . 5. 6. 
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len diejenigen, welche auf die gerichtliche Fideicoam⸗ 
miß⸗ r e ONE: g ihr Geld herleihen, und 
hierüber die erforderlichen Schulobriefe von dem Fidei⸗ 
commiß⸗ Beſitzer empfangen, die weiteren Vormerkun— 
gen der erhaltenen Schuldſcheine bey den Landtafeln, 
Grundbüchern oder Depofiten - Amts verwaltungen 
nach Art einer Super-Vormerkung erhalten. Sie 
laufen dabey nicht die geringſte Gefahr; denn nach 
dem auf dieſe Art das Fideicommiß bereits als eine 
mit dem Onerirungs⸗Conſenſe afficirte, Entität für die 
Berichtigung aller Onerirungs-Bedingniſſe zu haften 
hat, worunter die Verbindlichkeit der Fideicommiß > 
Depuration bereits begriffen iſt, fo iſt der fidelcon- 
miſſariſche Stoff eben dadurch den, auf dieſem One— 
werungs ⸗Conſenſe ſupervorgemerkten, Gläubigern 
hypothecariſch bis zu ihrer vollen Befriedigung ver— 
antwortlich, und darf daher in ſeinen Erträgniffen 
zum Behufe der Wen in Bilden genommen 


werden. 


Wenn einerſeits nach dieſen Grundfäken der Fi: 


deicommiß'⸗ Beſitzer ſelbſt für jene rückſtändigen Der 


purations⸗ Summen verantwortlich wird, und ſolche 
Schulden zu bezahlen hat, welche eigentlich noch ſei⸗ 
nen Vorgänger im Fideichmmiß - Genuße getroffen 


u. 
* 
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hätten, fo will ich anderſeits dadurch nicht fagen, 

daß er es bey einer ſolchen Zahlung, die ihm von 

Rechtswegen nicht zur Laſt fallen ſollte, ſchlechter— 

dings bewenden laſſen müſſe; denn wenn gleich nach 

obigen Grundfägen die Depurations- Schuldigkeit in 

ihrem Umfange als eine Real - Verbindlichkeit angeſe⸗ 

hen werden muß, und ſie daher, wenn ſie auch von den 

Vorgängern in dem Fideicommiß⸗Genuße zu erfüllen 

verabſäumt worden iſt, entweder von den Fideicom⸗ 
miß⸗Curatoren, oder von den Glaubigern ſelbſt wi⸗ 

der den gegenwärtigen Inhaber betrieben werden kannz 

ſo folgt doch nicht daraus, daß der auf dieſe Art durch 

fremde Vernachläßigung ins Gedränge gekommene Fi⸗ 

deicommiß = Befiger feinen Schaden nicht in fo ferne 

einbringen dürfe, als er folche Depurationen geleiſtet 

hat, die nicht mehr in den Zeit⸗Punct ſeines Fideicom⸗ 

miß ⸗Antrittes gefallen wären, wenn die Vorgänger 

im Fideicommiſſe die ihnen noch obgelegenen Depura⸗ 

tionen geleiſtet hätten. Allerdings kann ſich ein auf 
dieſe Art zum Schaden gekommener Fideicommiß⸗Be⸗ 
ſitzer bey den Allodial⸗ Erben des in den Fideicom⸗ 
miß.⸗Depurationen fäumig gebliebenen Fideicommiß⸗ 
Inhabers von Rechtswegen erhohlen. Die Einwürfe, 
wider dieſe Behauptung werden in der Folge zur Er⸗ 

örterung kommen. 
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5. 7. 


Die Depurations-Schuldigkeiten find in den er⸗ 
ſteren Patenten, worin den unteren Gerichtsbehörden 
die Macht eingeräumet wurde, die Onerirung ohne 
Rückfrage zu bewilligen, nicht vorgeſchrieben worden, 
und es ſcheint daher, daß die Beſtimmung derſelben 
dem vernünftigen Ermeſſen dieſer Gerichtsbehörden 
überlaſſen geweſen ſey. Das Hof- Decret vom 21. 
May 1787 enthält jedoch nur über eine Anfrage des 
k. k. N. O. Landrechts ſogar ausdrücklich die Anord— 
nung, daß dieſe Juſtiz- Behörde, der die adelichen 
Fideicommiſſe durchgehends im Lande Oſterreich unter 
der Enns untergeordnet ſind, nach Beſchaffenheit der 
einſchreitenden Umſtände, die bereits beſtimmten Deo 
purations-Friſten ohne weitere Anfrage erſtrecken, 
und verminderen könne, und daß den beſchwerten In— 
tereſſenten deßhalb nur der Recurs bevorſtehe. Allein 
ſeitdem das Patent vom 3. April 1787 erſchienen ift, 
hat das Geſetz ſelbſt bloß vier vom Hundert von je— 
ner Summe, womit der Beſitzer das Fideicommiß 
beſchweret haͤt, als jährliche Depurations⸗ Schuldig 
keit beſtimmet. - 


* 
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Wenn ſich daher wirklich der Fall ergäbe, daß 
irgend ein oder der andere Beſitzer des Fideicommiſſes, 
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welcher dasſelbe geſetzmüßig zu beſchweren vorhat, 
vielleicht zur Erleichterung der, darüber zu erwarten⸗ 
den,, Gerichtsbewilligung ſich freywillig verbindlich 

machte, jährlich eine größere Abſchlagszahlung an je: 

ner Summe, womit er das Fideicommiß bene 

will, als die gefegmäßigen jährlichen vier vom Hun⸗ 

dert zu leiſten, ſo kann ihm die ſes auf die Dauer ſei⸗ 

nes Lebens, und auf die Zeit, als er ſich in dem Ge⸗ 

nuße des Fideicommiſſes befindet, zugeſtanden wer— 

den, zumal heut zu Tage, weil das Fideicommiß ſelbſt 

nicht, ſondern nur deſſen Renten, dem Hof ⸗Decrete 

vom 12. October 1799 zu Folge, wegen der ausſtän⸗ 

digen Depurationen in die Execution genommen wer 
den dürfen. Allein in der Art einer fortwährenden, 
und das Fideicommiß ſelbſt verbindlichen Obliegen⸗ 
heit könnte dieſes Anerbiethen nicht zum Bedingniſſt 

des Ouerirungs⸗ Conſenſes feſtgeſetzt werden. 


S. 9. 


Würde hierin ein Verſehen begangen, und diefe 
freywillig angebothene, größere Depuration gleichſam 
als eine gemeine Onerirungs Bedingung in den One⸗ 
rirungs Conſens eingeſchaltet werden; fo würde, da 
nach obigen Bemerkungen dieſe Bedingungen zur forms‘ 
lichen Vormerkung auf das Fideicommiß felbft gelan⸗ 
gen, dieſes auch ſelbſt dafür verantwortlich bleiben: 
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ja die Gläubiger, welche auf dieſe vorausgegangene 
Bedingung ihr Geld herleihen, erhalten, wenn ſie 


nicht ſelbſt auf irgend eine Art hierauf Verzicht leiſten, 
das jus quaesitum, das Fideicommiß für die im Rück⸗ 


ſtande gebliebene Abſchlagszahlung bis zu deren Ein— 
bringung in die Sequeſtration zu ziehen, und da es 
dentbar ift „daß der auf eine größere, als geſetzmäßi⸗ 
ge Depurations- Weiſe ſich eingelaſſe ne Fideicommiß⸗ 
Beſttzer ſterben könnte, ohne ein ſchuldenfreyes Ver⸗ 


mögen zurück zu laſſen, oder eine derley ihm obgele⸗ 


gene Depurations- Zahlung wirklich geleiſtet zu ha— 

ben; ſo würde ſein Nachfolger, dem eine ſolche grö⸗ 
ßere Depurationg - Zahlung wider den Buchſtaben der 
Geſetze zur baſt 3 unbillig, ja deen ge⸗ 
kränkt. 


$. Io. 

Aus gleichen Grundſätzen halte ich jene Schuld 
verſchreibungen, welche die Fideicommiß⸗ Beſitzer uber 
die erhaltene gerichtliche Bewilligung, das Drittel des 
Fideicommiſſes zu verſchulden, an ihre Gläubiger un: 
ter ſolchen Verbindlichkeiten ausſtellen, daß ſie näm⸗ 


lich das geliehen erhaltene Capital binnen einer ſol⸗ i 
chen Zeitfrift zahlen wollen, wo nach dem geſetzmüſ⸗ 


ſigen Depurations- Fuße der jährlich vier procentigen 
Depuration eine ſo große Rückzahlung nicht fällig 


x 7 
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wäre, in Anbetracht des Fideicommiß = Nachfolgerg, 
was dieſe, wenn ich ſo ſagen ſoll, fideicommißwidri⸗ 
gen Uberzahlungen betrifft, ganzlich außer Kraft ge⸗ | 
ſetzt; und ein ſolcher Creditor kann rechtmäßiger Weife 
gegen den Fideicommiß⸗ Nachfolger in Anbetracht ſol⸗ 
cher Uberzahlungen keine Sequeſtration verlangen. 


$ II. 


Es werden freylich wohl, dieſen Bemerkungen 
zuwider, beynahe täglich derley Schuldverſchreibun⸗ 
gen mit ſolchen Überzahlungen, welche ſogar nicht 
einmal mit der, gewöhnlich in den gerichtlichen One⸗ 
rirungs - Bewilligungen ausdrücklich vorkommenden, 
Bedingung der jährlichen, zu vier vom Hundert ausge- 
meſſenen Depurations- Verbindlichkeit übereinftimmen, 
von den Fideicommiß⸗Beſitzern ausgeſtellet; ja ſie ge⸗ 
langen ſogar zur wirklichen Intabulation, und zur 
grundhüchlichen Vormerkung. Allein ob derley Vor: 
merkungen unbedingt verwilliget werden ſollen, iſt eis 
ne andere Frage. Denn die Parteyen verbinden ge— 
wöhnlich mit dieſen Vormerkungen den Begriff, daß 
ihnen die landtäfliche, oder grundbüchliche Verfaſſung, 
weil die Hypothek hier zureichend iſt, für die Erfül⸗ 
lung aller, ihnen verſchriebener Darlehensbedingniſſe 
gleichſam garantiere. Wie ſehr mußten ſie alſo nicht 
äberraſcht werden, wenn fie von einem Nachfolger im 
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Fideicommiſſe auf einmal hörten, daß er trotz ihrer 
Tabular -oder grundbüchlichen Sicherheit doch nicht 
verbunden ſey, eine höhere Abſchlagszahlung zu lei— 
ſten, wenn ſie vier von Hundert von jenem Capitale 
überſtiege, welches urſprünglich auf das Drittel des 
Fideicommiſſes aufgenommen worden iſt? 


4 
5. 12. 


Solche Schuldverſchreibungen der Fideicommiß⸗ 
Beſitzer, worin fie größere Abſchlagszahlungen ver: 
ſchrieben haben, als ſie der geſetzmüß ige Depurations⸗ 
Fuß mit ſich brächte, ſind in Betreff dieſer ſogenann⸗ 
ten Überzahlung nicht gänzlich und in aller Beziehung 
wirkungslos; denn fie bringen wenigſtens eine per- 
ſönliche Verbindlichkeit des Ausſtellers mit ſich, und 

können folglich während ſeines fideicommiſſariſchen Be⸗ 
. ſitzes auch in Anbetracht der von ihm eingeſtandenen 
überzahlungen, gleich anderen gemeinen Schuldver— 
ſchreibungen, wider feine Perſon in vollem Maſſe exe⸗ 

cutiret werden. Dieſes mag auch wohl die Urfache 
ſeyn, warum die Gerichtsbehörden ſolche Schuldver- 
ſchreibungen von Amtswegen bisher noch nicht geahn— 
det, und immerhin zur landtäflichen oder grundbüch⸗ . 
lichen Vormerkung zugelaſſen haben. 
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| Wollte man alſo entweder von Seite der Fidei⸗ 


commiß⸗ Behörde größere Depurationen in der Eigen⸗ 
ſchaft wirklicher Onerirungs - Bedingniffe in den Ber 
willigungen zur Fideicommiß⸗Beſchwerung verfügen, 
oder will der Fideicommiß⸗ Befiger auf etwaiges An⸗ 


dringen der Gläubiger ſelbſt darauf antragen, ſo muß 
hiezu der Fideicommiß⸗ Curator, nebſt den geſammten 


Anwärtern beygezogen werden, und alle dieſe Perfo- 
nen müſſen ihre Beyſtimmung hiezu geben, welche, 
wenn ſie erfolgt, nichts Geſetzwidriges an ſich hat, 
weil die Geſetze nur ſagen, daß dem Fideicommiß⸗ 
Beſitzer eine höhere Depurationg - Leiſtung, als jähr- 
lich vier vom Hundert von der Summe, womit er 
ſein Fideicommiß beſchweren will, nicht aufgedrungen 
werden ſoll, welche Anordnung aber ein anderweitiges 
freyes Übereinkommen deßhalb nicht verbiethet. 


§. 14. 


* 
a! 


Als etwas Beſonderes verdienet angemerkt zu 


werden, daß, wenn das nur zum Theil depurirte Fi⸗ 
deicommiß = Drittel abermal, und zwar in fo weit, 
in wie weit es von der bereits vor ſich gegangenen Ber 
ſchwerung wieder befreyet worden iſt, mithin die de⸗ 


purirte Summe wieder aufgenommen würde, das Hof⸗ 


a 2 * 
———— 
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Decret vom 21. Januar 1791 verordne, daß nebſt der 


Depuration der jahrlichen vier vom Hundert von der 


zuerſt aufgenommenen Summe, auch eine weitere 


Depuration zu jahrlichen vier vom Hundert von der 
Wiederheraus nahme der bereits zum Theil geſchehenen, 
und ſich von dem Fideicommiſſer abermal eigen gemach— 
ten Depuration geleiſtet werden ſoll; z. B. es hat der 


- Sideicommiß » Beflger fein Fideicommiß bereits mit 


Sant beſchweret, und dieſe aufgenommen, das Geld 
auch zu feinem Privat- Vortheile verwendet. Er hat 


alsdann jährlich 4000 fl. Depuration zu leiſten, auch 
dieſe Depuration durch 10 Jahre richtig geleiſtet, 


folglich das beſchwerte Fideicommiß mit pr fl. entle⸗ 
diget. Nun kann er im 11. Jahre dieſe 5 fl. 


neuerdings aufnehmen; allein er iſt ſodann verbunden 
nebſt der alten Depuration von jährlichen 4000 fl. 
auch die Depuration von der bereits depurirten und 


wieder zu ſich genommenen Summe mit jährlichen 
1600 fl. folglich nach Verlauf des 11. Jahres anſtatt 
4000 fl. jährlich 5600 fl. zu depuriren. 


„ 


Dieſe fonderbare Erlaubniß hat viele auf den 
Gedanken gebracht, daß auf dieſe Art derjenige Fidei⸗ 
commiß = Befißer, welcher fein Fideicommiß ein Mahl 
zum dritten Theile feines Werthes belaſtet hat, das— 


* 


A 3 | 
ſelbe auf eine ganz erlaubte Handlungsweiſe fehr wohl 
berechnet ſeinem nächſten Anwärter mit der vollen 
Beſchwerung des ganzen Drittels, nebſtbey aber auch 
mit einer überaus betrüchtlichen, folglich die, Anfangs 
nur auf vier vom Hundert regulirte, Depurations⸗ 
Schuldigkeit weit überſteigenden Depurations-Ver⸗ 
bindlichkeit übergeben könne; denn der Fideicommiß - 
Beſitzer dürfte auf dieſe Art nur bedacht ſeyn, die 
jährlich depurirte Summe wieder herauszunehmen, 
und mit dieſer Herausnahme der inzwiſchen jährlich 
angewachſenen Depuration fortzufahren ; fo wird er 
in den letzten Jahren ſeines Lebens zwar eine immer⸗ 
hin ſich mehr und mehr anſchwellende Depurations⸗ 
Schuldigkeit ſich zuziehen; allein da er ſie gleichſam 
in dem nämlichen Augenblicke, wo er ihr ein Genüge 
gethan hat, ſich wieder zueignen kann, ſo bleibt es 
nur gar zu richtig, daß er auf eine ſolche Handlungs⸗ 
weiſe ſeinem Nachfolger beynahe ein ganz beſchwertes 
Fideicommiß - Drittel, und eine höchſt empfindliche, 
ja den größeren Theil der geſammten Fideicommiß + 
Einkünfte aufwiegende Laſt zurücklaſſen dürfte. x 


§. 16. 
Ich kann mich nicht überzeugen, daß, wenn ei⸗ 


ne fo ausgeſonnene Fideicommiß⸗ Beſchwerung von eis 
nem jedesmahligen Beſitzer des Fidejcommiſſes wirklich 
i \ / 


A 
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in Ausübung gebracht werden wollte, die Gerichte eis 
ner ſolchen Handlungsweiſe platterdings Platz geben, 


ſondern die Folgen des Hof-Decrets vom 21. Januar 


1791 der Höchſten Hofbehörde anzeigen würden. Denn 
fordert es einmal das Intereſſe des Staates, daß die 
Sideicommiß - Inhaber eines ſtets ausnehmlichen Ein— 
kommens nicht geſichert ſeyn ſollen, ſo hebe man die 
Fideicommiſſe ganz auf; ſollten die Inhaber derſelben 
aber eines ſicheren Einkommens gleichförmig vertrö— 
ſtet ſeyn, ſo wäre wahrhaftig dieſe beſtändige Fluth 
und Ebbe, in welcher ein gegen feine Fideicommiß⸗ 
Nachfolger übel denkender Beſitzer des Fideicommiſſes 


dasſelbe unter einer beſtändigen Abwechſelung von 


jährlichen Depurationen, und jährlichen neuen Oneri⸗ 
rungen zu benützen ſuchte, das wahre Mittel, keinem 


Fideicommiß = Nachfolger mehr etwas anderes, als 


den geringſten Theil des Genußes der fideicommiſſa⸗ 
riſchen Entität zurückzulaſſen, e ein wahrer 
Unfug. 


* 


* 171 


€ | | - 5 


Denn einmal ſollte der Fidelcommiß ⸗ Nachfolger 


die Intereſſen der aufgenommenen Capitalien an frem⸗ 


de Darleiher zahlen, mithin verliert er ſchon einen 
Theil feines fideſcommiſſar ſchen Einkommens, weil er 


ihn auf die Intereſſen des onerirten Fideicommiß⸗Drit⸗ 


I 


9 — 
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tels verwenden muß. Allein einen weiteren, ſicher noch 
größeren, Theil feines Einkommens muß er auf die De⸗ 
puration des zuerſt aufgenommenen Capitals, den 
Überreft endlich auf jene Intercalar-Depurationen ver- 
wenden, welche die von feinem Vorgäuger inzwiſchen 
wieder herausgen ommenen depurirten Summen er⸗ 
heiſchten. Ob ihm dann auf dieſe Art noch etwas von 
dem fideicommiſſariſchen Einkommen zum eigenen Ge⸗ 
nuſſe erübrigen würde, daran laßt ſich billig zweifeln. 


S. 18. 


Die Fideicommiß⸗Curatoren, und die Anwärter 
ſollen daher auf die Depurations⸗Schuldigkeiten ge⸗ 
nau ſehen, um einem ſolchen Unfuge zuvor zu kom⸗ 
men. i 
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vi Hauptſtück. 


Von der Abſonderung des Fideicommiſſes, 
vom Allodio, vorzuͤglich bey Todfallsver⸗ 


handlungen, und wie es ſich dabey zu 


benehmen ſey. 


§. 1. 


Das die Succeſſionen in dem Allodial⸗ Vermögen 
in einer anderen Ordnung geſchehen, als die Nachfol⸗ 
ge in den Fideicommiſſen, iſt bekannt, indem ſich jene 
nach den Teſtamenten, oder in deren Ermauglang nach 
den Erbrechtsgeſetzen, dieſe aber bloß nach den Fidei- 
commiß = Jnftituten richten, worin bald die Primoge- 
nitur⸗ bald die Seniorats⸗ und bald die ſimultaneiſche 
Erbsnachfolge angeordnet iſt. Allein da in manchen 
Rück ſichten, und ſogar in jenem Falle, wo eine und 


die nämliche Perſon ſowohl in das Fideicommiß, als 


in das Allodial-Vermögen des Fideicommiß⸗Beſitzers 
als Erbe folgt, in gewiſſen Hinſichten das Allodial⸗ 
Vermögen von jenem des Fideicommiſſes abgeſondert 


& 
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ausgewieſen werden wuß, ſo iſt es um ſo mehr noth⸗ 
wendig, von dieſer Abſonderung zu handeln, da dies 
ſelbe eine noch größere Aufmerkſam keit verdient, wenn 
die Perſonen verſchieden ſind, welche ſich in das eine 
und das andere Vermögen zu theilen haben. 


8 


Tritt der 1 Erbe in dag Alodial- - Bernd: 
gen, welcher zugleich zu dem Fideicommiß⸗ Vermögen 
des letzten Fideicommiß = Befigers aus dem Fideicom⸗ 
miß⸗Inſtitute berufen iſt, fo hat er das Allodial⸗ 
Vermögen von dem Fideicommiſſe aus jenem Grunde 
beſonders auszuweiſen, weil es ſich in Beziehung auf 
dasſelbe um den Pflichttheil i um andere Legate, oder 
um Allodial⸗ Schulden handeln kann, welche mit dem 
Fideicommiß⸗ Vermögen, und mit der Fideicommiß⸗ 
Herrſchaft durchaus nichts gemein haben „zu geſchwei⸗ 
gen, daß auch die Abhandlungsgebühren, zumal aber 
die Erbſteuerentrichtung, ſich ganz anders in den Allo⸗ 
dial⸗Erbſchaften, als in den fideicommiſſariſchen Erbs⸗ 
nachfolgungen verhalten. N 


S. 3. 


Bey dem Todfalle eines Fideicommiß⸗ Beſitzerg 
ſind alſo immerhin zwey Verlaſſenſchaftsabhandlungen 


a 
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in Ordnung zu bringen, die eine betrifft deſſen Allos 
dial⸗ Verlaſſenſchaft, die andere den fideicommiſſari⸗ 


ſchen Nachlaß. f 1 


5. 4. 


Aus dem erſtbemeldten Grundſatze folgt, daß auch 
zwey Erbserklaärungen der, Abhandlungsbehörde zu 
übergeben, fo wie auch zwey abgeſonderte Befchreis 
bungen und Schätzungen der, von einander verſchie— 
denen, Verlaſſenſchaftsmaſſen vorgenommen werden 
müſſen. 


§. 5. 


Bey Errichtung der Inventuren fängt das Ge⸗ 
ſchäft ber Abſonderung des Fideicommiſſes von dem 
Allodio an. Eben daher ſollten die gehörigen Maß: 
regeln der Abſonderung des Allodiums von dem Fidei⸗ 
commiſſe ſchon bey dieſer Gerichtshandlung beobach— 
tet werden. 8 | 

Allein das Gefchäft, die Vermögensbeſchreibun— 
gen über Verlaſſenſchaften vorzunehmen „ wird ges 
wöhnlich von allen Gerichtsſtellen den untergeordneten 


Amtsperſonen aufgetragen, denen die richterliche Ger 
walt zu urtheilen gar nicht zukommt; auch werden 
ſolche Verlaſſenſchafts -Inventuren aus dringenden 


Arſachen manchmal fo geſchwind vorgenommen, daß 


0 
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| : 
die Intereſſenten zu diefer gerichtlichen Handlung nicht 
vorgeladen werden, und derſelben nicht beywohnen 
können, daher bey Errichtung der Inventuren nur 
höchſt ſelten eine vollſtändige Abſonderung des fidei⸗ 
commiſſariſchen Nachlaſſes von der frey vererblichen 
Verlaſſenſchaft geſchieht. 


$. 6. 


Wenn dann aber auch wirklich aus Irrthum, 
oder aus Verſtoß irgend eine Sache in die Allodial⸗ 
Verlaſſenſchafts- Inventur aufgenommen würde, wel- 


che zur Fideicommiß⸗Verlaſſenſchaftsmaſſe gehörig iſt, 


oder umgekehrt; ſo iſt dadurch den Rechten der ver— 
ſchiedenen Perſonen, die das Allod zu erben, oder in 
das Fidicommiß einzutreten haben, nichts benommen, 
ſondern es bleibt jedem Theile frey, das Seinige aus 
jenen Inventuren, wohin es nicht gehörte, zu nehmen, 
und ſich zuzueignen. Sollte zwiſchen den Erben des 
Allodiums und des Fideicommiſſes hierüber ein Wi⸗ 
derſpruch obwalten, und ein gütliches Einverſtändniß 
nicht getroffen werden können; ſo findet natürlich das 
rechtliche Verfahren Statt, und der Streit muß durch 
richterlichen Spruch geendet werden. 


\ 
. 


g. 7. 
Die Erbserklärungen, welche gewohnlich den Er: 
zichtungen der Verlaſſenſchafts⸗Inventuren voraus- 


— 
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gehen, werden bekanntlich entweder simpliciter, und 
mit Begebung der Rechts wohlthaten der Inventur und 
des falctbiſchen Geſetzes „ oder aber mit ausdrücklichem 
Vorbehalte dieſer Rechts wohlthaten bey der Abhand⸗ 


lungs⸗Inſtanz überreicht. Bey fideicommiſſariſchen 


Verlaſſenſchaftsabhandlungen iſt eine mit ſolchen Vor⸗ 
ſichtsregeln verſehene Erbserklärung weder nöthig, 
noch üblich; denn der fideicommiſſariſche Erbe iſt beym 
Antritte der Fideicommiß = Erbfehaft ohne dieß nicht 
gefährdet, ſolche Laſten zu übernehmen, welche über 
bie Kräfte der Erbſchaft reichen könnten, und der 
Fideicommiß ⸗Beſitzer kann durch teſtamentariſche An— 
ordnung das Fideicommiß nicht weiter beſchweren, 
als daß er von dem bloßen Drittel des Werthes oder 


Betrages desſelben ſeinen, zum Fideicommiß nicht be⸗ 


rufenen, Kindern, und feiner Gattinn, wenn fie zu 
dieſen Kindern nicht Stiefmutter iſt, vier vom Hun⸗ 


dert zum Unterhalte anweiſen kann. 


Ich weiß wohl, daß die Gerichtsſtellen in der all— 


gemeinen Inſtruction II. Abtheilung §. 34., die durch 


das Patent vom 9. September 1785 ſelbſt zum Geſetze 
gemacht wurde, angewieſen find, eine gerichtliche In- 
ventur von Amtswegen einzuleiten, wenn der Erbe 
aus dem letzten Willen des Erblaſſers, oder aus An- 
ordnung des Geſetzes die Erbſchaft mit der Verbind- 


lichkeit erhält, fie künftig ganz oder zum Theile an 


andere zu übertragen. Allein ich bin der Meinung, 


1.1 


daß dort von Sloßen Subſtitutionen, deren Errich⸗ 
tungen faſt täglich in den Te ſtamenten geſchehen, nicht 


aber von Fideicommiſſen die Rede ſey, die ſchon ſeit 


langer Zeit beſtehen, deren eigentlicher umfang näm⸗ 
lich aus alteren In venturen „und Fideicommiß⸗Ta⸗ 
bellen ſchon fo bekannt iſt, daß eine abermalige Be- 
ſchreibung und Schätzung desſelben ganz überflüßig 
und zwecklos wäre. Übrigens wenn man auch mwirf- 
lich daraus ſchließen wollte, daß nach dem Abſterben 
eines Fideicommiß⸗Beſitzers von Amtswegen ei⸗ 
ne Inventur errichtet werden müffe, fo bleibt es dem⸗ 
ungeachtet immer wahr, daß der Fipeicommiß - Erbe 
die Erbserklärung überreichen dürfe, ohne nöthig zu 
haben, ſich darin auf die beneficia legis et inventarii 
zu berufen. | 


§. 8. 


Zur Abſonderung des Allodiums von dem Fidei⸗ 
commiſſe dienen vorzüglich die Fideicommiß = Tabellen, 
indem darin die Beſtandtheile des Fideicommiſſes aufs 
geführt erſcheinen. Auch geben die vorausgegangenen 
Fideicommiß Abhandlungen zum öfteren die richtigſten 
Aufſchlüße in zweifelhaften Fällen, vorzüglich aber, 
wenn es um die Einrichtungen zu thun iſt, welche bey 
fibelcommiſſariſchen Schlößern, und Häuſern zu dem 
Fideicommiſſe gehörig find. 
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5. 9. 
N 5 Wenn in den Fideicommiß ⸗Inſtituten die Herr- 
i ſchaften ſowohl, als deren fundus instructus zum 
| Fideicommiſſe erhoben wurden, ſo richtet ſich der fun- 
N dus instructus abermal vorzüglichſt nach den Beftim- 
{ mungen, die deßhalb ſchon in dem Fideicommiß⸗In⸗ 
| ſtitute ſelbſt gemacht worden find, Größere Verpflich⸗ 
tungen der Allodial-Erben alſo, welche wegen Zurück— 
laſſung eines beträchtlicheren fundi instructi ange- 
gangen werden wollten, müßten von dem Fideicom⸗ 
miß⸗Nachfolger mittelſt ſpäterer Verträge, oder an: 
» Herweitiger Beſtimmungen dargethan werden. Auch 
bier iſt es rathſam die Fideicommiß = - Tabellen, und 
die früheren Fideicommiß⸗ e zu Rathe zu 
ziehen. 


f, ae 


* 


S. 10. 


| Übrigens richtet ſich der fundus instructus in fei- 
nem kleineren oder größeren Umfange, wenn in den 
Vor⸗Acten durchaus keine nähere Beſtimmung hier— 
über zu finden wäre, nach dem gewöhnlichen Bedarfe 
der Wirthſchaftszweige, mit denen ein Real- Fideir 
commiß verſehen iſt. Der größere Umfang, oder die 
vielfältigeren Zweige der fideicommiſſariſchen Wirth⸗ 
(haft fordern auch einen, in feinen Rubriken ſowohl, 


er 


158 | 
als in der Anzahl der einzelnen Stücke, vergrößerten 


fundum instructum, und wenn dann hierüber ein 


Widerſpruch zwiſchen den Allodial- und Fideicommiß⸗ 
Erben entſtünde, ſo müßte dieſer ebenfalls durch das 
Gericht nach vorläufig eingehohltem Befunde von ſach⸗ 
kundigen Wuchſchaltern entſchieden werden. 


7 


$. II. 


Es ereignet ſich öfters, daß der letzte Beſitzer des 
Fideicommiſſes bey feinen Wirthſchaftsverhaltniſſen es 
nützlicher gefunden hat, ſeine Gründe, ſeine Zehende 


u. d. g. in Beſtand zu verlaſſen. Hier wurde ihm der 


ganze fundus instructus entbehrlich, er hat folglich 
alles verkauft, und nach feinem Abſterben iſt der Fidei⸗ 


commiß - Nachfolger , welcher dieſe Wirthſchaft wieder 


zum eigenen Betriebe zurücknimmt, in die Nothwen⸗ 
digkeit geſetzt, den kundum instructum ſich neuer— 
dings herbeyzuſchaffen. Wenn in einem ſolchen Falle 
der vorgängige Fideicommiß = Beſitzer nicht ſchon über 
den Geldbetrag des, von ihm zurück zu laſſenden, fundi 
instructi mit dem Anwärter übereingekommen wäre, 
ſo müßten ſeine Erben ohne Zweifel die veräußerten 
Wirthſchaftszugehörungen in jenen Preiſen vergüten, 
um welche der neue Fideicommiß = Befiger ſich ſelbe 
herbeyſchaffen müßte; wäre aber ſchon bey deren Ver⸗ 
kaufe ein übereinkommen über den Werth, und Preis 
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berfelben unter ihnen zu Stande gekommen, oder der 
Werth, über den man überein kam, ſchon als ein Fi- 
deicommiß - Capital depoſitiret worden, fo dürfte der 
angehende Beſitzer des Fideicommiſſes nur dieſes Ea- 
pital zum Behufe der anzuſchaffenden Wirthſchaftser— 
forderniſſe erheben, und ungeachtet dieſelben ihm mehr 
koſten könnten, iſt er doch verbunden, die einmal be— 
ſtimmten, und zum Betriebe der fideicommiſſariſchen 
Wirthſchaft nöthigen Vorauserforderniſſe feinem Nach⸗ 
folger in natura zurück zu laſſen. 


132. 
\ 
Aller Vorrath an Naturalien, Vieh, und Wirth⸗ 
ſchaftsgerüthſchaften, welcher über den fideicommiſſa⸗ 
riſchen Wirthſchaftsbedarf nach Abſterben des letzten 
Fideicommiß ⸗Beſitzers vorhanden iſt, gehört den Er- 
ben der freyen Verlaſſenſchaft. Gewöhnlich ereignen 
ſich die Todfälle der Fideicommiß - Befiger zu einer 


Zeit, wo fie den Winter- oder auch ſogar ſchon den 


Sommeranbau vollendet haben. Wer hier die gewöhn— 


liche Rechtsregel aufſtellen wollte: wer ſäet, der 


mähet, würde ſich ſehr verſtoßen, wenn er ſie zwi— 
ſchen den Allodial-Erben, und dem Fideicommiß⸗ 
Nachfolger in ihrer vollen Ausdehnung anwenden woll— 
te; denn der Letztere iſt in dem Augenblicke Herr der 
Nutznießungen der fidicommiſſariſchen Realitäten, als 
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ſich die Nachfolge in das Sheen für ihn sfr, 

| er nimmt alſo die von ſeinem Vorgänger wie immer 

vorbereiteten Ernten in Empfang, ſobald deren Bezie⸗ 
hung in den Zeit⸗Punct feines Antrittes fällt. 

ae X, 


x 


ER F. 13. 


Daraus folgt jedoch nicht, daß der Fideicommiß⸗ 
Nachfolger nicht den Allodial-Erben eine Vergütung 
für diejenigen, Erzeugniſſe machen müſſe, welche fein 
Vorgänger durch ſeine Bemühung und Auslagen ihrer 
Emporkommung und Reife Wee ſchon Maföbes 
dat. 0 


$. 14. 
Um dieſe Vergütung beſtimmen zu können, ſind 


die Geſetze, welche in analogen Fällen gewiſſe Vor⸗ 
ſchriften enthalten, und zugleich rechtskräftige Ent⸗ 


ſcheidungen, welche von dem Allerhöchſten Reviſorio 


ergangen ſind, zu Rathe zu ziehen. 


„„ 


Ich muß bekennen, daß dieſe mit einander nicht 


übereinkommen; es iſt demnach ſchwer hier eine ſichere 
Wahl anzugeben, ob ſich nach dem Fingerzeige der 
früheren Reviſions ⸗Reſolution, welche 
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beſtimmt über einen fideicommiſſariſchen Suceeſſions— 


Fall gefchöpft worden iſt, oder nach der Anleitung ei- 
nes nur in ähnlichen Fällen erlaſſenen wirkli-⸗ 
chen, jedoch ſpüteren Geſetzes zu benehmen ſey. 
Der Unterſchied zwiſchen dieſen vorläufig angezeigten 


Hülfsmitteln beſteht darin, daß in der bemeldten Höch— 


ſten Reviſions = Nefolution der terminus a quo, 
die Theilung der fruetuum tanı naturalium, quam 
eivilium vom 1. Januar, in dem fpäteren Geſetze aber 
eines ähnlichen Falles der nämliche terminus a quo, 
von Georgi angenommen wurde. 


F. 16. 


Ich will mich über alles dieſes näher erklären, 
und meine Meinung äußern. 

In Supplementis Cod. Aust. Parte I. fol. 681. 
wird in caulsa der fürſtlich v. Lichtenſteiniſchen Allo⸗ 
dial ⸗ und Fideicommiß = Erben durch Höchſte Revi— 
ſions⸗Reſolution vom 27. März 1713 entſchieden, 
daß die Theilung der Natural und Civil- Einkünfte 


der fürſtlich v. Lichtenfteinifchen Fideicommiſſe nach dem 


anno solari, nämlich vom 1. Januar geſchehen ſoll, 
woraus dann folgt, daß, wenn die Theilung der Ge— 
ſammteinkünfte eines ganzen Jahres in 12 gleiche Thei⸗ 


le geſchieht, die Allodlal-Erben jene Theile der Fidei⸗ 


| commiß⸗Einkunfte ſich zueignen können, welche den 


142 


| Zeit⸗ Punct betreffen, in welchen der letzte Fideeöm⸗ 
miß ⸗Beſitzer noch nach dem 1. Januar gelebt hat; 
3. B. der damalige Fürſt v. und zu Lichtenſtein wäre 
den 1. April verſtorben, fo würden deſſen Allodial⸗ 
Erben ein Viertl der geſammten Fideicommiß⸗ ⸗Einkünf⸗ 
te von dem Nachfolger des Fideicommiſſes behauptet 
haben, und die übrigen drey Viertheile würde der 
fideicommiſſariſche Nacherbe ohne weitere Erfaßver- 
bindlichkeiten für die Beſtreitung der Vorauslagen, 
wodurch die Erzeugniſſe desſelben Jahres von ſeinem 
Vorgänger vorbereitet worden wären, für ſich behal⸗ 
| ten können. Einen ganz anderen Maß ſtab aber in 
dieſer Berechnung hat das Patent vom 9. October 
1731 bey Erledigung der landesfürſtlichen Pfarren an⸗ 
genommen. Hier haben die Erben des verſtorbenen 
Pfarrers nur das Ratum der Pfarrwirthſchafts⸗Früch⸗ 
te in eben ſo viel Zwölftel wider den Nachfolger in 
der Pfarre in Anſpruch zu nehmen, wie viele Mona⸗ 
the der letzte Pfarrer nach dem 24. April verſtorben 
iſt. Geſetzt alſo, der Pfarrer wäre den 24. Septem⸗ 
ber geſtorben, fo haben deſſen Erben * von den kructi- 
bus naturalibus der Pfarrwirthſchaft zu fordern, und 
z gehören dem Nachfolger in der Pfarre. Indeſſen 
iſt doch richtig, daß gewiſſer Maßen der jeweilige 
Pfarrer eben ſo gut nur zeitlicher Nutznießer der geiſt⸗ 
lichen Wirthſchafts- Stiftung iſt, wie der Fideicom⸗ 
miß⸗Beſitzer nur als zeitlicher Nutznießer der fidei⸗ 
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commiſſariſchen Güter und Früchte betrachtet werden 
kann. Warum alſo hier ein Unterſchied jenes Zeitz 
Punctes, von welchem angefangen die Wirthſchafts— 
früchte zwiſchen den Erben des Verſtorbenen, und dem 
Wirthſchaftsnachfolger zu theilen ſind, angenommen 
worden ſey, iſt ſchwer zu errathen. 


| $. 17; 


Mir ſcheint übrigens der Zeit-Punct Georgi 
bey Wirthſchafts- Pfarren deßwegen als jener Zeit— 
ftand = Puncr angenommen worden zu ſeyn, von wel— 
chem in der weiteren Zeitfolge die fructus naturales 
zwiſchen den Erben des letztverſtorbenen Pfarrers und 
dem Nachfolger in der Pfarre zu theilen ſind, weil zu 
Georgi ſowohl die Winterſaaten, als die Sommer- 
früchte bereits beſtellet find, die Früchte ſodann wirk— 
lich zu wachſen, und fpäterhin zu reifen anfangen; 
wenn der Pfarrer folglich nach Georgi ſtirbt, ſo ſind 
die Früchte gleichſam auch für ihn beſtellet worden. 
Es iſt alſo billig, daß er oder feine Erben ſich einen 
Theil dieſer nach dem Verhältniße einer jährlichen 
Ernte von den, nach Georgi wachſenden und reifenden, 
Früchten zueignen können, 


S. 18. 


Dieſen Stand- Punct der Zeit, wo die Theilung 
anzufangen hätte, auf den 1. Januar zurück zu fegen, 


nicht vollkommen angemeſſen z 
Zeit iſt nur der Winterbau, nicht aber auch der Som⸗ 


Ei \ 8 * 8 2 
25 Sache, von velcher hier die Rede iſt, 


u ſeyn; denn zu dieſer 


merbau beſtellet, und ich finde gar keinen Grund, 
warum die Erben eines verſtorbenen Fideicommiß⸗Be⸗ 
ſitzers, wenn dieſer z. B. mit Ende Februars ſterben 
ſollte, noch den 6. Theil der Wirthſchaftsfechſungen 
von dem laufenden Jahre bekommen ſollen, da doch 


der Verſtorbene erſt im vergangenen Herbſte die Wirth⸗ 


ſchaftsfechſungen aller Art bezogen hat. Es iſt zwar 


— 


wahr, daß über dieſen fideicommiſſariſchen. Gegenſtand 
die obberührte, dieſer meiner Meinung entgegengeſetz⸗ 

2 Reviſions⸗ Entſcheidung vorliege, allein es koöͤn⸗ 
nen dort beſondere Verhältniſſe und Umſtände obge⸗ 
waltet haben, welche dieſen Ausſpruch veranlaßten, 
und damal war kein Geſetz vorhanden, welches an⸗ 


dere Grundſätze über dieſen Gegenſtand aufgeſtellet 


hätte. 
i 5. 19. * 


Es gibt gewiſſe Zweige der Wirthſchaften, wo 


| felbft der terminus Georgi nicht als der billige 


Zeit- Punct der Theilung zwiſchen den Erben des Ver⸗ 


ſtorbenen, und dem Nachfolger der Landwirthſchaft 


aufgeſtellet werden kann; z. B. die Holznutzung. 
Das Brenn- und Bauholz wird nach den Regeln der 
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Forſtwiſſenſchaft bloß in den Wintermonathen gefchlas 
gen. Hier iſt, dünkt mich, als Grundſatz anzuneh— 
men, daß, wenn der Fideicommiß-Beſitzer den Zeitz 
Punct der Holßzſchläge erlebt, oder vielleicht eben be— 
griffen war, die forſtmäßige Quantität des Holzes 
ſchlagen zu laſſen, dieſes Holz durchaus bloß den Allo— 
dial » Erben gehöre; ausgenommen das, was ſie da⸗ 

von zum laufenden jährlichen Bedarfe der Wirthſchaft 
an die angehenden Beſitzer abzugeben haben. Denn 
ich gehe abermal von dem Grundſatze aus, daß, 
nachdem der Fideicommiß - Befiger das volle Jahr erz 
lebt hat, wo der Holzſchlag wieder herumgetommen 
iſt, er die Holznutzung desſelben Jahres ſich ganz 
allein zueignen konnte. 


'$, 20. 


Bey Teichen oder Fiſchereyen verhält ſich die Sa⸗ 
che wieder anders. Die Teiche werden abgefiſcht, 
wenn anders die Brut nicht umſchlägt, nachdem die 
Fiſche zwey vollſtändige Hitzen überſtanden, mithin 
im 3. Jahre gleich ſam die dritte Hitze vollbracht ha— 
ben. Nun kann es ſich leicht fügen, daß der Fidei— 
commiß - Beſitzer gerade einige Monathe vor der Ab— 
fiſchung ſtirbt, und doch hat er die Fiſchbrut auf ſei— 
ne Koſten und Gefahr eingeſetzet, die Fiſche ernah⸗ 
ret, den Teich beſorgen, unb die Fiſche hürhen laſſen. 

| K 


4 1 

Es wäre alſo unbillig, die ganze Fiſchnutzung dem 
Fideicommiß ⸗ Nachfolger zu überlaſſen. Hier iſt es 
im Gegentheile billig, daß die Zeit der eingeſetzten 
Brut mit der Zeit der Abfiſchung zuſammen geſtellet, 
und der Fiſchnutzen nach Verhältniß der Zeit, zu wel⸗ 
cher der vorige Beſitzer geſtorben iſt, zwiſchen ſei⸗ 
nen Erben, und dem eee Beſitzer getheilet 
werde. 


| $. 21. 


Wenn der letztverſtorbene Fideicommiß⸗Beſitzer 
zu einer ſolchen Zeit geſtorben wäre, wo er nach mei⸗ 
nen Grundfägen von den Wirthſchaftsfrüchten ſeines 
Sterbjahres nichts mehr beziehen konnte, z. B. er 
ſtürbe gerade zu Georgi, ſo gebühren ihm Vergütun⸗ 
gen anderer Art. Denn alsdann hat er bereits den 
Feldbau ſowohl in Anbetracht der Winterfrüchte, als 
der Sommerſaaten beſtellet; er hat die Körner von 
feinem Eigenthume hergegeben, und die Felder gleich⸗ 
ſam zur nahen Ernte vorbereitet. Es iſt folglich ſo⸗ 
wohl gerecht, als billig, daß, nachdem er davon kei— 
nen Nutzen hat, ſondern dieſer vollends dem Fidei⸗ 
commiß ⸗ Nachfolger verbleibt, dieſer feinen Erben 
die auf die Beſtellung der Felder gemachten Auslagen 
verguͤte. 
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$. 22. 


Wo eine Theilung der Fechſungen ſelbſt, nach 
den obigen Grundfägen zwiſchen den Erben des letzten 
Fideicommiß Beſitzers und dem fideicommiſſariſchen 
Nachſolger, einzutreten hat, iſt von dem Letzteren die⸗ 
jenige Vergütung, von welcher erſt in dem unmittel⸗ 
bar vorhergehenden Abſatze die Rede war, nicht im 
ganzen Umfange der verwendeten Feldbaukoſten, ſon⸗ 
dern nach dem Verhältniſſe der Allodial-Erben zu lei⸗ 
ſten, als er Theil an den Fechſungen nimmt; denn 
auch die Allodial-Erben müffen verhältnißmäßig auf 
ihren Theil der Fechſungen die gemachten Auslagen 
auf ſich erliegen laſſen, gleichwie in dieſem Falle auch 
die Koſten der Einbringung verhältniß mäßig zu thei⸗ 
len ſind. 


S. 23. 


Was bis hieher in Betreff ber Theilung des fidel⸗ 
commiſſariſchen Einkommens zwiſchen den Allodial⸗-Er⸗ 
ben und dem Fideicommiß - Nachfolger geſagt worden 
iſt, betrifft bloß die kructus naturales tam penden- 
tes, quam perceptos. Was hingegen die fructus 
civiles betrifft, fo hat es mit der Theilung derſelben 
weniger Schwierigkeiten. 


K 2 
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5. 24. 


Hier glaube ich die Regel allgemein aufſtellen zu 
können, daß jenes, was hieran bis zu dem Sterbta⸗ 
ge des letzten Fideicomniß = Beſitzers verfallen, wie⸗ 
wohl übrigens noch nicht eingebracht iſt, den Allodial⸗ 
Erben; jene Zinſen (Früchte) aber, welche weiters 
9 laufen, dem Fideicommiß = Nachfolger gehörig ſeyn. 
Unter dieſe fructus civiles zähle ich die Beſtandſchil⸗ 
linge für Mühlen, Brauhäuſer, und andere Schank— 
gerechtigkeiten, Intereſſen von Fideicommiß > Capitas 
lien; nicht aber die in Beſtand verlaffer 
nen Grundſtücke, oder verpachteten Schä⸗— 
fereyen, und Meiereyen, denn dieſe, da ſie 
bloß das Surrogat der natürlichen Wirthſchaftsnut— 
zungen vorſtellen, gehören, der Theilung nach, unter 
den oben aufgeſtellten Grundſatz, daß ſie ſich, meines 
Dafürhaltens, nach dem termin Georgi richten. 


9. 25. 


Die Urſache, warum die kructus civiles nach 
der obigen Regel meines Dafürhaltens zu theilen find, 
beſteht darin, weil ſie gleichſam täglich vorfallen, 
mithin auch gleichſam als täglich percipirt gedacht 
werden können, und ich mir keine Urſache denken kann, 
welche dieſe Theilung im Wege der Gerechtigkeit, oder 
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Billigkeit unzuläßig machen könnte; denn wenn auch 
in dem oberwähnten Höchſten Reviſions-Ausſpruch⸗ 
in der Rechtsangelegenheit der fürſtlich v. Lichtenſtei— 
niſchen Allodial⸗ Erben wider den fürſtlichen Herrn 
Fideicommiß⸗ Nachfolger durchaus, folglich auch in 
Rückſicht der fructuum civilium der terminus des 
I. Januars bis zum Sterbtage bes fürſtlichen Herrn 
Fideicommiß = Befißers angenommen worden iſt, fo 
kann ich mich doch nicht überzeugen, daß dieſe Höchſte 
Reviſions⸗Reſolution als eine allgemeine Richtſchnur 
für alle Fälle gelten müſſe, weil ich ſchon bemerkte, 
da ßganz beſondere Gründe dieſes einzelnen Falles ger 
dachte Entſcheidung gerechtfertiget haben mögen. 


5. 26. 


Bey einer genauen Theilung des Allodial-Ver⸗ 


moögens von dem Fideicommiſſe iſt auch forgfältig dar- 


auf zu wachen, daß die Allodial-Erben jenen Pflich- 
ten Genüge leiſten, welche fie in Hinſicht des Fidei— 
commiſſes zu erfüllen haben. Wäre hierin etwas von 
dem letzten Beſitzer im Rückſtande gelaſſen worden, 
fo iſt dieſes als eine Activ = Poft des Fideicommiſſes 
aufzuführen, und von den Allodial-Erben zu berich— 
tigen. Schon oben iſt von ausſtändigen Depuratios 
nen geſprochen worden, welche billig hieher gehören. 
Der Abgang des fideicommiſſariſchen kundi instructi, 
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verwahrloſte Gebäude, die dem Einſturze drohen, 
und deren zweckmäßige Erhaltung dem Befiger obge⸗ 
legen wäre, geben nicht ſelten dem Fideicommiß⸗ 
Nachfolger die gerechteſten Air auf Terug 
dieſer Art, 


$.:27. 


Obſchon oben in Betreff der Theilung der fruc- 
tuum naturalium zwiſchen dem Allodial-Erben des 
letzten Fideicommiß⸗ Beſitzers und feinem Nachfolger 
im Fideicommiſſe Mehreres, als allgemeine Grundfäge, 
geſagt worden iſt; ſo kann es doch nach Umſtänden 
ſolche Ausnahmen geben, wo auch gerechter Weiſe 
von dieſen Grundſätzen abgewichen werden kann; 
3. B. der Stifter des Fideicommiſſes hätte in dem Fi⸗ 
deicommiß⸗Inſtitute dem Fideicommiß + Befiger aus⸗ 
drücklich eingeräumt, alles, was er vor dem Sterbs 
tage gefechſet hatte, als ſein Allod zu behalten; oder 
wenn in dem Fideicommiß⸗Inſtitute ſelbſt eine Vor⸗ 
ſehung getroffen worden wäre, was der letzte Beſitzen 
dem Fideicommiß⸗ Nachfolger in fructibus natura. 
libus, oder an fundo instructo überlaſſen ſoll. Denn 
alsdann wäre bloß auf den Inhalt des Fideicommiß⸗ 
Inſtitutes, nicht aber auf die allgemeinen Grundfäße 
nach der Regel: dispositio hominis tollit provisig« 
nem legis, dießfalls zu ſehen. 
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Übrigens wird, wenn das Fideicommiß vom Al: 
lod einmal abgeſondert worden iſt, von dem Fidei— 
commiß⸗ Nachfolger eine beſondere Fideicommiß⸗-Ab⸗ 
handlung gepflogen. Dieſe Abhandlung beſteht bloß 
in dem Ausweiſe des reinen Fideicommiß⸗Vermö⸗ 
gens, und wenn das Fideicommiß auf einen Seiten⸗ 
verwandten des letzten Beſitzers fällt, fo iſt auch eine 
beſondere Erbſteuer-Conſignation der Fideicommiß⸗ 
Abhandlungsbehörde zu übergeben. Daß die Fidei- 
commif = Vermögensausweiſe bloß in Betreff der da- 
von zu berechnenden Sterbtaxe, die Erbſteuer-Con⸗ 
ſignation aber wegen der zu bemeſſenden Erbſteuer— 
gebühr überreicht werde, darf wohl nicht noch bemer— 
ket werden; daher iſt es ſich in dieſen Ausweiſungen 
eben fo wie in den Allodial⸗ eee 1 be⸗ 
nehmen. 


$. 29 


Als etwas Beſonderes verdient jedoch noch erin— 


nert zu werden, daß der Fideicommiß⸗ Nachfolger der 


Erbſteuerentrichtung auch alsdann unterworfen ſey, 
wenn er wirklich von dem Fideicommiß - Stifter in 
gerader Linie abſtammte. Denn das Erbſteuer-Patent 
bezieht ſich bey Ausſchreibung dieſer Schuldigkeit nicht 
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| A 
auf die Verwandtſchaft des Fideicommiß⸗ Stifters 
mit dem Fideicommiß = Nachfolger, fondern auf jene, 
in welcher der letzte Beſitzer mit ſeinem unmittelbaren 
Nachfolger geſtanden 5 


$. 30. 


Eben fo hat aber auch eine beſondere Ausnahme 
in der Entrichtung der Erbſteuer ſelbſt in fideicom⸗ 
miſſariſchen Erbfolgen Statt. Denn einmal beträgt 
dieſelbe 1o vom Hundert, wie in Majorat: und ſimul⸗ 
taneiſchen Erbnachfolgen; ein andermal, nämlich bey 
Seniorats⸗Nachfolgen dürfen nur 5 vom eben 
Erbſteuer entrichtet werden. 


5. 31. | 


Beyde Claſſen der Fideicommiß⸗ Nachfolger ge⸗ 
nießen noch dabey eine fernere Wohlthat; nämlich je⸗ 
ne, welche zufolge des erſt Geſagten ro vom Hundert 
zu entrichten haben, dürfen die Erbſteuer in 6 jähr⸗ 
lichen gleichen Zahlungsfriſten entrichten. Die Senio⸗ 
rats⸗ Nachfolger aber, welche nur mit einer 5sigen 
Erbſteuer belegt ſind, können dieſe Gebühr in 3 glei⸗ 
chen, jährlichen Raten, und zwar die letzteren mit der 
weiteren Begünſtigung abführen, daß, wenn das 
Seniorat-Fideicommiß in dieſer Zwiſchenzeit wieder 
erlediget würde, die Allo dial- Erben des Seniorats⸗ 
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Fideicommiß⸗ Befiger8 von dem laufenden Rück ſtan⸗ 
de der Erbſteuer befreyet wären, 


5. 32. 


Die von dem Fideicommiß⸗ Nachfolger überreich⸗ 
te Fideicommiß⸗Ausweiſung ſollte dem Fideicommiß⸗ 
Curator zur Einſicht zugeſtellet, und derſelbe zugleich 
vernommen werden, ob er keine Bemerkungen in Hin— 
ſicht des angegebenen Fideicommiß Vermögens er 
jubringen babe: 


S. 33. 


Finden ſich keine Anſtände über gedachte Aus— | 
weiſe, welche von dem Fideicommiß⸗ Erben mit ei- 
nem Abhandlungsgeſuche zu der Abhandlungsbehörde 
einbegleitet werden, ſo erfolgt darüber ohne weiters 
der Abhandlungsverlaß, worin dem Fideicommiß⸗ 

Erben bekannt gemacht wird, daß er nach gezeigter 
Bezahlung der ihm ausgemeſſenen Sterbtaxe, und 
5 der allfälligen Erbſteuer, welche von der k. k., in 
5 Erbſteuerſachen aufgeſtellten, Hof -Commiſſion bes 
| ſtimmet wird, um die wirkliche gerichtliche Einant⸗ 
wortung anlangen könne. 


34. 


Die wirklich geſchehene gerichtliche Eina antwor⸗ 
tung des Real- Fideicommiſſes iſt zugleich die eigent⸗ 


| 


1 


liche Legitimation des Fideicommiß⸗Nachfolgers, wel⸗ 


che von den Landtafeln oder Grundbüchern zur land⸗ 
täflichen oder grundbüchlichen Einverleibung des recht⸗ 


lichen Beſitzers des e en Inhabers angenom⸗ 


men werden muß. 
$. 35. 


Würden ſich während der Fideicommiß⸗ Abhand⸗ 
lungspflege zwiſchen den Fideicommiß⸗ und Allodial⸗ 
Erben Streitigkeiten wegen einzelner Erſatz- Rubriken 
ergeben; fo hindern fie höchſt ſelten, wenn fie auch 
in der Zwiſchenzeit nicht entſchieden worden wären, 
die wirkliche Fideicommiß⸗ Verlaſſenſchaftseinantwor⸗ 
tung. Denn gewöhnlich ſind derley Anſprüche in 
Rückſicht des ganzen übrigen Fideicommiß⸗Vermö⸗ 
gens nur geringfügige Gegenſtände, deren Austra= 
gung in dem Fideicommiß⸗ Abhandlungsverlaße auf 
den gewöhnlichen Rechtsweg mit dem Beyſatze ver- 
wieſen werden, daß der Fideicommiß⸗ Erbe nach der 
Zeit der Fideicommiß = Inſtanz die Anzeige mache, 
wie der ſtreitige Gegenſtand geendet worden if. 


S. 36. 


Wenn der Fideicommiß⸗ Nachfolger endlich durch 
die wirkliche gerichtliche Einantwortung des Fideicom⸗ 
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miſſes als Inhaber desſelben legitimirt iſt, ſo erlö⸗ 
ſchen zwar ipso jure alle Vormerkungen, welche in 
Beziehung auf die Perſon des vorigen Beſitzers ad 
fructus des Fideicommiſſes geſchehen ſind; allein da 
die Landtafeln und Grundbücher auch derley ipso jure 
außer Kraft geſetzte Vormerkungen in ihren Büchern 
nicht auslöſchen, wenn nicht die vorgemerkten Urkun— 
den, die landtäflichen oder grundbüchlichen Ausferti— 
gungen zugleich im Original daſelbſt vorgebracht wer⸗ 


den, ſo ſteht dem Fideicommiß⸗ Nachfolger, als neuem 


Beſitzer gegen die Allodial⸗Erben ſeines Vorgängers 
das Recht zu, zu begehren, daß fie ihm auf ihre Ko⸗ 
ſten die wirkliche Löſchung folder Vormerkungen vers 
ſchaffen. OR SR 
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